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§ 1. VertragschlieRende

Der Kollektivvertrag wird vereinbart zwischen der Bundesssparte Industrie der Wirtschafts-
kammer Osterreich einerseits und dem Osterreichischen Gewerkschaftsbund, Gewerkschaft
der Privatangestellten, Sparte Industrie und Gewerbe, andererseits.

§ 2. Geltungsbereich
(1) Der Kollektivvertrag gilt
raumlich: fir alle Bundeslander der Republik Osterreich;

fachlich: fur alle Mitgliedsfirmen der Textilindustrie, innerhalb des Fachverbandes Textil-,
Bekleidungs-, Schuh- und Lederindustrie, Berufsgruppe Textilindustrie, ausgenommen jene,
die der Fachgruppe der Stickereiwirtschaft VVorarlbergs angehoren;

personlich: fur alle dem Angestelltengesetz unterliegenden Dienstnehmer sowie fur kaufmén-
nische Lehrlinge und technische Zeichner-Lehrlinge. Als kaufménnische Lehrlinge gelten auf
Grund des Berufsausbildungsgesetzes und der Lehrberufsliste insbesondere die Lehrlinge, die
in den Lehrberufen Industriekaufmann und Blrokaufmann ausgebildet werden.

(2) Der Kollektivvertrag gilt nicht:

a) fur Vorstandsmitglieder, Direktoren, Geschéaftsfuhrer von Gesellschaften mit beschrankter
Haftung, soweit vorgenannte nicht arbeiterkammerumlagepflichtig sind,;

b) flr Pflichtpraktikanten und Volontére; Pflichtpraktikanten sind Studierende, die zum
Zweck einer beruflichen (technischen, kaufmannischen oder administrativen) VVor- oder Aus-
bildung aufgrund schulrechtlicher Vorschriften voriibergehend beschaftigt werden, Hinsicht-
lich der Vergutung fur diese Pflichtpraktikanten gilt 8 18 a. VVolontare sind Personen, die zum
Zweck einer beruflichen (technischen, kaufmannischen oder administrativen) VVor- oder Aus-
bildung beschéftigt werden, sofern dieser Umstand bei der Einstellung ausdriicklich festgelegt
worden ist und sie nicht langer als ein halbes Jahr in einer Firma beschaftigt werden;

c) fur Filialleiter und Filialleiterinnen, Kassiere und Kassierinnen in Selbstbedienungsladen
sowie sonstige Verkaufsangestellte der Molkereien.

§ 3. Geltungsdauer
(1) Der Kollektivvertrag tritt am 1. November 1991 in Kraft.
(2) In der Neufassung dieses Kollektivvertrages sind alle Anderungen beriicksichtigt, die im
Zeitraum von 1. November 1984 bis 31. Oktober 1991 zwischen den abschlussberechtigten

Partnern vereinbart wurden.

(3) Der Kollektivvertrag kann von beiden Teilen unter Einhaltung einer dreimonatigen Kiin-
digungsfrist zu jedem Monatsletzten mittels eingeschriebenen Briefes gekiindigt werden.

(4) Die Bestimmungen tber die Hohe der Mindestgrundgehalter (8 19 Abs. 3) und Vereinba-

rungen, die gemaR § 22 Abs. 1 lit. d und e getroffen worden sind, kénnen mit einmonatiger
Kindigungsfrist zu jedem Monatsletzten mittels eingeschriebenen Briefes gekundigt werden.

4



(5) Die Bestimmungen Gber die Hohe der Lehrlingsentschadigungen fiir Lehrlinge (8§ 18) und
des Nachtarbeitszuschlages (8 6) kénnen mit einmonatiger Kiindigungsfrist zu jedem Monats-
letzten mittels eingeschriebenen Briefes geklndigt werden.

(6) Fur den Ausspruch und die Entgegennahme von Kiindigungen im Sinne der Abs. 3 und 5
ist unternehmerseits die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft, Sparte Industrie, zu-
standig. Fur den Ausspruch und die Entgegennahme von Kiindigungen im Sinne des Abs. 4
sind unternehmerseits die einzelnen Fachverbénde zusténdig.

(7) Wéhrend der Kiindigungsfrist sollen Verhandlungen wegen Erneuerung beziehungsweise
Abénderung des Kollektivvertrages gefiihrt werden.

§ 4. Normalarbeitszeit

Gilt fur alle Mitgliedsfirmen des Fachverbandes Textil-, Bekleidungs-, Schuh- und Lederin-
dustrie, Berufsgruppe Textilindustrie, ausgenommen jene, die der Fachgruppe der
Stickereiindustrie VVorarlbergs angehoren.

(1): Die normale Arbeitszeit betrégt ausschliellich der Pausen 38,5 Stunden wochentlich. In
Betrieben, in denen fiir die ménnlichen Arbeiter tiber 18 Jahren kollektivvertraglich eine kiir-
zere Arbeitszeit festgelegt ist, gilt diese Arbeitszeit auch fur alle Angestellten.

(2): Die Normalarbeitszeit des Personals von Verkaufsstellen im Sinne des Ladenschlussge-
setzes kann in den einzelnen Wochen eines Zeitraumes von 4 Wochen bis zu 44 Stunden aus-
gedehnt werden, wenn innerhalb dieses Durchrechnungszeitraumes die regelmaRige wochent-
liche Arbeitszeit durchschnittlich 38,5 Stunden nicht Uberschreitet.

Der zur Erreichung der durchschnittlichen Arbeitszeit im Durchrechnungszeitraum erforderli-
che Zeitausgleich ist unter Berlicksichtigung der jeweiligen Betriebserfordernisse zusammen-
hangend zu gewahren. Zeitausgleich von mehr als 4 Stunden kann in zwei Teilen gewahrt
werden, wobei ein Teil zumindest 4 Stunden zu betragen hat.

(2a): Fallt in Verbindung mit Feiertagen die Arbeitszeit an Werktagen aus, um dem Dienst-
nehmer eine langere zusammenhé&ngende Freizeit zu ermdglichen, so kann, sofern ein Einar-
beitungszeitraum von 7 Wochen tberschritten werden soll, durch Betriebsvereinbarung die
Verteilung der ausfallenden Normalarbeitszeit auf die Werktage von héchstens 52, die Aus-
fallstage einschlieenden Wochen geregelt werden. Ein Einarbeitungszeitraum von mehr als
13 Wochen ist zul&ssig, wenn grundsatzlich die einzuarbeitende Arbeitszeit gleichméRig auf
die Wochen oder Tage des Einarbeitungszeitraumes verteilt wird. Durch Einarbeiten im Sinn
dieser Bestimmung darf die Normalarbeitszeit 45 Stunden einschlielich Mehrarbeit im Sinn
des § 4a nicht Gbersteigen bzw. in jenen Féllen, in denen die Normalarbeitszeit einschlieRlich
Mehrarbeit 40 Stunden in der Arbeitswoche tibersteigt, um hochstens 5 Stunden verléangert
werden. Endet das Dienstverhaltnis vor Konsumierung der eingearbeiteten Zeit (Freizeit), so
gebiihrt fir die nicht konsumierte Zeit die entsprechende Uberstundenvergiitung. Die Be-
stimmungen dieses Absatzes lassen die Regelung des Abs. 3 unberihrt.

(3): Die wochentliche Normalarbeitszeit kann insbesondere zur Beibehaltung der Betriebs-
laufzeit oder zur Einarbeitung in Verbindung mit Feiertagen bis zu 40 Stunden ausgedehnt
werden, wenn daflr ein Zeitausgleich in ganzen Tagen erfolgt. Dieser Zeitausgleich hat in-
nerhalb von 13 Wochen zu erfolgen. Der 13-Wochen-Zeitraum beginnt ab Geltungsbeginn
der betrieblichen Regelung, ansonsten ab Beendigung des vorangegangenen Zeitraumes.



Durch Betriebsvereinbarung oder, soweit kein Betriebsrat besteht, durch schriftliche Einzel-
vereinbarung kann dieser Zeitraum bis zu 52 Wochen erstreckt werden. Steht die Lage des
Zeitausgleiches nicht von vornherein fest, ist der Zeitpunkt im Einvernehmen zwischen Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer festzulegen. Im Fall der Nichteinigung hat der Zeitausgleich vor
Ende des Ausgleichszeitraumes zu erfolgen, wobei in diesem Fall bei Urlaub, Feiertag und
bezahlter Dienstverhinderung vor Ende des Ausgleichszeitraumes der Zeitausgleich unmittel-
bar vor- oder nachher zu erfolgen hat.

Ist dies aus wichtigen Grunden im Sinne des § 20 Arbeitszeitgesetz nicht mdglich, kann er in
den nachsten Kalendermonat vorgetragen werden. Ist die Lage des Zeitausgleiches nicht im
Voraus festgelegt, entsteht fur Tage des Gebiihrenurlaubes kein Anspruch auf Zeitausgleich.

Wird der Zeitausgleich aus Griinden, die auf Seiten des Arbeitgebers liegen, nicht moglich, ist
mit Ablauf des vereinbarten Zeitraumes die ber 38,5 Stunden pro Woche geleistete Zeit als
Uberstunde zu bezahlen. Dasselbe gilt bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses vor Inan-
spruchnahme des Zeitausgleiches.

Zeiten des Urlaubs fir den gesamten Betrieb sind von den Bestimmungen des 8§ 4 (3) ausge-
nommen.

(4) Durchrechenbare Normalarbeitszeit

1. Mittels Betriebsvereinbarung oder - wenn kein Betriebsrat besteht - mittels schriftlicher
Einzelvereinbarung, kann die wochentliche Normalarbeitszeit innerhalb eines Zeitraumes von
26 Wochen ungleichméfiig so verteilt werden, dass sie im wochentlichen Durchschnitt die in
Abs. 1 festgelegte wochentliche Normalarbeitszeit von 38,5 Stunden nicht tiberschreitet. Sol-
chen Vereinbarungen durfen berticksichtigungswurdige Interessen des Arbeitnehmers nicht
entgegenstehen. Bei der Verhandlung ber diese Arbeitszeiteinteilung soll auf die Bereitstel-
lung von Infrastruktureinrichtungen Bedacht genommen werden.

Dabei kann die wochentliche Normalarbeitszeit (38,5 Stunden) zusatzlich zu einer moglichen
Mehrarbeit gemaR 8§ 4a (wdchentlich 1,5 Stunden) fur insgesamt 40 Stunden innerhalb von 26
Wochen in einzelnen Wochen bis zu 48 Stunden ausgedehnt werden, wobei die Mehrarbeit
gemaR § 4a in der Betriebs- bzw. Einzelvereinbarung zu regeln und gesondert festzuhalten ist.

Mittels Betriebsvereinbarung und Zustimmung der Kollektivvertragspartner kann dieser
Durchrechnungszeitraum bis zu 52 Wochen und die Stundenzahl auf 80 erweitert werden.
Erfolgt innerhalb von 2 Wochen nach Einlangen der Betriebsvereinbarung bei den Kollektiv-
vertragspartnern kein Widerspruch, gilt dies als Zustimmung.

2. Das Ausmal? und die Lage der Arbeitszeit in den einzelnen Wochen kann im Durchrech-
nungszeitraum mindestens 14 Tage jeweils im Vorhinein festgelegt werden. In der Betriebs-
vereinbarung (bzw. schriftlichen Einzelvereinbarung) ist zu regeln, wie bei der Festlegung der
zusétzlichen Arbeitsschichten pro Woche, soweit diese kurzfristiger als 3 Wochen im vorhi-
nein erfolgt, auf familiar bedingte Umstande der Angestellten Riicksicht gegnommen wird.

3. Zeiten des Urlaubs fiir den gesamten Betrieb oder flr Betriebsabteilungen sind bei Verein-
barung solcher Durchrechnungszeitrdume auszunehmen und es gilt hiefiir die wochentliche
Normalarbeitszeit geméal Abs. 1.

4. Bei Zusammentreffen einer vereinbarten durchrechenbaren Normalarbeitszeit geméal Abs.
4 und einer Einarbeitungsvereinbarung geman § 4 Abs. 3 Arbeitszeitgesetz dirften 48 Stun-
den pro Woche nicht tberschritten werden.



5. Wahrend des Durchrechnungszeitraumes gebiihrt das Gehalt fiir das Ausmal} der durch-
schnittlichen Normalarbeitszeit. Auf Stunden bezogene Entgeltteile (z.B. Zulagen und Zu-
schldge) werden nach den geleisteten Stunden abgerechnet.

6. Scheidet ein Arbeitnehmer wéhrend des vereinbarten Durchrechnungszeitraumes aus, so
gebuhrt fur die bis zum Ausscheiden im Verhaltnis zur durchschnittlichen Normalarbeitszeit
zuviel geleistete Arbeit Uberstundenentlohnung; diese entfallt bei unberechtigtem vorzeitigen
Austritt oder verschuldeter Entlassung.

7. Das im Verhéltnis zur geleisteten Arbeit bis zum Ausscheiden gegeniber der durchschnitt-
lichen Normalarbeitszeit zuviel bezahlte Gehalt hat der Arbeithehmer dann zuriickzuzahlen,
wenn er selbst kiindigt, ohne wichtigen Grund vorzeitig austritt oder aus seinem Verschulden
entlassen wird.

8. Fur ab dem 01.04.2006 beginnende Durchrechnungszeitraume gilt: Ist am Ende des Durch-
rechnungszeitraumes der Zeitausgleich nicht vollstdndig erfolgt, konnen Zeitsalden im Aus-
malf von bis zu 40 Stunden in den nachsten Durchrechnungszeitraum Ubertragen werden.

(5) Schichtarbeit

1. Bei Schichtarbeit ist mittels Schichtplan die Arbeitszeit so einzuteilen, dass die gesetzliche

Mindestruhezeit eingehalten und im Durchschnitt die wochentliche Normalarbeitszeit geman

Abs. 1 innerhalb des Schichtturnus nicht tberschritten wird. Eine Verkiirzung der ununterbro-
chenen Ruhezeit gemaR 8 12 Abs. 1 AZG auf 10 Stunden ist zul&ssig. In Betrieben mit Zwei-
oder Dreischichtsystemen kdnnen die Bestimmungen des Abs. 4, durchrechenbare Normalar-
beitszeit, angewendet werden.

2. Wenn es die betrieblichen Verhaltnisse erfordern, kann im Drei- oder Mehrschichtbetrieb
die wochentliche Normalarbeitszeit geméalt Abs. 1 innerhalb des Schichtturnus ungleichmagig
so verteilt werden, dass sie im Durchschnitt des Schichtturnus 42 Stunden nicht Uberschreitet.

In Schichtsystemen mit mehr als 3 Schichten (teilkontinuierliche oder vollkontinuierliche
Arbeitsweise) kann die Normalarbeitszeit in einzelnen Wochen auf bis zu 56 Stunden ausge-
dehnt werden.

Die sich daraus ergebenden Uber- oder Unterschreitungen der wéchentlichen Normalarbeits-
zeit gemél Abs. 1 sind innerhalb eines 26 Wochen nicht tibersteigenden Durchrechnungszeit-
raumes auszugleichen.

Eine Verlangerung dieses Durchrechnungszeitraumes bis zu 52 Wochen ist nur mittels Be-
triebsvereinbarung und Zustimmung der Kollektivvertragspartner rechtswirksam.

Erfolgt innerhalb von 2 Wochen nach Einlangen der Betriebsvereinbarung bei den Kollektiv-
vertragspartnern kein Widerspruch, gilt dies als Zustimmung.

3. Die Bestimmungen des § 4a Mehrarbeit diirfen im Dreischichtbetrieb nur angewendet wer-
den, wenn im Durchschnitt des Schichtturnus 40 Stunden pro Woche nicht tberschritten wer-
den.

4. Die Festlegung des Zeitausgleiches hat unter Beriicksichtigung der betrieblichen Erforder-
nisse einvernehmlich zu erfolgen.



Dieser Zeitausgleich hat moglichst in ganzen Arbeitstagen zu erfolgen. Kommt ein Einver-
nehmen nicht zustande, hat der Zeitausgleich vor Ende des vereinbarten Durchrechnungszeit-
raumes zu erfolgen.

Bei Vorliegen betriebswichtiger Griinde kann der Zeitausgleich nur in den nachsten Durch-
rechnungszeitraum, langstens jedoch 13 Wochen, vorgetragen werden.

Die Anspriiche nach dem Nachtschwerarbeitsgesetz werden durch die Gewahrung von Frei-
schichten im Sinne dieses Punktes nicht beruhrt.

(5a) Ubergangsbestimmungen und Kiindigungsbestimmungen zu Abs. 4 und 5

a) Betriebliche Regelungen aufgrund der Bestimmungen § 4 Abs. 4 und 5 betreffend ,,fiinf
zusatzliche Vollschichten an Samstagen® des Kollektivvertrages tiber die Verkiirzung und
Neugestaltung der Arbeitszeit vom 14.12.1988 konnen ab 1.9.1997 nicht mehr vereinbart
werden.

b) Betriebliche Regelungen aufgrund der Bestimmungen § 4 Abs. 4 und 5 betreffend ,,fiinf
zusétzliche Vollschichten an Samstagen® des Kollektivvertrages tiber die Verkiirzung und
Neugestaltung der Arbeitszeit vom 14.12.1988, die vor dem 1.9.1997 vereinbart wurden,
bleiben bis zum Ablauf des vereinbarten Zeitraumes in Geltung.

8 4 Abs. 4 und 5 sowie 8 4a konnten unter Einhaltung einer 3-monatigen Kiindigungsfrist
zum 31.12.1999 aufgekindigt werden. Erfolgt keine Aufkindigung, gelten § 4 Abs. 4 und 5
sowie § 4a als Bestandteil des Rahmenkollektivvertrages. Wird aufgekundigt, tritt das vor
dem 1.9.1997 geltende Recht wieder in Kraft.

Vereinbarungen, bei denen Durchrechnungszeitrdume tber das Ende der Kindigungsfrist
hinausgehen, bleiben aufrecht.

(6): Bereits bestehende kiirzere Normalarbeitszeiten bleiben aufrecht.

(7): Regelungen im Sinne der Abs. 3 bis 5 kdénnen fir den gesamten Betrieb sowie Betriebs-
abteilungen bzw. Tatigkeitsbereiche abgeschlossen werden.

(8): In Betrieben, in denen sowohl Betriebsbereiche mit der jeweiligen Normalarbeitszeit der
Abs. 1 bis 5, als auch Betriebsbereiche mit kiirzerer wochentlicher Normalarbeitszeit geman
Abs. 6 in Frage kommen, gilt fiir neu eingetretene Angestellte sowie bei innerbetrieblichen
Versetzungen jeweils die Arbeitszeit jenes Betriebsbereiches, dem der Angestellte zugeteilt
wird.

(9): Soweit nicht durch Schichteinteilung eine andere Arbeitszeit erforderlich ist, hat die Ar-
beitszeit an Samstagen um 13 Uhr zu enden.

(10): Am 24. und 31. Dezember hat die Arbeitszeit um 12 Uhr zu enden. Gilt fiir die Arbeiter
eines Betriebes an diesen beiden Tagen kein solcher Frihschluss oder erst ein nach 12 Uhr
liegender Arbeitsschluss, so gilt flr jene Angestellten, deren betriebliche Anwesenheit wegen
ihres regelmaliiigen Arbeitszusammenhanges mit den Arbeitnehmern notwendig ist, an diesen
beiden Tagen die fiir die Arbeiter des Betriebes vorgesehene Arbeitszeitregelung.



(11): Die Verteilung der wochentlichen Normalarbeitszeit auf die einzelnen Wochentage, der
Beginn und das Ende der taglichen Arbeitszeit sowie die Lage der Pausen sind auf Grund
obiger Bestimmungen unter Berlicksichtigung der jeweiligen Betriebserfordernisse nach
Mafgabe der gesetzlichen Bestimmungen — insbesondere Arbeitszeitgesetz, Arbeitsruhege-
setz und Arbeitsverfassungsgesetz — festzulegen.

Im Sinne des 8 11 (2) Kinder- und Jugendbeschaftigungsgesetzes ist fir Angestellte und
Lehrlinge unter 18 Jahren die Verteilung der wochentlichen Normalarbeitszeit auf 5 Wochen-
tage zuldssig.

Gemal} § 11 Abs.2 Kinder- und Jugendlichenbeschéftigungsgesetz (KIJBG) kann die wdchent-
liche Normalarbeitszeit insbesondere zur Ermdglichung einer langeren Wochenendruhe an
jene der erwachsenen Arbeitnehmer angeglichen werden. Erfolgt eine ungleichmaRige Vertei-
lung der wochentlichen Normalarbeitszeit tber einen durch diesen Kollektivvertrag ermog-
lichten Durchrechnungszeitraum, so kann auch die Wochenarbeitszeit jugendlicher Arbeit-
nehmer gemal § 11 Abs. 2a KIBG abweichend von den Bestimmungen des § 11 Abs. 1 die-
ses Gesetzes ungleichmalig verteilt werden sowie gemald § 19 Abs. 7 KIBG das AusmaR der
Wochenfreizeit in einzelnen Wochen verkiirzt werden.

(12): Soweit die Bezahlung und die Anrechnung der Pausen auf die Normalarbeitszeit nicht
auf Grund zwingender gesetzlicher VVorschriften erfolgt, sind derartige Pausen im Verhaltnis
1,5 : 5 auf die Arbeitszeitverkiirzung anzurechnen.

Besteht vor dem 1. J&nner 1990 bereits eine kiirzere Normalarbeitszeit als 40 Wochenstunden
und betrégt somit die Verkurzung weniger als 1,5 Stunden, verringert sich die Anrechnungs-
mdoglichkeit entsprechend.

§ 4 a. Mehrarbeit
erhalt folgende Fassung (gilt ab 1. April 1990):

Das AusmalR der ab Janner 1990 durchgefiihrten Verkirzung der wochentlichen Normalar-
beitszeit (bei bisher 40 Stunden Normalarbeitszeit 1,5 Stunden pro Woche) ist Mehrarbeit,
welche bis zum 31. Méarz 1992 zuschlagsfrei zu behandeln ist. Ab 1. April 1992 gebiihrt fur
diese Mehrarbeit ein Zuschlag von 50 Prozent. Die Mehrarbeit wird auf das erlaubte Uber-
stundenausmaf nicht angerechnet.

Dieser Grundsatz gilt auch bei anderer Verteilung der Normalarbeitszeit im Sinne § 4 Abs. 2
bis 5. Die Bestimmungen (iber Mehrarbeit finden bei Bandbreitenregelungen geméR 8§ 4 Abs.
4 und bei Dreischichtbetrieb geméal § 4 Abs. 5, soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt
wird, keine Anwendung. Bei Bandbreitenregelungen, bei denen wahrend der gesamten Lauf-
zeit der Bandbreite die Normalarbeitszeit von 40 Wochenstunden nicht tiberschritten wird,
kann die Bestimmung tber die Mehrarbeit angewendet werden. Im Dreischichtbetrieb sind
die Bestimmungen (iber Mehrarbeit nur dann anzuwenden, wenn im Durchschnitt des
Schichtturnus 40 Stunden pro Woche nicht tberschritten werden. Hinsichtlich dieser Mehrar-
beit sind die Bestimmungen des Arbeitszeitgesetzes tiber die Anordnung von Uberstunden
sinngeman anzuwenden. Arbeitszeiten, fir die auf Grund des § 5 Abs. 3, 5, 6, 7, 8 ein Zu-
schlag von mehr als 50 Prozent gebiihrt, gelten nicht als Mehrarbeit im Sinne des § 4a, son-
dern als Uberstunde. Abweichend von § 5 Abs. 3 liegt Mehrarbeit dann vor, wenn die Stun-
den nicht in die Nacht (22 Uhr bis 6 Uhr) fallen.

Durch die Mehrarbeit darf die tdgliche Arbeitszeit von 9 Stunden nicht Gberschritten werden.
Ausgenommen davon sind jene Félle, in denen eine Ausdehnung der taglichen Normalar-
beitszeit Gber 9 Stunden durch das Gesetz zul&ssig ist.

Mehrarbeit kann im Einvernehmen mit dem Arbeitnehmer auch durch Zeitausgleich im Ver-
haltnis 1 : 1 abgegolten werden. Der Zeitausgleich im Verhéltnis 1 : 1 gilt auch ab 1. April
1992.



§ 4 b. Nachtarbeit

(1) Nachtarbeit ist nur zul&ssig, soweit eine freiwillig abgeschlossene schriftliche Vereinba-
rung (Dienstzettel) vorliegt. Lehnen Angestellte eine solche Vereinbarung ab, darf aus diesem
Grund das Arbeitsverhaltnis nicht beendet werden; Glaubhaftmachung genugt. Eine unzulds-
sige Beendigung liegt nicht vor, wenn eine hohere Wahrscheinlichkeit flr ein anderes, vom
Arbeitgeber glaubhaft gemachtes Motiv spricht. Unkenntnis des Arbeitgebers von der Ableh-
nung kann nicht geltend gemacht werden. Die Unzuléssigkeit der Beendigung kann nur bin-
nen 14 Tagen bzw. unverzuglich nach Wegfall eines unvorhergesehenen oder unabwendbaren
Hinderungsgrundes und nur gerichtlich geltend gemacht werden.

(2) Der Arbeitgeber ist nach MaRgabe der betrieblichen Mdglichkeiten verpflichtet, den/die
Angestellte(n) auf dessen/deren Verlangen auf einem geeigneten Tagesarbeitsplatz fiir die
Dauer nachfolgender Hinderungsgriinde zu verwenden:

Wenn nach einer arztlichen Feststellung die Fortsetzung der Nachtarbeit den/die Angestell-
te(n) in seiner/ihrer Gesundheit gefahrdet,

die Betreuung eines unter 12-jahrigen im Haushalt des/der Angestellten lebenden Kindes
wahrend der Nachtarbeit und fur mindestens 8 Stunden wahrend des Tages nicht ge-
wahrleistet ist,

oder der/die Angestellte einen pflegebedurftigen nahen Angehdorigen (8 16 UrlG) ab der
Pflegestufe 3 versorgt.

Die beiden letzteren Griinde kdnnen nicht herangezogen werden, wenn im gemeinsamen
Haushalt eine andere Person lebt, die die entsprechenden Betreuungs- und Sorgepflichten
durchftihren kann.

Weitere gleichwertige Griinde sind in der Betriebsvereinbarung zu regeln.

Umsténde, die beim Abschluss der Vereinbarung bereits vorgelegen sind, kénnen nicht her-
angezogen werden.

Ist eine Versetzung auf einen anderen geeigneten Tagesarbeitsplatz aus betrieblichen Griinden
nicht méglich, oder erfolgt sie nicht binnen 14 Tagen, ist der/die Angestellte zum vorzeitigen
Austritt berechtigt.

(3) Der Arbeitgeber hat bei Einteilung der Nachtarbeit nach Mdéglichkeit die Bedurfnisse der
Angestellten, die eine berufsbildende Weiterbildungseinrichtung oder Schule besuchen, oder
dies beabsichtigen, zu beriicksichtigen.

(4) Wird im Betrieb ein Tagesarbeitsplatz frei, ist er innerbetrieblich auszuschreiben. Ange-
stellte, die Nachtarbeit leisten und die freiwerdende Arbeit - allenfalls nach zumutbarer Um-
schulung - verrichten kdnnen, sind vorrangig zu bertcksichtigen.

(5) Die Arbeitgeber haben daftir zu sorgen, dass Angestellte, die Nachtarbeit ausiiben oder

ausuben sollen, sich auf eigenen Wunsch vor Aufnahme dieser Téatigkeit sowie bei Fortdauer
der Téatigkeit im Sinne des 8 12 b AZG, BGBI 1/122/2002 &rztlich untersuchen lassen kénnen.
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Der Arbeitgeber hat dem/der Angestellten allféllige Kosten zu erstatten. Die erforderliche Zeit
ist auf die Arbeitszeit anzurechnen.

(6) Abgesehen von den in § 97 Abs. 1 Ziffer 6 a ArbVG erfassten Féllen (Nachtschwerarbeit)
konnen Betriebsvereinbarungen iiber Maflnahmen zum Ausgleich bzw. zur Milderung von
Belastungen der Angestellten durch Nachtarbeit abgeschlossen werden.

§ 4 c. Altersteilzeit

(1) Wird zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer vereinbart, Altersteilzeit im Sinne des § 27
AIVG oder § 37b AMSG (beide in der Fassung BGBI I Nr. 101/2000 bzw. 71/2003) in An-
spruch zu nehmen, gelten die nachstehenden Regelungen, solange die genannten Bestimmun-
gen in dieser Fassung auf laufende Altersteilzeit-Vereinbarungen anzuwenden sind. Die nach-
stehenden Regelungen gelten nur fiir ab dem 1.4.2001 abgeschlossene Vereinbarungen oder
sofern die Partner frither abgeschlossener Altersteilzeit-Vereinbarungen dies bis ldngstens
1.6.2001 vereinbaren.

(2a) Der Arbeitnehmer hat bis zur Hochstbeitragsgrundlage gemaR 8 45 ASVG Anspruch auf
Gehaltsausgleich von mindestens 50% des Unterschiedsbetrages zwischen dem vor der Her-
absetzung der Normalarbeitszeit gebuhrenden (bei Altersteilzeitbeginn ab 01.01.2004: durch-
schnittlichen) Entgelt (einschlieBlich pauschalierter oder regelméafiig geleisteter Zulagen, Zu-
schlige und Uberstunden — entsprechend den Richtlinien des Arbeitsmarktservice) und dem
der verringerten Arbeitszeit entsprechenden Entgelt.

(b) Der Arbeitgeber hat die Sozialversicherungsbeitrage (Pensions-, Kranken-, Unfall- und
Arbeitslosenversicherung) entsprechend der Beitragsgrundlage vor der Herabsetzung der
Normalarbeitszeit zu entrichten.

(c) Eine bei Beendigung des Arbeitsverhéltnisses zustehende Abfertigung ist auf der Grundla-
ge der Arbeitszeit vor der Herabsetzung zu berechnen. In die Berechnung der Abfertigung
sind regelmaRige Entgelt-Bestandteile (z. B. Uberstunden) in jenem Ausmaf einzubeziehen,
in dem sie vor Herabsetzung der Arbeitszeit geleistet wurden.

(d) Sieht die Vereinbarung unterschiedliche wochentliche Normalarbeitszeiten, insbesondere
eine Blockung der Arbeitszeit vor, so ist das Entgelt fur die durchschnittliche Arbeitszeit fort-
laufend zu zahlen.

(e) Vor Abschluss einer Altersteilzeit-Vereinbarung ist der Betriebsrat zu informieren.

(3) Die Vereinbarung kann unterschiedliche wochentliche Arbeitszeiten vorsehen. Insbeson-
dere kann vereinbart werden, dass so lange im Ausmal’ der Normalarbeitszeit weiter gearbei-
tet wird (Einarbeitungsphase) bis genligend Zeitguthaben erarbeitet wurden, um anschlieRend
durch den Verbrauch dieser Zeitguthaben den Entfall jeder Arbeitspflicht bis zum Pensionsan-
tritt zu ermdglichen (Freistellungsphase). In diesem Fall gilt:

- Urlaubsanspriiche, die wéhrend der Einarbeitungsphase entstanden sind, kdnnen jedenfalls
vor deren Ende, bei Nichteinigung unmittelbar davor, verbraucht werden.

- Bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses bestehende Zeitguthaben an Normalarbeitszeit
sind auf Grundlage des zu diesem Zeitpunkt geblhrenden Stundenentgelts
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(ohne Gehaltsausgleich), jedoch ohne Berechnung des in § 19e AZG vorgesehenen Zu-
schlags auszuzahlen. Endet das Arbeitsverhaltnis durch den Tod des Arbeitnehmers, so ge-
blhrt diese Abgeltung den Erben.

- Bei Abwesenheitszeiten ohne Entgelt-Anspruch werden keine Zeitguthaben erworben.
Dementsprechend endet die Einarbeitungsphase, wenn fir die Freistellung ausreichende
Zeitguthaben erworben sind.

- Fur in der Vereinbarung im Vorhinein festgelegte, tber das durchschnittliche Arbeitszeit-
ausmaf hinaus geleistete Stunden gebiihrt kein Mehrarbeitszuschlag gem. 8 19 d Abs. 3 a
AZG.

Diese Regelung tritt mit 1.1.2008 in Kraft.

(4) Empfehlungen:
Die Kollektivvertragspartner empfehlen:

(a) Hinsichtlich Zusatzpensionen innerbetrieblich eine Regelung zu treffen, die eine Minde-
rung der Versorgung moglichst vermeidet.

(b) Bei Blockung der Altersteilzeit eine Regelung fiir den Urlaub in der Freistellungsphase
vorzusehen (z. B. vorzusehen, dass sich fiir jede Urlaubswoche die in der Freistellungsphase
entsteht, die Einarbeitungsphase um die vereinbarte durchschnittliche Wochen-Arbeitszeit
verkurzt, sodass der Urlaub in den Zeitraumen jeden Urlaubsjahres der Freistellungsphase, die
den nicht erworbenen Zeitgutschriften entsprechen, verbraucht werden kann und wird).

(c) Eine Regelung zu treffen, die die Ruckkehr zur Vollbeschéftigung wéhrend der Laufzeit
der Vereinbarung aus auBerordentlich wichtigen persdnlichen Grinden (wirtschaftliche Not-
lage z.B. aus familidren Grunden) ermdglicht, soweit den Arbeitgeber dadurch keine Pflicht
zur Rickzahlung der bereits auf Grund der Altersteilzeit erhaltenen Leistungen trifft und dem
nicht betriebliche Griinde entgegenstehen.

§ 5. Uberstunden-, Sonn- und Feiertagsarbeit

(1) Als Uberstunde gilt jede ausdriicklich angeordnete Arbeitsstunde, durch die das AusmaR
der auf Basis der jeweiligen kollektivvertraglichen Normalarbeitszeit (8 4 Abs. 1) und unter
Ber(cksichtigung der Bestimmungen des § 4 festgelegten téglichen Arbeitszeit sowie die
Mehrarbeit gemaR § 4a lberschritten wird. Bei Teilzeitbeschaftigten liegen Uberstunden erst
vor, wenn das Ausmal der flr die vollbeschéftigten Angestellten festgesetzten taglichen Ar-
beitszeit sowie die mogliche Mehrarbeit gemal § 4a Uberschritten wird. Teilzeitbeschaftigte
konnen zu einer Mehrarbeitsleistung nur dann herangezogen werden, wenn ber(icksichti-
gungswaurdige Interessen des Arbeitnehmers der Mehrarbeitsleistung nicht entgegenstehen
(ab 1. April 1993). Uberstunden sind mit einer Grundvergitung und einem Zuschlag zu ent-
lohnen.

(1a) Bei anderer Verteilung der Normalarbeitszeit im Sinne des § 4 (2) bis (5) liegen Uber-
stunden erst dann vor, wenn die auf Grund der anderen Verteilung der Normalarbeitszeit auf
die einzelnen Wochen vereinbarte tagliche Arbeitszeit sowie die Mehrarbeit geméal § 4a tber-
schritten wird.
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(2) Die Uberstundengrundvergiitung und die Grundlage fiir die Berechnung der Uberstunden-
zuschlage fur Sonn- und Feiertagsarbeit ist 1/143 des Monatsgehalts. Mit der Festsetzung die-
ser Berechnungsgrundlage sind alle Gber 12 Monatsgehélter hinausgehenden Sonderzahlun-
gen flr die Zwecke der Uberstunden-, Sonn- und Feiertagsentlohnung berticksichtigt.

Fur die Zwecke der Berechnung der Normalarbeitsstunde sowie der Vergutung fur die Mehr-
arbeit gemaR § 4a ist dagegen das Monatsgehalt durch 167 zu teilen.

(3) Furr Uberstunden, die nicht in die Zeit von 20 bis 6 Uhr fallen bzw. nicht Sonn- oder Feier-
tagsuberstunden sind, gebihrt ein Zuschlag von 50 Prozent. Fallen die Uberstunden in die
Zeit von 20 bis 6 Uhr, gebdihrt ein Zuschlag von 100 Prozent.

(4) Arbeit an Sonn- und Feiertagen ist nur in den gesetzlich vorgesehenen Féllen zuldssig.

(5) Fur Sonntagsarbeit, durch die das AusmaR der wochentlichen Normalarbeitszeit Giber-
schritten wird, gebiihrt die Uberstundengrundvergiitung mit einem Zuschlag von 100 Prozent.
Fur Sonntagsarbeit, die im Rahmen der wochentlichen Normalarbeitszeit geleistet wird, ge-
blhrt keine besondere Vergitung, es sei denn, dass fur die Arbeiter des betreffenden Betrie-
bes kollektivvertraglich fir solche Falle der Sonntagsarbeit Zuschlage vorgesehen sind. In
solchen Féllen gebiihren den Angestellten fur die im Rahmen der wdchentlichen Normalar-
beitszeit geleisteten Sonntagsstunden die fir die Arbeiter vorgesehenen Zuschlage ohne
Grundvergutung.

(6) Fur Arbeit an einem gesetzlichen Feiertag gebiihrt neben dem ungekdirzten Monatsentgelt
fiir jede Arbeitsstunde 1/143 des Monatsgehalts. Ubersteigt die an einem gesetzlichen Feier-
tag geleistete Arbeit die fur den betreffenden Wochentag festgesetzte Normalarbeitszeit, so
gebuihrt fir diese Uberstunden ein Zuschlag von 100 Prozent.

(7) Angestellten, deren Arbeitszeit am 24. und 31. Dezember geméR § 4 (10) erster Satz um
12 Uhr zu enden hétte, gebdhrt fur jede nach 12 Uhr, aber im Rahmen der sonst flr den be-
treffenden Wochentag festgesetzten Normalarbeitszeit geleistete Arbeitsstunde ein Uberstun-
denzuschlag von 100 Prozent ohne Grundvergiitung.

Jenen Angestellten, deren Arbeitszeit am 24. und 31. Dezember sich geméal § 4 (10) zweiter
Satz nach der fiir die Arbeiter geltenden Regelung richtet, gebthrt fir jede nach 12 Uhr, aber
im Rahmen der sonst flr den betreffenden Wochentag festgesetzten Normalarbeitszeit geleis-
tete Arbeitsstunde ein Uberstundenzuschlag von 50 Prozent ohne Grundvergiitung.

Wird am 24. und 31. Dezember tber die sonst fur den betreffenden Wochentag festgesetzte
Normalarbeitszeit hinaus gearbeitet, so gebiihrt fiir solche Uberstunden die Uberstunden-
grundvergitung mit 100 Prozent Zuschlag.

(8) Wird der Angestellte nach dem Verlassen der Stelle seiner Té&tigkeit (Betrieb usw.) zur
Leistung von Uberstunden zuriickberufen, so sind diese in jedem Fall mit einem Zuschlag von
100 Prozent zu verguten. Bestehen im Betrieb flr die Arbeitnehmer flr solche Einsatze insge-
samt gunstigere Regelungen, so gelten diese anstatt des obigen Satzes.

(9) Bei Zusammentreffen mehrerer Zuschlage gebthrt nur der jeweils hochste Zuschlag.
(10) Soweit schon bisher Uberstundenvergiitung ab einer kiirzeren Normalarbeitszeit gewahrt

wurde, bleiben solche Regelungen unberiihrt. Bisher gewéahrte hohere Uberstunden-, Sonn-
und Feiertagszuschlage bleiben unberihrt.
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(11) In Betrieben, in denen fiir einzelne Betriebsbereiche hinsichtlich der Berechnungsgrund-
lage fiir Uberstunden-, Sonn- und Feiertagszuschlage Regelungen sowohl nach Abs. 2 als
auch nach Abs. 10 in Betracht kommen, gilt hinsichtlich der Entlohnung von

Uberstunden-, Sonn- und Feiertagsarbeit fiir neueingetretene Angestellte sowie bei innerbe-
trieblichen Versetzungen jeweils die Verrechnungsart jenes Betriebsbereiches, dem der Ange-
stellte zugeteilt wird.

(12) Wird aus ZweckmaRigkeitsgriinden ein Uberstundenpauschalentgelt vereinbart, so hat
flr die Berechnung der monatlichen Pauschalsumme der Grundsatz zu gelten, dass sie der
durchschnittlich geleisteten Uberstundenanzahl entspricht, wobei die obigen Uberstundenzu-
schlage ebenfalls einzurechnen sind.”

(13) Uberstundenentlohnungen und sonstige Zuschlige im Sinne dieses Paragraphen miissen
binnen 4 Monaten nach dem Tag der in Betracht kommenden Arbeitsleistung bei der Firmen-
leitung geltend gemacht werden, widrigenfalls der Anspruch erlischt.

Im Falle einer Pauschalabgeltung von Uberstunden tritt an die Stelle des Tages der in Betracht
kommenden Arbeitsleistung das Ende des fiir die Ermittlung der durchschnittlichen Uber-
stundenzahl mal3geblichen Betrachtungszeitraumes, besteht kein solcher, das Ende des Kalen-
derjahres, in dem die Uberstundenleistung erfolgte.

Durchfihrung der Arbeitszeitverkirzung
Gehaltsausgleich

(1) Das tatsachliche Monatsgehalt bzw. die monatliche Lehrlingsentschadigung bleiben zum
Zeitpunkt der Arbeitszeitverklrzung unverandert.

(2) In festen Betrégen ausgedrickte Entgeltsbestandteile, wie Zulagen, Zuschlage usw., blei-
ben unverandert.

(3) Bei Uberstundenpauschalien gilt hinsichtlich der Verkiirzung der wochentlichen Normal-
arbeitszeit (z. B. 1,5 Stunden bei bisher 40 Stunden Normalarbeitszeit) § 4a. Eine Erh6hung
der vereinbarten Pauschalien ist nur insoweit vorzunehmen, als dies unter Beriicksichtigung
des § 4a auf Grund der vereinbarten Stunden und des neuen Teils gemal § 5 (2) die Notwen-
digkeit zur Erhohung ergibt.

8§ 6. Nachtarbeit

Fallt die normale Arbeitszeit auf Grund der im Betrieb festgelegten Arbeitszeiteinteilung re-
gelméRig zur Ganze oder zum Teil in die Nachtzeit, so gebiihrt den zu dieser Arbeit herange-
zogenen Angestellten eine Sondervergttung in jenen Fallen, in denen eine derartige Sonder-
vergutung auch der Arbeiterschaft des betreffenden Betriebes gewahrt wird. Diese Sonderver-
gutung gebuhrt fur jede in die Zeit zwischen 22 und 6 Uhr beziehungsweise in die betriebsiib-
liche dritte Schicht (Nachtschicht) fallende Arbeitsstunde; ihre Hohe bestimmt sich nach der
fur die ArbeiterInnen des betreffenden Betriebes geltenden Regelung.

" Auf bestehende Pauschalen ist beziiglich der Mehrarbeit (§ 4a) Art. II1 Z 3 des Kollektivvertrages vom 14.
Dezember 1988 anzuwenden.
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8 7. Freizeit bei Dienstverhinderung

(1) Bei angezeigtem und nachtraglich nachgewiesenem Eintritt nachstehender Familienange-
legenheiten ist jedem Dienstnehmer eine Freizeit ohne Schmalerung seines monatlichen Ent-
geltes in folgendem AusmaR zu gewéhren:

a) bei eigener EheschlieBung oder Eintragung im Sinne des EPG...........cccccevevvennne. 3 Tage
b) bei Wohnungswechsel im Falle eines bereits bestehenden eigenen Haushaltes

oder im Falle der Griindung eines eigenen Haushaltes ...........ccccccveveiiieiriieieennnnn, 2 Tage
c) bei Niederkunft der Ehefrau beziehungsweise Lebensgefahrtin.............cccoccevvennne 1 Tag
d) bei Eheschliefung oder Eintragung im Sinne des EPG von Geschwistern oder Kindern

................................................................................................................................... 1 Tag
e) beim Tod des Ehegatten (-gattin) oder des/der eingetragenen Partners/in ............... 3 Tage
f) beim Tod des Lebensgefahrten (Lebensgefahrtin), wenn er

(sie) mit dem Angestellten im gemeinsamen Haushalt lebte ............ccccccoevveiiiieen, 3 Tage
g) beim Tod eines ENErNteiles ..o 3 Tage
h) beim Tod €iNeS KINAES ......ccviiieii et 3 Tage
i) beim Tod von Geschwistern, Schwiegereltern oder eines Elternteils des/der eingetragenen

Partner/in sowie der GroBeltern ... iieii i 1 Tag

J) fiir das erstmalige Antreten zur Fiithrerscheinpriifung (ausgenommen die Klassen A).....die
flr die Ablegung der Priifung notwendige Zeit.

(2) In den Féllen des Abs. 1 lit. a bis c ist der oben genannte Freizeitanspruch in Form betrieb-
licher Arbeitstage zu gewahren, die aber im Zusammenhang mit dem betreffenden Ereignis
konsumiert werden mdissen.

(3) Im Falle des Abs. 1 lit. d gebihrt keine besondere Freizeit, wenn die Eheschlieung oder
Eintragung im Sinne des EPG auf einen ohnedies dienstfreien Tag des Angestellten fallt.

(4) Bei den Dienstverhinderungen durch Todesfall im Sinne des Abs. 1 lit. e bis i z&hlt der
Tag des Begrabnisses bei den oben genannten Tagen mit. Féllt der Begrabnistag also auf ei-
nen arbeitsfreien Tag, so gebiihrt dem Dienstnehmer im Falle der lit. i keine besondere Frei-
zeit; in den Féllen der lit. e bis h sind dem Dienstnehmer nur noch die restlichen Tage des
oben genannten Freizeitanspruches freizugeben, allerdings in Form betrieblicher Arbeitstage,
die jedoch im Zusammenhang mit dem betreffenden Todesfall konsumiert werden mussen.

(5) Findet das Begrabnis aulRerhalb des Wohnortes des Dienstnehmers statt, so gebiihrt bei
den in Abs. 1 lit. e, f und i genannten Dienstverhinderungen durch Todesfall auRerdem die
notwendige Freizeit fiir die Hin- und Rickfahrt zum Begrébnisort im Hochstausmal3 eines
weiteren Tages.”

8§ 8. Anrechnung von Mittelschulstudien bei Bemessung der
Urlaubsdauer, Krankenurlaube und Heimaufenthalte, Studienfreizeit

(1) Wenn das Angestelltendienstverhaltnis wenigstens 2 Jahre ununterbrochen gedauert hat,
so sind dem Angestellten, der Studien an einer Mittelschule bzw. nach Auswirkung des
Schulorganisationsgesetzes 1962 an einer hoheren Schule mit bestandener Reifeprifung (Ma-
tura) zurtickgelegt hat, fir die Bemessung der Urlaubsdauer 3 Jahre anzurechnen. VVorausset-
zung ist, dass diese Studien nicht neben einem Dienstverhaltnis zurtickgelegt wurden.

“ Siehe Anmerkung 2, Seite 42.
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(2) Von der Krankenkasse gewahrte Krankenurlaube oder Heimaufenthalte sind als Krank-
heitsfalle zu behandeln, wenn der Dienstnehmer eine Bestatigung der Krankenkasse tber sei-
ne Arbeitsunfahigkeit fur diese Zeit erbringt. Solche Zeiten dirfen nicht auf den gesetzlich zu
gewéhrenden Erholungsurlaub angerechnet werden.

(3) Prufungsvorbereitung*

Zur Prifungsvorbereitung im Rahmen einer ausnahmsweisen Zulassung zu einer fachein-
schlagigen Lehrabschlussprufung ist Angestellten, die die VVoraussetzungen des 8§ 23 Abs. 5
lit. a BAG erflllen, fir das erstmalige Antreten zur Lehrabschlussprifung eine Woche Frei-
zeit unter Fortzahlung des Entgelts zu gewahren. Der Anspruch betragt dabei, gleichgultig ob
die Priifung in einem oder in Teilpriifungen abgelegt wird, insgesamt eine Woche. Uber den
Zeitpunkt der Inanspruchnahme ist das Einvernehmen herzustellen. Kann dieses nicht erzielt
werden, umfasst der Freistellungszeitraum die letzten 7 Kalendertage vor der Prifung bzw.
der letzten Teilprufung.

Gleiches gilt sinngemaR fur Angestellte, die sich zusatzlich zu ihrer Beschéftigung auf die
Ablegung einer HTL- oder HAK-Matura vorbereiten.

(4) Studienfreizeit

Zur Prifungsvorbereitung im Rahmen einer facheinschldgigen Weiterbildung an einer berufs-
bildenden mittleren oder héheren Schule, einer Hochschule bzw. einer Fachhochschule, der
Vorbereitung auf die Berufsreifepriifung oder Studienberechtigungsprifung ist Arbeitnehme-
rinnen auf ihr Verlangen unbezahlte Freizeit insgesamt im AusmaR bis zu zwei Wochen im
Kalenderjahr zu gewéhren. In Anspruch genommene Freistellungen gem. Abs. 3 sind auf die-
sen Anspruch anrechenbar.

Uber den Verbrauch ist das Einvernehmen mit dem Arbeitgeber herzustellen. Diese Zeiten
gelten nicht als Unterbrechung des Arbeitsverhaltnisses. Fir den Fall der Nichteinigung gel-
ten die Schlichtungsregelungen des Urlaubsgesetzes (§4) sinngeméaf.*

*Durch diese Regelung wird die Bestimmung des 8 2d AVRAG nicht eingeschrénkt.

8 9. Abfertigung bei Vollendung des 65. Lebensjahres bei Mannern und
des 60. Lebensjahres bei Frauen

(1) Hinsichtlich der Abfertigung bei VVollendung des 65. Lebensjahres bei Mannern und des
60. Lebensjahres bei Frauen gelten die Bestimmungen des § 23 a Abs. 1, 2, 4 und 5 des Ange-
stelltengesetzes mit folgenden Ergénzungen:

An Stelle der Voraussetzung einer zehnjahrigen Dauer des Dienstverhaltnisses gemald § 23 a
Abs. 1 des Angestelltengesetzes tritt die Voraussetzung einer flnfjahrigen Dauer des Dienst-
verhaltnisses.

(2) Bei Ermittlung der Voraussetzung einer fiinfjahrigen Dauer des Dienstverhaltnisses sind
auch unmittelbar vor dem Angestelltenverhéltnis liegende Arbeiterinnendienstzeiten beim
gleichen Dienstgeber zu berticksichtigen.

(3) Werden anlasslich der Aufloésung des Dienstverhaltnisses Versorgungsleistungen, wie
Pensionszuschiisse, Firmenpensionen und ahnliche Zuwendungen, vom Arbeitgeber oder ei-
ner von ihm ganz oder teilweise unterhaltenen Unterstiitzungseinrichtung gewahrt, so ruhen
diese Versorgungsleistungen wéhrend des Abfertigungszeitraumes. (Das ist die Anzahl der
Abfertigungsmonate, die geméal § 23 Abs. 1 des Angestelltengesetzes auf Grund der Dienst-
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zeit als Angestellter vorgesehen ist.) Bestehende, geméaR § 23 des Angestelltengesetzes zulés-
sige Vereinbarungen, die eine Anrechnung von Versorgungsleistungen auf Abfertigungsan-
spriiche vorsehen oder die bei Zahlung einer Versorgungsleistung den ganzlichen oder teil-
weisen Wegfall der Abfertigung vorsehen, gelten auch fir den Abfertigungsanspruch im Sin-
ne des Abs. 1. Derartige Vereinbarungen kdénnen auch in Hinkunft abgeschlossen werden.

(4) Bestehende, fir die Angestellten guinstigere Vereinbarungen bleiben unbertihrt.

8 9 a. Abfertigung bei Inanspruchnahme der vorzeitigen
Alterspension bei langer Versicherungsdauer gemal? 8 253 b des ASVG

(1) Uber die Bestimmungen des Angestelltengesetzes hinaus besteht der Anspruch auf Abfer-
tigung auch fir jene Félle, in denen Angestellte wegen Inanspruchnahme der vorzeitigen Al-
terspension bei langer Versicherungsdauer geméal § 253 b ASVG selbst kiindigen. Fiir diesen
Fall gilt 8 23 a Abs. 2, 4 und 5 des Angestelltengesetzes mit folgenden Ergdnzungen sinnge-
maR.

(2) Der Anspruch auf Abfertigung besteht nur dann, wenn bei Beendigung des Dienstverhélt-
nisses eine mindestens funfjahrige ununterbrochene Dienstzeit vorliegt. Bei Ermittlung dieser
funfjahrigen Dienstzeit sind auch unmittelbar vor dem Angestelltenverhéltnis liegende Arbei-
terInnendienstzeiten beim gleichen Dienstgeber zu beriicksichtigen. Wird das Dienstverhaltnis
vor Vollendung einer zehnjahrigen Dienstzeit beendet, besteht der Anspruch auf Abfertigung
uberdies nur dann, wenn das Dienstverhaltnis seitens des Angestellten unter Einhaltung jener
Kindigungsfrist und jenes Kiindigungstermins aufgekiindigt wird, den der Dienstgeber auf
Grund des Dienstvertrages oder mangels einer Vereinbarung auf Grund des § 20 Abs. 2 des
Angestelltengesetzes einzuhalten hétte.

(3) Werden anlésslich der Auflosung des Dienstverhaltnisses Versorgungsleistungen, wie
Pensionszuschiisse, Firmenpensionen und ahnliche Zuwendungen, vom Arbeitgeber oder ei-
ner von ihm ganz oder teilweise unterhaltenen Unterstiitzungseinrichtung gewahrt, so ruhen
diese Versorgungsleistungen wéhrend des Abfertigungszeitraumes. (Das ist die Anzahl der
Abfertigungsmonate, die geméal § 23 Abs. 1 des Angestelltengesetzes auf Grund der Dienst-
zeit als Angestellter vorgesehen ist.) Bestehende, gemali § 23 des Angestelltengesetzes zulés-
sige Vereinbarungen, die eine Anrechnung von Versorgungsleistungen auf Abfertigungsan-
spriche vorsehen oder die bei Zahlung einer Versorgungsleistung den génzlichen oder teil-
weisen Wegfall der Abfertigung vorsehen, gelten auch fur den Abfertigungsanspruch im Sin-
ne des Abs. 1. Derartige Vereinbarungen kdénnen auch in Hinkunft abgeschlossen werden.

§ 9 b. Anrechnung des Karenzurlaubes (§ 15 MSchG bzw. § 2 EKUG)
und Abfertigung nach Entbindung (8§ 23 a AngG)

(1) Karenzen (Karenzurlaube) innerhalb des Dienstverhéltnisses im Sinne des MSchG, EKUG
oder VKG werden fiir die Bemessung der Kiindigungsfrist, die Dauer des Krankenentgeltan-
spruches und die Urlaubsdauer bis zum HéchstausmaR von insgesamt zehn Monaten, soweit
Karenzurlaube fur das zweite bzw. folgende Lebensjahre des Kindes in Anspruch genommen
werden, bis zu insgesamt hdchstens 22 Monaten angerechnet.

" Siehe auch § 15 Abs. 8 (Anrechnung als Verwendungsgruppenjahr).
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Fur die Bemessung der Hohe der Abfertigung und die VVoraussetzung der finfjahrigen Dienst-
zeit gem. 8 23 a Abs. 3 AngG werden Karenzen (Karenzurlaube) im Sinn des vorigen Absat-
zes bis zum Hdéchstausmald von insgesamt zehn Monaten angerechnet.

Voraussetzung ist eine mindestens dreijahrige Dauer des Dienstverhaltnisses, wobei Karenzen
(Karenzurlaube) im obigen Sinn einzurechnen sind.

Diese Regelung gilt fur Karenzurlaube ab dem 1.4.2001. Soweit Karenzurlaube nach der bis
31.3.2001 geltenden Fassung des 8§ 9 b bis zum jeweils genannten Hochstausmal} angerechnet
wurden, erfolgt keine weitere Anrechnung innerhalb des Dienstverhéltnisses.

(1a) Hinsichtlich der Anrechnung t{iber 10 Monate hinaus fiir nach dem 31. 03. 1998 angetre-
tene Karenzurlaube (Regelung entfillt ab 1. April 2001) gilt folgende Regelung:

Der erste Karenzurlaub innerhalb des Dienstverhéltnisses im Sinne der 88 15 ff. MSchG bzw.
8 2 EKUG wird fur die Bemessung der Kiindigungsfrist, der Dauer des Krankenentgeltan-
spruches und der Urlaubsdauer voll, fiir die Bemessung der Hohe der Abfertigung bis zum
Hochstausmal von 10 Monaten, angerechnet. VVoraussetzung fur die Anrechnung ist jedoch
eine dreijahrige Dauer des Dienstverhéltnisses, wobei ein Karenzurlaub im obigen Sinne ein-
zurechnen ist.

(2) Der erste Karenzurlaub innerhalb eines Dienstverhaltnisses wird bis zum Hochstausmafd
von 10 Monaten auf die fiinfjahrige Dienstzeit gemaR 8 23 a Abs. 3 AngG (Voraussetzung fur
den Mutterschaftsaustritt mit Abfertigungsanspruch) angerechnet (fur Karenzurlaube, die ab
dem 01. 04. 1998 beginnen).

(3) Sofern eine Elternkarenz bis langstens zum zweiten Geburtstag des Kindes beansprucht
wurde, hat der/die ArbeitgeberIn im sechsten oder flinften Monat vor dem Ende der Karenz
den in Karenz befindlichen Elternteil an die zuletzt bekannt gegebene Adresse schriftlich zu
informieren, zu welchem Zeitpunkt die Karenz endet.

(4) Wird diese Verstandigung unterlassen und erfolgte kein Austritt gem. 8 23a Abs. 3 bzw. 4
AngG, kann der/die Arbeitnehmerln bis zu vier Wochen nach einer nachgeholten Verstandi-
gung im obigen Sinn die Arbeit antreten (spatestens mit Ablauf des Anspruchs auf Kinderbe-
treuungsgeld) oder binnen zwei Wochen nach dieser Verstandigung den Austritt erklaren; in
diesem Fall besteht Anspruch auf Abfertigung gem. § 23a Abs. 3 und 4 AngG, sofern nicht
das BMVG Anwendung findet.

(5) Die Unterlassung der Dienstleistung zwischen dem Ende der gesetzlichen Karenz und dem
Wiederantritt im Sinne der obigen Bestimmung gilt als nicht pflichtwidrig. Es besteht kein
Kiindigungsschutz uber den gesetzlichen Anspruch hinaus.

(6) Die Abs. (3) — (5) gelten flr Karenzen, die nach dem 31.10.2004 enden.

8 9 ¢. Anrechnung von Arbeiterinnenvordienstzeiten
(1) Die im Unternehmen unmittelbar vor der Ubernahme ins Angestelltenverhaltnis zuriickge-
legten Dienstzeiten als Arbeiterinnen (nicht als Lehrling) sind fiir die Bemessung der Dauer

des Krankenentgeltanspruches geméal § 8 Abs. 1 und 2 AngG bis zu einem Hochstausmal}
von 10 Jahren anzurechnen.
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(2) Die im Unternehmen unmittelbar vor der Ubernahme ins Angestelltenverhaltnis zuriickge-
legten Dienstzeiten als Arbeiterinnen (nicht als Lehrling) sind fir die Bemessung der
Kindigungsfrist anzurechnen. Die Anrechnung gilt fur Kiindigungen die ab 1.4.2002 ausge-
sprochen werden.

§ 9 d. Wechsel in das System der ,,Abfertigung neu“

Vereinbaren Arbeitgeber und Arbeitnehmer einen Ubertritt aus dem Abfertigungsrecht des
Angestelltengesetzes in jenes des BMVG (Betriebliches Mitarbeitervorsorgegesetz), ist der
Arbeitnehmer berechtigt, binnen einem Monat ab Unterzeichnung der Ubertrittsvereinbarung
ohne Angabe von Griinden von dieser zuriickzutreten. Dies gilt nicht, sofern die
Ubertrittsvereinbarung inhaltlich durch eine Betriebsvereinbarung gemaR § 97 Abs. 1 Z 26
ArbVG (Festlegung von Rahmenbedingungen fiir den Ubertritt in das Abfertigungsrecht des
BMVG) bestimmt ist.

Dies gilt flr Arbeitnehmer, die ab 1.4.2003 vom alten Abfertigungsrecht in die Abfertigungs-
bestimmungen des BMVG (bertreten.

Die Bestimmungen dieses Kollektivvertrages, die die Abfertigung betreffen und am
01.07.2002 bestanden haben, gelten fur die Arbeitnehmerinnen, die dem BMVG unterliegen,
nur, soweit sie fir diese Arbeitnehmerinnen durch das BMVG nicht auller Kraft gesetzt wur-
den. Dies gilt sinngemaR auch flr die seither abgeschlossenen Regelungen.

8 10. Gehaltszahlung im Todesfall

(1) Wird das Dienstverhéltnis durch den Tod des Angestellten geldst und hat das Angestell-
tenverhaltnis langer als ein Jahr gedauert, so ist das Gehalt fir den Sterbemonat und den fol-
genden Monat weiterzuzahlen. Hat das Dienstverhaltnis im Zeitpunkt des Todes langer als 5
Jahre gedauert, so ist das Gehalt fir den Sterbemonat und die beiden folgenden Monate wei-
terzuzahlen.

Hatte der Angestellte im Zeitpunkt des Todes keinen oder nur einen verringerten Entgeltan-
spruch, so ist hinsichtlich des Sterbemonats das Gehalt in voller H6he nur fiir den ab dem
Todesfall laufenden restlichen Monatsteil zu leisten.

(2) Fur die Dauer einer Gehaltsfortzahlung im Sinne des Abs.1 sind auch die aliquoten Teile
des gebuhrenden 13. und 14. Monatsgehaltes zu leisten.

(3) Anspruchsberechtigt sind die gesetzlichen Erben, zu deren Erhaltung der Erblasser gesetz-
lich verpflichtet war.

(4) Besteht neben dem Anspruch auf Weiterzahlung des Gehaltes nach den Abs. 1 bis 3 auch
ein gesetzlicher Anspruch auf eine Auszahlung im Sterbefall bzw.*ein Anspruch nach Abs. 5
oder 6, so kann nur einer der Anspruche geltend gemacht werden.

(5) Sind unter den gesetzlichen Erben, zu deren Erhaltung der Erblasser gesetzlich verpflichtet
war, Minderjéhrige, die zum Zeitpunkt des Todes des Angestellten das 18. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben, so erhoht sich der Anspruch gemaR 8 23 Abs. 6 des Angestelltengeset-
zes auf die volle Abfertigung. Dies gilt auch, wenn derartige gesetzliche Erben das 18. Le-
bensjahr vollendet haben, jedoch in einem Ausbildungsverhaltnis stehen und gemaR 8 2 lit. b

“ Siehe Anmerkung 3, Seite 42.
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Familienlastenausgleichsgesetz Anspruch auf Familienbeihilfe besteht. Der letzte Satz ist
auch anzuwenden, wenn das Ausbildungsverhéltnis wegen einer Ferialpraxis unterbrochen
wird und in diesem Zeitraum keine Familienbeihilfe gewahrt wird.

Die Abfertigung gebdihrt in diesen Fallen den gesetzlichen Erben, zu deren Erhaltung der Erb-
lasser im Zeitpunkt des Todes verpflichtet war, und der Witwe oder dem Witwer bzw.
dem/der eingetragenen Partner/in im Sinne des EPG gemeinsam und wird unter diesen nach
Kopfen zu gleichen Teilen aufgeteilt. Keinesfalls gebiihrt im Todesfall insgesamt mehr als die
volle Abfertigung.

(6) Ist ein Ehegatte oder eine Ehegattin, bzw. ein/e eingetragene/r Partner/in im Sinne des
EPG, jedoch kein minderjahriger Angehériger im Sinne des Abs. 5 zum Zeitpunkt des Todes
des Angestellten vorhanden, erhoht sich der Anspruch auf die halbe Abfertigung gemaR § 23
Abs. 6 des Angestelltengesetzes auf 70 Prozent der vollen Abfertigung. Dieser Anspruch be-
steht, gleichgltig, ob der/die Gberlebende Ehegatte/in oder der/die eingetragene Partner/in
zum Zeitpunkt des Todes des Angestellten unterhaltsberechtigt war oder nicht. VVoraussetzung
ist jedoch, dass die Ehe bzw. die eingetragene Partnerschaft zum Zeitpunkt des Ablebens des
Angestellten 3 Jahre gedauert hat.

8§ 10 a. Berticksichtigung von Arbeiterlnnenvordienstzeiten
far die Bemessung der Abfertigung

Fur die Berticksichtigung von Zeiten als Arbeiterin oder Lehrling beim selben Dienstgeber
gelten die Bestimmungen des Arbeiterabfertigungsgesetzes vom 23.2.1979, BGBI. Nr.
107/79, sowie die darin enthaltene Abénderung des Angestelltengesetzes.

Der § 10 a in der bis zum 31.10.1984 geltenden Fassung gilt flr jene Falle weiter, in denen
ein Abfertigungsanspruch auf Grund der 88 9, 9 a und 9 b Abs. 2 dieses Kollektivvertrages
zusteht oder die Anwendung des § 10 a in der genannten Fassung in Verbindung mit dem
jeweils geltenden Kollektivvertrag fir die Arbeiterlnnen zu einem giinstigeren Ergebnis
fuhrt.

8 11. Weihnachtsremuneration (13. Monatsgehalt)

(1) Allen Angestellten ist spatestens am 30. November eines jeden Kalenderjahres eine
Weihnachtsremuneration in der Hohe des Novembergehaltes auszubezahlen. Uberstundenent-
lohnungen sind hierbei nicht einzubeziehen.

(2) Provisionsbezieher, die auBer der Provision ein Monatsgehalt (Fixum) beziehen, erhalten
als Weihnachtsremuneration einen Betrag in der Hohe des Novembergehaltes (Fixums). In
jenen Féllen, in denen kein oder ein geringeres Monatsgehalt (Fixum) als das jeweilige Min-
destgrundgehalt vereinbart ist, gebuhrt als Weihnachtsremuneration ein Betrag in H6he des
jeweiligen Novembermindestgrundgehaltes. In diesem Fall sind im Kalenderjahr fallige Pro-
visionen bzw. Provisionsakontierungen auf die Weihnachtsremuneration bzw. die Differenz
zwischen Monatsgehalt (Fixum) und Weihnachtsremuneration anrechenbar. Fiir den Jahres-
bezugsvergleich gemaR 8 16 gilt eine so anrechenbare Provision weiterhin als anrechenbar.
(Fassung gilt ab 1.4.1991 fur jene Félle, in denen das Dienstverhaltnis nicht vor dem
31.12.1992 endet” ).

“ Siehe Anmerkung 4, Seite 43.

“* Bei allen Provisionsbeziehern ist jedoch der Jahresbezugsvergleich im Sinne des § 16 letzter Satz zu beachten.
Dieser Jahresbezugsvergleich l&sst den Anspruch der Provisionsbezieher, die auBer der Provision ein Monatsge-
halt (Fixum) beziehen, auf eine Weihnachtsremuneration in der Héhe des Novembergehaltes (Fixums) unbe-
rihrt.
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(3) Lehrlingen gebiihrt zum gleichen Termin als Weihnachtsremuneration ein Betrag in Hohe
der im November ausbezahlten Lehrlingsentschadigung. Bei Angestellten, die wéhrend des
Kalenderjahres ihre Lehrzeit vollendet haben, setzt sich die Weihnachtsremuneration aus dem
aliquoten Teil der letzten monatlichen Lehrlingsentschadigung und aus dem aliquoten Teil des
Novembergehaltes zusammen.

(4) Den wahrend des Kalenderjahres eintretenden oder austretenden Angestellten (Lehrlingen)
gebuhrt der aliquote Teil.

§ 12. 14. Monatsgehalt

(1) Neben dem 13. Monatsgehalt (Weihnachtsremuneration) gemal § 11 gebihrt allen Ange-
stellten einmal im Kalenderjahr ein 14. Monatsgehalt. Lehrlinge erhalten als 14. Zahlung ei-
nen Betrag in der Hohe der monatlichen Lehrlingsentschadigung. Bei Angestellten, die wah-
rend des Kalenderjahres ihre Lehrzeit vollenden, setzt sich das 14. Monatsgehalt aus dem ali-
quoten Teil der monatlichen Lehrlingsentschadigung und aus dem aliquoten Teil des Ange-
stelltengehaltes zusammen.

(2) Provisionsbezieher, die auBer der Provision ein Monatsgehalt (Fixum) beziehen, erhalten
als 14. Zahlung einen Betrag in der Hohe ihres Monatsgehaltes (Fixums). In jenen Féllen, in
denen kein oder ein geringeres Monatsgehalt (Fixum) als das jeweilige Mindestgrundgehalt
vereinbart ist, gebuhrt als 14. Zahlung ein Betrag in der Hohe des jeweiligen Mindestgrund-
gehaltes. In diesem Fall sind im Kalenderjahr fallige Provisionen bzw.
Provisionsakontierungen auf die 14. Zahlung bzw. die Differenz zwischen Monatsgehalt (Fi-
xum) und 14. Zahlung anrechenbar. Flr den Jahresbezugsvergleich gilt eine so anrechenbare
Provision weiterhin als anrechenbar (Fassung gilt ab 1.4.1991).”

(3) Der Berechnung des 14. Monatsgehaltes ist jeweils das im Monat der Auszahlung gebiih-
rende Monatsgehalt (Lehrlingsentschadigung, Fixum) zugrunde zu legen. Uberstundenentloh-
nungen sind hierbei nicht einzubeziehen.

Bei Lehrlingen, die voraussichtlich wéhrend eines Kalenderjahres ihre Lehrzeit beenden und
denen noch wahrend ihrer Lehrzeit das 14. Monatsgehalt auszuzahlen ist, ist zunachst das 14.
Monatsgehalt unter Zugrundelegung der Lehrlingsentschadigung im Monat der Auszahlung
zu berechnen.

Vollendet der Lehrling wahrend des Kalenderjahres seine Lehrzeit und setzt er dann seine
Dienstleistung bei der Firma als Angestellter fort, so ist der Restbetrag (gemal Abs. 1) bei
Antritt eines weiteren Urlaubes als Angestellter, spatestens aber gemeinsam mit der
Weihnachtsremuneration, auszubezahlen. Bei Berechnung dieses Restbetrages ist einerseits
von der im Monat der Auszahlung des 14. Monatsgehaltes (Lehrlingsentschadigung) gebtih-
renden Lehrlingsentschadigung, anderseits von dem im Monat der Auszahlung dieses Restbe-
trages gebuhrenden Monatsgehalt auszugehen.

(4) Das 14. Monatsgehalt ist bei Antritt eines gesetzlichen Urlaubes auszuzahlen. Werden im
Kalenderjahr mehrere Urlaubsteile konsumiert, so gebuhrt das 14. Monatsgehalt bei Antritt
des langeren Urlaubsteiles; bei gleichen Urlaubsteilen ist es mit Antritt des ersten Urlaubstei-

" Bei allen Provisionsbeziehern ist jedoch der Jahresbezugsvergleich im Sinne des § 16 letzter Satz zu beachten.
Dieser Jahresbezugsvergleich I&sst den Anspruch der Provisionsbezieher, die auRer der Provision ein Monatsge-
halt (Fixum) beziehen, auf eine Weihnachtsremuneration in der Héhe des Novembergehaltes (Fixums) unbe-
rihrt.
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les fallig. Regelungen, nach denen die Auszahlung des 14. Monatsgehaltes ohne Riicksicht
auf den Zeitpunkt der Urlaubskonsumierung einheitlich fur alle Angestellten an einem
bestimmten Stichtag erfolgte, bleiben unberuhrt; desgleichen kann eine solche
Auszahlungsweise auch kiinftighin durch Betriebsvereinbarungen festgelegt werden. Spétes-
tens ist das 14. Monatsgehalt jedoch am 30. September eines jeden Jahres fallig.

(5) Den wahrend des Kalenderjahres eintretenden oder austretenden Angestellten (Lehrlingen)
gebuhrt der aliquote Teil entsprechend der im Kalenderjahr zurtickgelegten Dienstzeit.
Angestellten (Lehrlingen), die wahrend des Kalenderjahres eintreten und bis zum 31. Dezem-
ber noch nicht urlaubsberechtigt sind, ist der aliquote Teil des 14. Monatsgehaltes fiir dieses
Kalenderjahr gemeinsam mit der gebihrenden Weihnachtsremuneration auszuzahlen. Ange-
stellten (Lehrlingen), die das 14. Monatsgehalt bereits erhalten haben, aber noch vor Ablauf
des Kalenderjahres ausscheiden, ist der verhéltnisméalig zuviel bezahlte Anteil, der auf den
restlichen Teil des Kalenderjahres entfallt, bei der Endabrechnung in Abzug zu bringen.

(6) Soweit Betriebe bereits ein 14. Monatsgehalt oder unter welchem Titel immer sonstige
Uber das 13. Monatsgehalt hinausgehende Sonderzuwendungen leisten, kénnen diese auf das
nach obigen Bestimmungen zu gewéhrende 14. Monatsgehalt angerechnet werden.

(7) Auf der Produktion beruhende Leistungs-, Ersparnis- oder Erfolgspramien, die einmal
oder mehrmals jahrlich ausgezahlt werden, ferner echte Bilanzgelder, die nur an einzelne An-
gestellte fir die Mitarbeit bei der Bilanzerstellung gewahrt werden, gelten nicht als anrechen-
bare Sonderzuwendungen im Sinne des Abs. 6.

§ 12 a. Sonderbestimmungen fUr teilzeitbeschaftigte Angestellte
(Berechnung des 13. und 14. Monatsgehaltes; Abfertigung bei Ubertritt von
Vollzeitbeschaftigung in Teilzeitbeschaftigung.)

(1) Vergitungen fir Arbeitsstunden, die Uber die vereinbarte Arbeitszeit hinausgehen, sind
mit dem Durchschnitt der letzten 12 Kalendermonate vor dem Auszahlungsmonat in das 13.
und 14. Monatsgehalt einzubeziehen. Hat das Dienstverhaltnis noch nicht 12 Monate gedau-
ert, ist der Durchschnitt des Zeitraumes seit Beginn des Dienstverhaltnisses zugrunde zu le-
gen. Durch Betriebsvereinbarung oder, wo kein Betriebsrat errichtet ist, durch Einzelvereinba-
rung, kann vereinbart werden, dass an Stelle obiger Regelung ein Teilungsfaktor fir die Be-
rechnung der Grundvergiitung der tber die vereinbarte Arbeitszeit hinausgehenden Arbeits-
stunden tritt. Dieser Teilungsfaktor ist unter sinngeméaler Anwendung der Berechnungsart des
8 5 Abs. 2 erster und zweiter Satz (flr Vollzeitbeschaftigte) zu berechnen. Solche Regelungen
sind schriftlich festzuhalten.

(2) Fur Angestellte im Sinne dieses Rahmenkollektivvertrages, die wahrend des Kalenderjah-
res von einer VVollbeschaftigung in eine Teilzeitbeschaftigung oder umgekehrt Ubertreten,
setzt sich das 13. und 14. Monatsgehalt jeweils aus dem der Dienstzeit im Kalenderjahr ent-
sprechenden Teil des 13. und 14. Monatsgehaltes vor dem Ubertritt und dem entsprechenden
Teil nach dem Ubertritt (Auszahlungsmonat) zusammen. Wurde das 14. Gehalt bereits vor
dem Ubertritt ausgezahlt, ist eine Nachrechnung zum Zeitpunkt der Auszahlung der
Weihnachtsremuneration vorzunehmen, wobei die Differenz nachgezahlt wird bzw. der zuviel
erhaltene Betrag mit der Weihnachtsremuneration gegenverrechnet wird oder zurtickzuzahlen
ist.

(3) Wird mit dem Angestellten innerhalb von 5 Jahren (bis 31.10.1990: innerhalb von 3 Jah-
ren) vor Beendigung des Angestelltenverhéltnisses an Stelle einer VVollbeschaftigung eine
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Teilzeitbeschaftigung als Angestellte(r) vereinbart, ist das Entgelt aus der VVollbeschaftigung
bei Berechnung der Abfertigung nach folgenden Grundsétzen zu berlicksichtigen:

Es ist die Zahl der Abfertigungsmonate auf Grund der Gesamtdienstzeit als Angestellte(r) zu
ermitteln. Danach ist das aliquote Verhaltnis von Teilzeit- und VVollbeschéftigungszeit inner-
halb des gesamten Arbeitsverhaltnisses festzustellen. Die Anzahl der Monatsentgelte ist ge-
mal dem so ermittelten Verhaltnis aufzuteilen. Entsprechend dieser Aufteilung sind dann
unter Zugrundelegung der monatlichen Berechnungsgrundlagen nach Voll- und Teilzeitbe-
schaftigung die Abfertigungsanteile zu ermitteln und die Gesamtabfertigung festzustellen. Zur
Ermittlung der Berechnungsgrundlage flr Vollbeschéaftigung ist das letzte Monatsentgelt auf
Grund der Teilzeitbeschéftigung entsprechend aufzuwerten (im Verhaltnis tatséchlicher Stun-
denzahl pro Woche zur Normalarbeitszeit bei Beendigung des Dienstverhaltnisses).

Das so aufgewertete Monatsentgelt verringert sich jedoch um jene Erhéhung des Monatsge-
haltes, dje im Zusammenhang mit der Umstellung auf Teilzeit erfolgte und in dieser begriin-
det war.

Durch Betriebsvereinbarung oder, wo kein Betriebsrat errichtet ist, durch Einzelvereinbarung,
konnen gleichwertige andere Regelungen Uber die Bericksichtigung von Vollzeitbeschafti-
gung abgeschlossen werden.

Sollte eine gesetzliche Regelung betreffend Abfertigung bei Ubertritt von Vollzeit- in Teil-
zeitbeschaftigung erfolgen, werden Gespréche Uber eine entsprechende Abanderung dieses
Kollektivvertrages aufgenommen.

Abs. 3 gilt nicht fiir jene Falle, in denen bei Ubertritt in Teilzeitbeschaftigung eine Abferti-
gung erfolgt.

Abs. 3 gilt sinngemal fir jene Félle, in denen eine Verringerung einer Teilzeitbeschéftigung
vereinbart wird (gilt fur Beendigungen von Dienstverhéltnissen nach dem 31.3.1998). Abs. 3
gilt fir Beendigungen von Dienstverhéltnissen nach dem 31.3.1991.

Die Ausdehnung auf flinf Jahre im Abs. 3 gilt fur Beendigungen von Dienstverhaltnissen nach
dem 31.10.1990.

(4) Geringere Normalarbeitszeiten als die kollektivvertragliche Normalarbeitszeit gelten dann
nicht als Teilzeit, wenn sie fiir den ganzen Betrieb oder Betriebsteile gelten und nicht erheb-
lich von der betrieblichen Normalarbeitszeit abweichen.

§ 12 b. Urlaubsentgelt

(1) Sind regelmaRige Uberstunden gemaR § 2 Abs. 2 zweiter Satz des Generalkollektivvertra-
ges Uber den Begriff des Urlaubsentgeltes bei Bemessung des Urlaubsentgeltes mit zu bertick-
sichtigen, so gelten Uberstunden dann als regelmaRig, wenn sie in mindestens 7 der letzten 12
Kalendermonate vor Urlaubsantritt geleistet worden sind. Fur die Ermittlung des Durchschnit-
tes sind die letzten 12 Kalendermonate heranzuziehen.

Kalendermonate, in denen Gberwiegend Krankheit, Urlaub oder sonstige bezahlte Dienstver-
hinderungen vorliegen, sind sowohl fiir die Ermittlung der Regelmafiigkeit als auch fir die
Berechnung des Uberstundendurchschnittes auszuscheiden. Um die ausgeschiedenen Monate
ist der Ruckrechnungszeitraum zu verlangern.

(2) Bestehen vor Inkrafttreten dieses Kollektivvertrages (1.11.1981) in den Betrieben andere
Rickbetrachtungszeitraume fur die Regelméligkeit und die Durchschnittsberechnung als 7
bzw. 12 Kalendermonate, dann bleiben diese Regelungen weiterhin aufrecht. Derartige Rege-
lungen kdnnen auch in Zukunft im Einvernehmen mit dem Betriebsrat eingefiihrt werden.

* Berechnungsbeispiel siehe Anmerkung 5, Seite 44.
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Bestehende und im Sinne dieses Absatzes kiinftig abgeschlossene Betriebsvereinbarungen
uber die Berechnung des Urlaubsentgeltes gelten als Betriebsvereinbarung im Sinne des
ArbVG.

Protokoll zur Berechnung des 13. und 14. Monatsgehaltes

Authentische Interpretation zu den 88 11 und 12 des Rahmenkollektivvertrages fur Angestell-
te der Industrie (Globalrunde).

Zeiten des Dienstverhaltnisses ohne Entgeltanspruch vermindern nicht den Anspruch auf
Sonderzahlungen, ausgenommen in den gesetzlich ausdriicklich angefiihrten Féllen (z. B. 88
14/4 und 15/2 MSchG, 10 APSG, 119/3 ArbVG). Fir Zeiten des ungerechtfertigten Fernblei-
bens von der Arbeit stehen keine Sonderzahlungen zu. Fur Zeiten des freiwillig vereinbarten
Entfalls der Dienstleistung ohne Entgelt, kann der Entfall der Sonderzahlungen vereinbart
werden (ausgenommen flr unbezahlten Urlaub fiir Schulungs- und Bildungsveranstaltungen
im Sinne des § 118 ArbVG Uber die dort vorgesehene Dauer hinaus). Erhélt der Dienstnehmer
auf Grund oOffentlich-rechtlicher VVorschriften vollen Entgeltersatz (einschlie8lich Sonderzah-
lungen) entféllt insoweit der Anspruch gegen den Dienstgeber.

Artikel 111 Geltungsbeginn
Dieser Kollektivvertrag tritt mit Wirkung ab 1. November 1995 in Kraft.
Wien, am 18. September 1995
§ 13. Behaltepflicht

(1) Kaufménnische Lehrlinge und technische Zeichner-Lehrlinge miissen nach ordnungsge-
maRer Beendigung der Lehrzeit noch 6 Monate als Angestellte beschaftigt werden; wenn die-
se Behaltezeit nicht mit dem Letzten eines Kalendermonates endigt, ist sie auf diesen zu er-
strecken.

(2) Will der Dienstgeber das Dienstverh&ltnis mit dem Angestellten nicht iber die Behaltezeit
hinaus fortsetzen, so hat er es mit vorhergehender sechswoéchiger Kiindigungsfrist zum Ende
der in Abs. 1 bestimmten Behaltezeit zu kindigen.

(3) Durch einvernehmliche Erklarung der zustandigen Landeskammer der gewerblichen Wirt-
schaft und der Landesexekutive der Gewerkschaft der Privatangestellten kann die
Behaltepflicht bei VVorliegen der VVoraussetzungen gemal § 18 Abs. 2 und 3 des Berufsausbil-
dungsgesetzes verkirzt werden.

§ 13 a. Information bei befristeten Dienstverhaltnissen

Gibt der/die Angestellte im Laufe eines befristeten Dienstverhaltnisses keine AuRerung ab,
das Dienstverhéltnis nicht Gber die Befristung hinaus fortsetzen zu wollen, bzw. besteht nicht
von vornherein Klarheit dariiber, dass eine Verldngerung des befristeten Dienstverhéltnisses
nicht beabsichtigt ist, ist die Absicht, ein mit Ablaufdatum befristetes Dienstverhaltnis von
mehr als zweimonatiger Dauer (einschlieBlich eines allfalligen Probemonates) nicht Giber den
Ablaufzeitpunkt hinaus fortzusetzen, dem (der) Angestellten spétestens 2 Wochen vor Fristab-
lauf mitzuteilen.

Erfolgt die Mitteilung nicht oder verspétet, ist das auf den Zeitraum von 3 Tagen entfallende
Gehalt tber das mit Fristablauf beendete Dienstverhéltnis hinaus als Ersatz fur nicht konsu-
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mierte Freizeit fir Postensuche zu bezahlen. § 13 a gilt fir Dienstverhaltnisse, die nach dem
31.3.1996 beginnen.

8 14. Diensterfindungen

Der Dienstgeber hat Anspruch auf Anbietung einer von einem Angestellten wahrend des Be-
standes des Dienstverhaltnisses gemachten Diensterfindung im Sinne des § 7 Abs. 3 des 6ster-
reichischen Patentgesetzes. Er muss dazu innerhalb einer Frist von drei Monaten vom Tag der
Anbietung an Stellung nehmen und erkléren, ob er sie fiir sich in Anspruch nehmen will; bis
zur Anmeldung der Patentrechte ist der Dienstgeber zur absoluten Geheimhaltung der Erfin-
dung verpflichtet. Er hat im Falle der Inanspruchnahme die im Gesetz vorgesehene Entscha-
digung an den Erfinder zu entrichten und alle auflaufenden Patentgebiihren zu bezahlen. Auf
Verlangen des Dienstnehmers muss der Erfinder bei der Eintragung in das Patentregister ge-
nannt werden, auch dann, wenn der Dienstgeber als Anmelder erscheint. Im Ubrigen gelten
die Bestimmungen des 6sterreichischen Patentgesetzes und die gemaR diesem Gesetz getroff-
enen Einzelvereinbarungen.

8 14 a. Verbesserungsvorschlage

Uber die Vergiitung fir Verbesserungsvorschlage kénnen Betriebsvereinbarungen geman § 29
Arbeitsverfassungsgesetz abgeschlossen werden.

§ 14 b. Ausbildungskosten

Uber Vereinbarungen betreffend die Riickerstattung von Ausbildungskosten ist der Betriebs-
rat Uber dessen Aufforderung zu informieren.

8 15. Allgemeine Bestimmungen Uber die Verwendungsgruppen

(1) Die Angestellten werden nach der Art ihrer vorwiegend ausgeubten Téatigkeit in die in §
19 vorgesehenen Verwendungsgruppen eingereiht.

(2) Die Einreihung in die Verwendungsgruppen wird von der Firmenleitung unter Mitwirkung
des Betriebsrates vorgenommen. Die Einreihung in die Verwendungsgruppe, die Anzahl der
angerechneten Verwendungsgruppenjahre und die Hohe des Gehaltes sowie alle weiterhin
eintretenden VVeranderungen sind dem Angestellten mittels Dienstzettel bekanntzugeben.”

(2 a) Bei Angestellten, die noch keine Angestelltentatigkeit verrichtet haben, kann in Ver-
wendungsgruppe Il wahrend der ersten 6 Monate, in Verwendungsgruppe I11 und IV wahrend
der ersten 9 Monate durch Vereinbarung das Mindestgrundgehalt im 1. und 2. Verwendungs-
gruppenjahr um bis zu 5 Prozent unterschritten werden. Diese Praxiszeit wird durch im Be-
trieb verbrachte Ausbildungszeiten oder im Rahmen einer Verwendung im Sinne des Ange-
stelltengesetzes verkdrzt.

(3) Innerhalb einer Verwendungsgruppe ist das dem Angestellten geblihrende monatliche
Mindestgrundgehalt durch die Zahl der anrechenbaren VVerwendungsgruppenjahre bestimmt.
In der Verwendungsgruppe | sind 3 Gehaltsstufen (2 Biennien) vorgesehen. Nach Vollendung
des 6. Verwendungsgruppenjahres wird der Angestellte unter Anwendung der
Umstufungsregel des 8 15 Abs. 11 in die Verwendungsgruppe Il umgestuft. Erfolgt diese

“ Siehe Anmerkung 7, Seite 45.
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Umstufung nach Vollendung des 4. Verwendungsgruppenjahres in der Verwendungsgruppe I,
bleibt der bisherige Vorriickungsstichtag durch die Umstufung in die Verwendungsgruppe 11
unberhrt.

In den Verwendungsgruppen Il bis Va und M I bis M 11l, M IV sind 6 Gehaltsstufen (5 Bien-
nien) vorgesehen, in Verwendungsgruppe V1 5 Gehaltsstufen (4 Biennien).

Ab Geltungsbeginn dieses Kollektivvertrages wird eine Verwendungsgruppe 1Va und Va ein-
geflhrt .

(4) Als Verwendungsgruppenjahre gelten jene Zeiten, die ein Dienstnehmer in einer bestimm-
ten Verwendungsgruppe bzw. vor Wirksamkeitsbeginn dieses Kollektivvertrages mit der ei-
ner bestimmten Verwendungsgruppe entsprechenden Tatigkeit als Angestellter im Sinne des
Angestelltengesetzes verbracht hat. Nachgewiesene Zeiten in einer htheren Verwendungs-
gruppe sind auch in niedrigeren Verwendungsgruppen anzurechnen.

(5) Die im Unternehmen vor der Ubernahme ins Meisterverhaltnis zuriickgelegten Vordienst-
zeiten als VorarbeiterIn sind zur Hélfte, jedoch nur bis zu einem Héchstausmaly von funf Jah-
ren als Verwendungsgruppenjahre fur diejenige Verwendungsgruppe anzurechnen, in die der
Meister zuerst eingestuft wird. Diese Anrechnung kommt in gleicher Hohe zur Anwendung,
wenn ein Angestellter ab dem 1.1.1971 von der Verwendungsgruppe M I in die Verwen-
dungsgruppe M 11 umgestuft wurde bzw. wird. Fiir die Anrechnung der Vorarbeiterinnenjahre
ist Abs. 9 nicht anzuwenden. Dieser Absatz gilt mit Ausnahme des zweiten Satzes auch fir
jene Meister, die bereits vor dem 1.1.1971 ins Angestelltenverhaltnis tbernommen wurden.

Es wird empfohlen, Dienstzeiten als Beamter oder Angestellter im 6ffentlichen Dienst auch
als Verwendungsgruppenjahre anzurechnen, sofern die frihere Téatigkeit den Merkmalen des
Angestelltengesetzes entsprach und diese friihere Tatigkeit tiberdies ihrer Natur nach geeignet
war, dem Angestellten flr seine jetzige Verwendung brauchbare Fahigkeiten und Kenntnisse
zu vermitteln.

(6a) Bei Dienstgebern im Ausland verbrachte VVordienstzeiten sind bei geeignetem — erforder-
lichenfalls Ubersetztem — Nachweis unter denselben VVoraussetzungen im Sinne der Abséatze
(4) und (9) als Verwendungsgruppenjahre anzurechnen, wie die im Inland zurtickgelegten
Vordienstzeiten. (Gilt fur alle ab 1. April 2000 vorzunehmenden Einstufungen.)

(7) Zeiten des Prasenzdienstes im Sinne des Osterreichischen Wehrgesetzes, BGBI. Nr.
305/1990, sowie des Zivildienstes im Sinne des Osterreichischen Zivildienstgesetzes, BGBI.
679/1986, wahrend deren das Angestelltendienstverhaltnis bestanden hat, sind ab 1. Janner
1992 nach MaRgabe des § 8 Arbeitsplatzsicherungsgesetz, BGBI. 683/1991, als Verwen-
dungsgruppenjahre anzurechnen. Bis zu diesem Zeitpunkt geleistete Prasenzdienstzeiten wer-
den voll angerechnet.

(8) Karenzurlaube innerhalb des Dienstverhaltnisses gem. 88 15-15i MSchG sowie 2-6 und 9
EKUG werden bis zum Hochstausmald von insgesamt zehn Monaten als Verwendungsgrup-
penjahr angerechnet. Die Anrechnung gilt fur erste Karenzurlaube innerhalb des Dienstver-
haltnisses, die ab 01. 10. 1980 beginnen, hinsichtlich weiterer Karenzurlaube fir solche, die
ab 1. April 2001 beginnen, sofern nicht schon vorher die Anrechnung bis zu insgesamt zehn
Monaten erfolgte.

“* Fassung des Abs. 3 gilt ab 1.6.1998.
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(9) Fur die Anrechnung von Verwendungsgruppenjahren ist es ohne Belang, ob diese bei ei-
nem oder bei verschiedenen Dienstgebern verbracht wurden.

Verwendungsgruppenjahre, die ein Angestellter aus friheren Dienstverhaltnissen bei einem
anderen Dienstgeber nachweist, werden jedoch bei der Einreihung in eine bestimmte Ver-
wendungsgruppe nur im Hochstausmaf von 6 Verwendungsgruppenjahren angerechnet.
Voraussetzung fur die Anrechnung ist jedoch, dass der Angestellte diese Zeiten der Firmenlei-
tung schon beim Eintritt bekannt gibt und tunlichst sofort, spatestens aber innerhalb von 2
Monaten, durch entsprechende Zeugnisse oder sonstige Arbeitspapiere nachweist.

(10) Wenn ein Angestellter infolge Ansteigens der Anzahl seiner Verwendungsgruppenjahre
in eine hohere Mindestgehaltsstufe seiner Verwendungsgruppe vorzuriicken hat, tritt die Ge-
haltserh6hung am Ersten des Monats ein, in dem er die erhdhte Anzahl der Verwendungs-
gruppenjahre erreicht.

(11) Bei Umreihung in eine héhere Verwendungsgruppe sind dem Angestellten jene Verwen-
dungsgruppenjahre anzurechnen, die er allenfalls aus friiheren Dienstzeiten fur diese neue
Verwendungsgruppe nachgewiesen hat.

Bei Angestellten, deren tatsachlicher Gehalt dem bisher erreichten Mindestgrundgehalt ent-
spricht, erfolgt die Einstufung in das nachsthohere Mindestgrundgehalt der neuen Verwen-
dungsgruppe unter Anrechnung der diesem Mindestgrundgehalt entsprechenden Verwen-
dungsgruppenjahre. Bei Angestellten, bei denen das tatsachliche Gehalt dartber liegt, ist § 3
der Kollektivvertrdge vom 27.2.1981 bzw. vom 3.4.1985 flr Vorarlberg in der geltenden Fas-
sung ab 1.6.1998 anzuwenden.

Uberdies darf in der neuen Verwendungsgruppe das jeweilige Mindestgrundgehalt des Ange-
stellten jenes Mindestgrundgehalt nicht unterschreiten, das er beim Verbleiben in der bisheri-
gen Verwendungsgruppe durch Zeitvorriickung bzw. durch Neufestsetzung der Mindest-
grundgehaélter erreichen wirde.

(11 a) Die Bestimmungen des Abs. 11 wurden durch Kollektivvertrage tber die
Zeitvorriuckung innerhalb der Verwendungsgruppe erganzt.

(12) Wenn ein Angestellter in einer Verwendungsgruppe die Héchstzahl der dort vorgesehe-
nen Verwendungsgruppenjahre erreicht hat, soll im Falle von Leistungssteigerung nach weite-
rer Tatigkeit in der gleichen Verwendungsgruppe eine angemessene Gehaltserh6hung vorge-
nommen werden.

8 15 a. Kollektivvertragliche Mindestgrundgehalter
fur teilzeitbeschaftigte Angestellte

Bei teilzeitbeschéaftigten Dienstnehmern, soweit sie diesem Rahmenkollektivvertrag unterlie-
gen, ist das bei voller kollektivvertraglicher Normalarbeitszeit zustehende kollektivvertragli-
che Mindestgrundgehalt durch den flr den jeweiligen Fachverbandsbereich geltenden Teiler
flr die Normalstunde zu teilen und dann der so ermittelte Wert mit jener Zahl zu multiplizie-
ren, die sich aus der vereinbarten Stundenzahl (Monatsstunden, Wochenstunden x 4,33)
ergibt.

8 16. Anrechnung auf das Mindestgrundgehalt
(1) Sozialzulagen (Familien-, Hausstands-, Frauen- und Kinderzulagen), Provisionen sowie

jene Remunerationen, durch die die dem Angestellten zustehenden Anspriiche gemal § 11
(Weihnachtsremuneration) und 8§ 12 (14. Monatsgehalt) tiberschritten werden, sind auf das
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Mindestgrundgehalt anrechenbar. In solchen Féllen ist am Ende des Kalenderjahres zu priifen,
ob der Jahresbezug des Angestellten der Summe der in den 12 Monaten des Kalenderjahres
jeweils geblhrenden Mindestgrundgehélter plus dem Zweifachen des Dezember-
Mindestgrundgehaltes entspricht; ist dies nicht der Fall, so ist der Differenzbetrag am Jahres-
ende nachzuzahlen.

(2) Nicht anrechenbar sind Remunerationen, durch die die oben genannten Anspriiche gemaf
8 11 (Weihnachtsremuneration) und § 12 (14. Monatsgehalt) Gberschritten werden, insofern
sie das Ausmal eines Monatsgehaltes nicht Gberschreiten. In solchen Féllen ist nur der das
Ausmald eines Monatsgehaltes uberschreitende Teil der Remuneration (Sonderzahlungen) auf
das Mindestgrundgehalt anrechenbar.

8§ 16 a. Ein- bzw. Austritt

Beginnt das Dienstverhaltnis nicht am Monatsersten, jedoch am ersten betriebsiblichen Ar-
beitstag eines Monats, steht der ungekirzte Monatsgehalt zu; gleiches gilt sinngemal bei Be-
endigung des Dienstverhéltnisses (gilt ab 1. April 2002).

8 17. Bezlige der Aufsichtsorgane

Die Beziige der Angestellten, deren Tatigkeit vorwiegend und regelméaRig in der Beaufsichti-
gung, Fuhrung und Anweisung von Arbeitergruppen besteht, wie Aufseher, Werkmeister,
Montageleiter und dergleichen (nicht aber untergeordnete Aufsichtspersonen), mussen den
kollektivvertraglichen oder tariflichen Spitzenlohn (nicht Akkordlohn) der héchsten ihnen
unterstellten Arbeiterkategorien wie folgt Ubersteigen:

AAUTS BN UM ettt et e e e e e e 15 Prozent
Meister und Montageleiter Um .........c.oooieriiiiiiiieee e 20 Prozent
ODBIMEISTET UM et e et e e e e e e eeeeeas 25 Prozent

Der Bezug der Meister, Steiger, Montageleiter, Obermeister und Obersteiger muss mindestens
den Akkordrichtsatz bzw. Gedingerichtlohn der unterstellten Arbeiter erreichen.

8 18. Lehrlinge, Integrative Berufsausbildung

Die monatliche Lehrlingsentschadigung fur Lehrlinge im Sinne des 8 2 Abs. 1 betragt
ab 1. April 2011 im

Tabelle | Tabelle 11
1. Lehrjahr € 533,-- € 665,--
2. Lehrjahr € 660,-- € 893,--
3. Lehrjahr € 852,-- €1.112,--
4. Lehrjahr” € 1.059,-- €1.292,--

Die Tabelle Il gilt fir Lehrlinge, deren Lehrverhaltnis nach dem 1. November 1990, nach
Vollendung des 18. Lebensjahres oder nach bestandener Reifepriifung beginnt.

“ Gilt fur Lehrlinge in Lehrberufen, in denen eine mehr als dreijahrige Lehrzeit in den geltenden Ausbildungs-
vorschriften vorgesehen ist.

28



b) Zeiten, die auf Grund gesetzlicher VVorschriften auf die Lehrzeit angerechnet werden, gel-
ten als zurtickgelegte Lehrzeit im Sinne obiger Einstufung (bei Anrechnung von zum Beispiel
12 Monaten auf die Lehrzeit ist eine Einstufung im 2. Lehrjahr vorzunehmen).

c) Die Internatskosten, die durch den Aufenthalt des Lehrlings in einem fir die Schuler der
Berufsschule bestimmten Schulerheim zur Erfullung der Berufsschulpflicht entstehen, hat der
Lehrberechtigte dem Lehrling so zu bevorschussen und so zu ersetzen, dass dem Lehrling fur
den Zeitraum, der der Dauer des Internats entspricht, die volle Lehrlingsentschéadigung ver-
bleibt.

(Gilt fur Internatsaufenthalte, die ab 1. Juli 1992 beginnen. Bis zu dem angefuhrten Zeitpunkt
hatten 70 % der Internatskosten zu verbleiben.)

d) Integrative Berufsausbildung:

1. Bei Verldngerung eines Lehrverh&ltnisses gem. § 8 b Abs. 1 BAG idF BGBI | 79/2003
werden fir die Bemessung der Hohe der Lehrlingsentschédigung die Lehrjahre aliquot im
Verhaltnis zur Gesamtlehrzeit verlangert; ergeben sich Teile von Monaten gebuhrt fur das
ganze Monat die héhere Lehrlingsentschadigung. Bei nachtréglicher Verlangerung bleibt das
der Lehrlingsentschadigung zugrunde liegende Lehrjahr so lange unverandert, bis sich nach
dem vorstehenden Satz Anspruch auf die Lehrlingsentschadigung eines héheren Lehrjahres
ergibt.

2. Bei Abschluss eines Ausbildungsvertrages zu einer Teilqualifizierung gem. § 8 b Abs. 2
BAG idF BGBI 1 79/2003 gebhrt die Lehrlingsentschédigung des ersten Lehrjahres. Nach
einem Jahr erhoht sich dieser Anspruch um ein Drittel der Differenz zwischen der Lehrlings-
entschadigung fur das erste Lehrjahr und jener fiir das zweite Lehrjahr, nach zwei Jahren um
ein weiteres Drittel dieser Differenz.

3. Anrechnung von integrativer Berufsausbildung:

Wird die teilqualifizierte Ausbildung (einschliel3lich der Berufsschule im Sinne der Anforde-
rung des BAG) erfolgreich zurtickgelegt, ist sie bei spaterer Absolvierung einer Lehrausbil-
dung im gleichen oder einem verwandten Lehrberuf mindestens im Ausmal des 1. Lehrjahres
anzurechnen. Besteht kein Anspruch auf diese Anrechnung, darf die spatere Lehrlingsent-
schadigung jedenfalls nicht niedriger sein als die wéhrend der Teilqualifizierungs-Ausbildung
zuletzt bezahlte.

e) Lehrlinge, die die Lehrabschlusspriufung mit gutem Erfolg absolvieren, erhalten eine ein-
malige Pramie in Hohe von € 200,-. Lehrlinge, die sie mit Auszeichnung absolvieren, erhalten
eine Pramie von € 250,-. Die betragsmélRige Verringerung der geférderten Pramie gemaR der
Richtlinie des Bundesberufsausbildungsbeirates zur Forderung der betrieblichen Ausbildung
von Lehrlingen gemald § 19c BAG vom 2.4.2009 fiihrt zur entsprechenden Anpassung, die
Aufhebung fuhrt zum Entfall dieses Anspruchs.

Bestehende betriebliche Regelungen bleiben aufrecht, kdnnen aber der Hohe nach darauf an-
gerechnet werden.

§ 18 a. Praktikanten
a) Ziffer 1 gilt nicht fiir den Fachverband der Textilindustrie:

1. Pflichtpraktikanten gemal} § 2 Abs. 2 lit. b (vom Geltungsbereich dieses Kollektivvertrages
ausgenommen) gebuhrt fir die Zeit ihres Pflichtpraktikums eine monatliche Vergltung
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mindestens in der Hohe der Lehrlingsentschadigung fir das 2. Lehrjahr (Tabelle I bzw. 11).

2. Ferialpraktikanten sind Personen, die ohne Vorliegen schulrechtlicher Vorschriften wah-
rend der Schulferien mit vereinbarten Ausbildungsanteilen in einem Dienstverhaltnis be-
schaftigt werden. Ferialpraktikanten gebihrt bei erstmaliger Beschaftigung ohne Berufser-
fahrung oder wenn vorher kein Pflichtpraktikum absolviert wurde, fiir langstens 1 Monat
als monatlicher Bezug ein Betrag in Hohe der Lehrlingsentschadigung fur das 2. Lehrjahr,
in allen anderen Fallen ein Betrag in der HOhe der Lehrlingsentschadigung fur das 3. Lehr-
jahr (jeweils Tabelle I bzw. I1).

Die Tabelle Il ist jeweils dann anzuwenden, wenn die Praktikantenbeschéftigung nach
Vollendung des 18. Lebensjahres oder nach bestandener Reifeprifung erfolgt.

3. Absolvierende von Fachhochschulstudiengangen in Ausiibung der vorgeschriebenen Be-
rufspraxis innerhalb eines Dienstverhaltnisses gebihrt als monatlicher Bezug ein Betrag in
der Hohe der Lehrlingsentschadigung fir das 3. Lehrjahr der Tabelle I, bei Vorliegen von
fachbezogenen Vorkenntnissen in der Hohe der Lehrlingsentschadigung fur das 3. Lehrjahr
der Tabelle II.

b) Fur Pflichtpraktikanten im Sinn des 8 2 Abs. 2 lit. b (Bezeichnungsénderung von
Ferialpraktikanten auf Pflichtpraktikanten ab 1.11.1998, vom Geltungsbereich dieses Kollek-
tivvertrages ausgenommen) sind Vergitungen unter Mitwirkung des Betriebsrates festzuset-
zen.

8§ 19. Verwendungsgruppenschema — Mindestgrundgehélter
(Inder ab 1. April 2001 geltenden Fassung)

(1) Die bei den Verwendungsgruppen angefiihrten Téatigkeitsbezeichnungen gelten nur als
Beispiele fir gleichwertige Tatigkeiten und kénnen durch in einzelnen Industriegruppen tbli-
che Tétigkeitsbezeichnungen fir die gleiche oder dhnliche Verwendungsart ersetzt werden.
Derartige zusatzliche Vereinbarungen konnen nicht firmenweise, sondern nur durch die in 8
22 genannten zustandigen Organisationen abgeschlossen werden.

(2) Im Zweifel ist die Auslegung des Begriffes “Grofibetrieb” im Sinne der Verwendungs-
gruppe VI Fachverbandsverhandlungen vorbehalten.

(3) Die Hohe der fur die einzelnen Verwendungsgruppen geltenden monatlichen Mindest-

grundgehélter wird fur die Fachverbandsbereiche jeweils in eigenen Gehaltsordnungen festge-
legt.
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Verwendungsgruppe |

Tatigkeitsmerkmale:
Angestellte, die schematische oder mechanische Arbeiten verrichten, die als einfache
Hilfsarbeiten zu werten sind.

Kaufmannische, administrative und technische Angestellte:

Zum Beispiel:

Hilfs- und Servicekréfte in Blro, Werkstétte, Registratur, Magazin, Lager, Versand (z. B.
Maschinschreiberlnnen nach Konzept, Werkstattenschreiberlnnen bzw. Lohnschreiberin-
nen, Kopistinnen);

Eingeben von EDV-Daten wéhrend der Anlernzeit (hdchstens jedoch fiir die Dauer von 3
Monaten).

Anmerkung: Obige Berufsbeispiele wurden durch weitere Verwendungsgruppenbeispiele
erganzt:

Textilindustrie durch Zusatzkollektivvertrag vom 2.4.1985 und vom 15.4.1983 fiir Vorarl-
berg.

Verwendungsgruppe |1

Tatigkeitsmerkmale:

Angestellte, die einfache, nicht schematische oder mechanische Arbeiten nach gegebenen
Richtlinien und genauer Arbeitsanweisung verrichten, fur die in der Regel eine kurze
Einarbeitungszeit erforderlich ist. Auch wahrend der Einarbeitungszeit ist die Einrei-
hung in die vorstehende Gruppe durchzufihren.

Angestellte der Verwendungsgruppe | nach Vollendung des sechsten Verwendungs-
gruppenjahres (gilt nur fur die in § 15 Abs. 3 angefuhrten Fachverbande)

Kaufmannische und administrative Angestellte:

Zum Beispiel:

Schreibkréfte,

Fakturistinnen mit einfacher Verrechnung,

Telefonistinnen mit Auskunftserteilung (Info-, Helpdesk),

Werkstéttenschreiberinnen, die fur grofiere Abteilungen oder mit vielseitigen Arbeiten be-
schaftigt sind,

qualifizierte Hilfs- und Servicekrafte in Sekretariat, Buro, Betrieb, Lager und Versand,

qualifizierte Hilfs- und Servicekréfte, die auch Buchungsarbeiten durchfiihren, soweit sie
nicht auch eine der in VwGr. 111 genannten Buchhaltungsarbeiten ausfiihren,

Lohnrechnerlnnen (das sind Angestellte, die ohne Riicksicht darauf, ob sie die Tatigkeit eines
Lohnschreibers/einer Lohnschreiberin ausiiben, auch die vorgeschriebenen Lohnsétze,
Lohnabzlige und Lohnzuschlége errechnen und einsetzen, wenn sie diese Tatigkeit unter
Anleitung von Angestellten einer hoheren Verwendungsgruppe ausfiihren),

Inkassantinnen,

Verkauferinnen im Detailgeschaft,

Tatigkeiten in der Datenerfassung zur Eingabe bzw. Ubertragung von Daten auf Datentrager,
einschlieBlich der Prufung der eingegebenen Daten.

Technische Angestellte:

Zum Beispiel:
technische ZeichnerInnen im Sinne obiger Téatigkeitsmerkmale,
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Qualitatspriferinnen (Werkstoff, Werkstlick) im Sinne obiger Téatigkeitsmerkmale,
Krankenpflegehilfsdienste.

Anmerkung: Obige Berufsbeispiele wurden durch weitere Verwendungsgruppenbeispiele
erganzt:

Textilindustrie durch Zusatzkollektivvertrag vom 2.4.1985 und vom 15.4.1983 fur Vorarl-
berg.

Verwendungsgruppe I11

Tatigkeitsmerkmale:
Angestellte, die nach allgemeinen Richtlinien und Weisungen technische oder kaufméan-
nische Arbeit im Rahmen des ihnen erteilten Auftrages selbstandig erledigen.

Kaufmannische und administrative Angestellte:

Zum Beispiel:

Ubersetzerinnen,

Sekretarlnnen im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale,

Schreibkréfte im Sinne obiger Téatigkeitsmerkmale mit besonderer Verwendung, insbesondere
mit einer verwendeten Fremdsprache,

Biirokrifte bzw. SachbearbeiterInnen im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale (insbesondere
Rechnungswesen, Controlling, Einkauf, Verkauf, Logistik, Produktion, Personal- und
Qualitdtswesen),

Lohn- und GehaltsverrechnerInnen (das sind Angestellte, die tiber die Arbeit eines Lohnrech-
ners/einer Lohnrechnerin hinaus die Lohn- und Gehaltslisten auszahlungsreif gestalten
und allenfalls die im Lohnbiiro erforderlichen Nacharbeiten, zum Beispiel Abrechnung
mit Sozialversicherungstragern, Finanzamt durchfiihren),

Telefonistinnen mit regelmé&Biger Auskunftserteilung in mindestens einer Fremdsprache,

Helpdesk-Mitarbeiterinnen im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale mit inhaltlichen und fachli-
chen Beratungsaufgaben,

Kassierlnnen in Betrieben mit einer Gesamtbeschaftigtenzahl bis zu 50 Dienstnehmerin-
nen oder solche, die einem Hauptkassier/einer Hauptkassierin unterstehen,
Statistikerlnnen,

Magazineurlnnen,

Expedientinnen (ausgenommen Postexpedientinnen),

Registraturleiterinnen,

Programmiertatigkeiten im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale,

Operator im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale,

Netzwerkadministratorinnen im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale,

Vertreterinnen,

Verkauferinnen im Detailgesch&ft mit besonderen Fachkenntnissen oder Fremdsprachen,
Krankenpflegepersonal im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale.

Technische Angestellte:

Zum Beispiel:

- technische ZeichnerIinnen (Hilfskonstrukteurlnnen) im Sinne obiger T&tigkeitsmerkmale,
Teilkonstrukteurinnen,
Technikerlnnen (einschlieRlich Inbetriebnahme-, Wartungs- und Servicebereich, Planung,
Engineering und Qualitatswesen),
Arbeitsvorbereiterinnen, Ablauf-(Termin-)Koordinatorinnen und Nachkalkulantinnen im
Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale,
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Zeitnehmerlnnen,
Qualitatspriferinnen (Werkstoff, Werkstlick, Material) mit einschlagigen Fachkenntnissen
im Sinne obiger Téatigkeitsmerkmale.

Anmerkung: Obige Berufsbeispiele wurden durch weitere Verwendungsgruppenbeispiele
erganzt:

Textilindustrie durch Zusatzkollektivvertrag vom 2.4.1985 und vom 15.4.1983 fiir Vorarl-
berg.

Verwendungsgruppe IV

Tatigkeitsmerkmale:

Angestellte, die schwierige Arbeiten verantwortlich selbstandig ausfiihren, wozu beson-
dere Fachkenntnisse und praktische Erfahrungen erforderlich sind. Ferner Angestellte,
die regelmaliig und dauernd mit der Fihrung, Unterweisung und Beaufsichtigung von
Angestelltengruppen (2 bis 5 Angestellte, worunter sich Angestellte der Verwendungs-
gruppe 111 befinden missen) beauftragt sind.

Kaufmannische und administrative Angestellte:

Zum Beispiel:

- Ubersetzerinnen mit mehr als einer verwendeten Fremdsprache,
SekretirInnen, die auch schwierige SachbearbeiterInnen-(ReferentInnen-)Tatigkeiten
selbstandig ausfihren,
selbstandige Buchhalterinnen bis Rohbilanz (in Betrieben mit einer Gesamtbeschéftigten-
zahl bis zu 50 Dienstnehmerinnen auch Bilanzbuchhalterinnen),
selbstandige Kassierlnnen in Betrieben mit mehr als 50 Dienstnehmerinnen,
Hauptkassierinnen,
selbstandige EDV-Spezialistinnen (z.B. Programmiererinnen, Systemanalytikerinnen,
Spezialistinnen fur Datenschutz und Netzwerksicherung),
Netzwerkadministratorinnen im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale,
Operator im Sinne obiger Téatigkeitsmerkmale,
Sachbearbeiterinnen im Versand (Versandleiterinnen) im Sinne obiger Tatigkeitsmerkma-
le,
VertreterInnen im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale,
Sachbearbeiterlnnen im Sinne obiger Téatigkeitsmerkmale (insbesondere Rechnungswe-
sen, Einkauf, Verkauf, Logistik, Produktion, Personal- und Qualitatswesen),
selbstandige Filialleiterinnen,
Hauptmagazineurinnen.

Technische Angestellte:

Zum Beispiel:

- Konstrukteurlnnen,
TechnikerInnen im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale (einschliellich Inbetriebnahme-,
Wartungs- und Servicebereich, Planung, Engineering und Qualitatswesen),
technische Sachbearbeiterinnen im Sinne obiger Téatigkeitsmerkmale (z.B. technische Ein-
und Verkduferinnen, Helpdesk-Mitarbeiterinnen),
selbstandige Arbeitsvorbereiterinnen im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale,
selbstandige Ablauf-(Termin-)Planerinnen im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale,
selbstandige Vor- und Nachkalkulantinnen im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale,
Entwicklungstechnikerlnnen,
Sicherheitsfachkréfte im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale,
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Controller und Revisorlnnen im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale,
Auditorlnnen im Sinne obiger Tétigkeitsmerkmale.

Anmerkung: Obige Berufsbeispiele wurden durch weitere Verwendungsgruppenbeispiele
erganzt:

Textilindustrie durch Zusatzkollektivvertrag vom 2.4.1985 und vom 15.4.1983 fur Vorarl-
berg.

Verwendungsgruppe 1Va

Tatigkeitsmerkmale:
Angestellte der Verwendungsgruppe 1V, die in erheblichem Ausmal, jedoch nicht
Uberwiegend Tatigkeiten der Verwendungsgruppe V verrichten.

Anmerkung: Als erhebliches Ausmal ist ein Drittel der Normalarbeitszeit des/der Angestell-
ten anzusehen.

Verwendungsgruppe V

Tatigkeitsmerkmale:

Angestellte, die Arbeiten erledigen, die besonders verantwortungsvoll sind, selbstéandig
ausgefihrt werden mussen, wozu umfangreiche, iberdurchschnittliche Berufskenntnis-
se und mehrjahrige praktische Erfahrungen erforderlich sind.

Ferner Angestellte, die regelmaRig und dauernd mit der verantwortlichen Fiihrung, Un-
terweisung und Beaufsichtigung von gréfReren Angestelltengruppen (tber 5 Angestellte,
von denen entweder einer der Verwendungsgruppe 1V oder mehrere der Verwendungs-
gruppe 111 angehéren missen) beauftragt sind.

Kaufmannische und administrative Angestellte:

Zum Beispiel:
Bilanzbuchhalterinnen,
Stellvertreterinnen von Angestellten der Verwendungsgruppe VI,
LeiterInnen des Personalbiiros,

EinkduferInnen, die mit dem selbstandigen Ankauf der wesentlichen VVormaterialien (z. B.
Rohstoffe) beauftragt sind, soweit diese Tatigkeit eine Qualifikation im Sinne obiger Té&-
tigkeitsmerkmale erfordert,

Angestellte im Verkauf, die mit der weitgehend abschlussreifen Vermittlung bzw. dem
Abschluss von Geschaften beauftragt sind, welche auf Grund ihres Schwierigkeitsgrades
sowie auf Grund ihrer Bedeutung fir das Unternehmen besondere Qualifikation im Sinne
obiger Tatigkeitsmerkmale erfordern,

EDV-LeiterInnen mit umfassender Verantwortung fiir die gesamte Informationstechnolo-
gie,

selbstandige EDV-Spezialistinnen mit besonderen Fachkenntnissen und umfassender
Aufgabenstellung, einschliel3lich der EDV-Organisationsentwicklung,
SystemanalytikerInnen, die aufgrund ihrer besonderen Qualifikation (System- und Orga-
nisationskenntnisse) umfassende und schwierige Organisationsabldufe fiir die Program-
mierung vorbereiten,

Betriebsarzte/Betriebsérztinnen,

Dolmetscherlnnen (Diplomdolmetscherinnen, Mag. phil.) in mehrjéhriger, besonders ve-
rantwortungsvoller Verwendung, die aufgrund ihres Schwierigkeitsgrades eine besondere
Qualifikation und spezifische Branchenkenntnisse erfordert.
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Technische Angestellte:
Zum Beispiel:
- leitende Konstrukteurlnnen,
Sachbearbeiterinnen fiir besondere Entwicklungsaufgaben,
Vertreterlnnen mit besonderen technischen Kenntnissen,
technische Ein- und VerkéauferInnen mit besonderen Fachkenntnissen im Sinne obiger
Tatigkeitsmerkmale,
Sicherheitsfachkréafte im Sinne obiger Téatigkeitsmerkmale,
LeiterInnen des Controlling im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale.

Anmerkung: Obige Berufsbeispiele wurden durch weitere Verwendungsgruppenbeispiele
erganzt:
Textilindustrie durch Zusatzkollektivvertrag vom 2.4.1985 und vom 15.4.1983 fur Vorarl-
berg.

Verwendungsgruppe Va

Tatigkeitsmerkmale:
Angestellte der Verwendungsgruppe V, die in erheblichem Ausmal3, jedoch nicht Gber-
wiegend Tatigkeiten der Verwendungsgruppe VI ausuben.

Anmerkung: Als erhebliches Ausmal} ist ein Drittel der Normalarbeitszeit des/der Angestell-
ten anzusehen.

Verwendungsgruppe VI

Tatigkeitsmerkmale:

Angestellte mit umfassenden Kenntnissen und Erfahrungen in leitenden, das Unterneh-
men in ihrem Wirkungsbereich entscheidend beeinflussenden Stellungen.

Ferner Angestellte mit verantwortungsreicher und schopferischer Arbeit.

Zum Beispiel:
- Prokuristlnnen, soweit sie eingestuft werden,
Betriebsleiterlnnen in GroRRbetrieben,
Chefingenieurlnnen in Grol3betrieben,
Chefkonstrukteurlnnen in GroRbetrieben,
leitende ChemikerInnen in Grol3betrieben.
LeiterInnen der gesamten EDV in Unternehmungen mit GrolRanlagen bei umfassender
integrierter Anwendung.

Anmerkung: Obige Berufsbeispiele wurden durch weitere Verwendungsgruppenbeispiele

erganzt:
Textilindustrie durch Zusatzkollektivvertrag vom 15.4.1983 fir Vorarlberg.
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GRUPPE MEISTER
Verwendungsgruppe M |
Hilfsmeister, Betriebsaufseher

Verwendungsgruppe M 11
Meister

ohne abgeschlossene mit abgeschlossener Fachschule
Fachschule oder der Tétigkeit entsprechen-
der abgeschlossener fach-
einschlagiger Meister- bzw.
Konzessionsprufung

Fachschulen:

Zwei- oder mehrjahrige Werkmeisterschulen.

Zwei- (nach Auswirkung des Schulorganisationsgesetzes 1962: drei-) oder mehrjahrige tech-
nische Fachschulen.

Hdohere technische und gewerbliche Lehranstalten mit Reifeprifung.

Unter nachstehenden Voraussetzungen gelten jedoch Werkmeisterkurse als Fachschule im
Sinne der Meistergruppe II:

Es muss sich um Werkmeisterkurse der Arbeiterkammern oder der Wirtschaftsforderungsin-
stitute der Handelskammern handeln, sie missen eine viersemestrige Studiendauer mit min-
destens 8 Wochenstunden im Durchschnitt der Kursdauer aufweisen und in einer der Dienst-
verwendung des Angestellten einschlagigen Fachrichtung liegen. (Fir den Fachverband der
Textilindustrie siehe Erganzung durch Zusatzkollektivvertrag vom 2.4.1985.)

Als Schulen im Sinne des Verwendungsgruppenschemas sind nur 6ffentliche Lehranstalten
oder Privatlehranstalten mit Offentlichkeitsrecht anzuerkennen. Die entsprechende Schulbil-
dung ist durch ein Zeugnis Gber den erfolgreichen Abschluss nachzuweisen.

Verwendungsgruppe M 111
Obermeister

Anmerkung:

Fir den Bereich des Fachverbandes der Textilindustrie: Zusatzkollektivvertrag vom
2.4.1985, betreffend die Einstufung in die Meistergruppe M Il mit Fachschule.

Fur die Meister der Mitgliedsbetriebe der Fachgruppen der Textil-, Stickerei- und Beklei-
dungsindustrie des Bundeslandes Vorarlberg gilt das Meistergruppenschema laut Kollektiv-
vertrag vom 9.4.1953.
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§ 19 a. Telearbeit

Telearbeit ist nur im Einvernehmen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer mdglich. Tele-
arbeit liegt dann vor, wenn der Arbeitsplatz eines (einer) Angestellten in eine auRerbetriebli-
che Arbeitsstétte, insbesondere die Wohnung, verlegt wird und die Verwendung neuer Kom-
munikationstechnologie fur die Tatigkeit an der auBerbetrieblichen Arbeitsstéatte bestimmend
ist.

Fur die Telearbeit ist eine ausdriickliche Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer zu treffen, die schriftlich (Vertrag oder Dienstzettel) festzuhalten ist.

Uber die Bedingungen der Telearbeit konnen Betriebsvereinbarungen abgeschlossen werden.
Insoweit keine Betriebsvereinbarung besteht, sind Vereinbarungen insbesondere iber Arbeits-
statte, Arbeitszeit, Arbeitsmittel, allfallige Aufwandserstattungen, Haftungsregelungen, tber
den Kontakt zum Betrieb und eine Beendigung der Telearbeit zu treffen.

Ein von den Kollektivvertragspartnern ausgearbeiteter Dienstzettel ist dabei zugrundezule-
gen.

§ 20. Sondervereinbarungen und Arbeitsordnungen

(1) Die Bestimmungen dieses Kollektivvertrages kénnen, soweit sie Rechtsverhéltnisse zwi-
schen Arbeitgebern und Arbeitnehmern regeln, durch Betriebsvereinbarung oder Arbeitsver-
trag weder aufgehoben noch beschrénkt werden. Sondervereinbarungen sind, sofern sie der
Kollektivvertrag nicht ausschliet, nur giltig, soweit sie fur den Arbeitnehmer giinstiger sind
oder Angelegenheiten betreffen, die im Kollektivvertrag nicht geregelt sind (§ 3 Abs. 1 des
Arbeitsverfassungsgesetzes).

(2) Arbeitsordnungen kénnen nur mit Zustimmung des Betriebsrates abge&ndert werden.

8 21. Einstellungsbeschrankungen
(1) Als Volontare durfen nur Personen eingestellt werden, die das 16. Lebensjahr vollendet
haben und eine mindestens zweijahrige Fachschule oder sechsklassige Mittelschulbildung
nachweisen.
(2) Als Volontére kdnnen nicht Personen eingestellt werden, die nach abgeschlossener Fach-
schulbildung oder nach Ablegung der 1. Staatsprifung an einer Hochschule ein halbes Jahr

Praxis in ihrem Beruf zurtickgelegt haben.

(3) Im Ubrigen diirfen Volontare nur nach MaRgabe folgender Bestimmungen eingestellt
werden:

Betriebe mit weniger als 10 Angestellten ..............cccceeeee. kein Volontar
Betriebe mit 10 bis 34 Angestellten ............ccccovveviiiiiennnns 1 Volontar
Betriebe mit 35 bis 70 Angestellten ..., 2 Volontére

Betriebe mit mehr als 70 Angestellten 3 Prozent der Angestelltenzahl.

* Siehe Seite 47.
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8§ 22. Fachverbandsverhandlungen

(1) Um den in den einzelnen Fachverbénden bestehenden Sonderverhéltnissen Rechnung zu
tragen, sind die Fachverbande und die diesen entsprechenden gewerkschaftlichen Fachgrup-
pen berechtigt, unter der Flihrung der Bundessparte Industrie und der Zentrale der Sektion
Industrie und Gewerbe des Osterreichischen Gewerkschaftsbundes, Gewerkschaft der Privat-
angestellten, Sonderverhandlungen Uber folgende Gegenstande zu fiihren:

a) Reisekosten und Aufwandsentschadigungen sowie Trennungskostenentschadigungen.
Wenn Fachverbandsverhandlungen Gber diesen Gegenstand binnen 3 Monaten von dem Zeit-
punkt an, zu welchem seitens des Fachverbandes oder der Gewerkschaft die Einleitung von
Verhandlungen begehrt worden ist, zu keinem Erfolg fuhren, kénnen Betriebsvereinbarungen
gemaR § 29 Arbeitsverfassungsgesetz abgeschlossen werden.

b) Interpretationen der Verwendungsgruppen.

c¢) Fachliche Besonderheiten hinsichtlich branchentblicher Sonderentlohnungen und Sonder-
beguinstigungen.

d) Verhandlungen tber die Hohe der fur die einzelnen Verwendungsgruppen geltenden mo-
natlichen Mindestgrundgehélter und tber die Hohe der effektiven Monatsgehalter.

e) Regelung des Verwendungsgruppenschemas und der monatlichen Mindestgrundgehélter
sowie der effektiven Monatsgehélter der Gruppe ,,Meister.

) Regelungen betreffend die Arbeitszeit.

(2) Fur die Betriebe des Bundeslandes Vorarlberg sind zu Verhandlungen tber die vorher in
lit. d und e genannten Angelegenheiten unternehmerseits die Sparte Industrie der Kammer der
gewerblichen Wirtschaft flr VVorarlberg bzw. deren Fachgruppen zustandig. Diese sind auch —
abweichend von der Bestimmung des § 3 Abs. 6 letzter Satz — fuir den Ausspruch und die
Entgegennahme von Kindigungen solcher, das Bundesland Vorarlberg betreffender Verein-
barungen zustéandig.

8§ 23. Schlichtung von Gesamtstreitigkeiten
Mit der Beilegung von Gesamtstreitigkeiten, die sich aus der Auslegung dieses Kollektivver-
trages ergeben, hat sich ein paritatischer, aus je drei Vertretern der vertragsschlieBenden Or-
ganisationen zusammengesetzter Ausschuss zu befassen, dessen Mitglieder tunlichst dem
Kreis der an den Verhandlungen tber diesen Kollektivvertrag Beteiligten zu entnehmen sind.

8 24. Aufhebung geltender Vorschriften, Gunstigkeitsklausel

(1) Mit Wirksamkeitsbeginn dieses Kollektivvertrages treten mit Ausnahme der in Abs. 2
genannten Kollektivvertrage bisher geltende kollektivvertragliche Regelungen auller Kraft.
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Weitergeltung bestehender kollektivvertraglicher Sonderregelungen”

(2) Samtliche am 31. Oktober 1991 geltende Gehaltsordnungen im Sinne des § 19 Abs. 3, die

in Kollektivvertragen betreffend effektive Monatsgehalter enthaltenen Regelungen und die fur
das Bundesland Vorarlberg geltenden kollektivvertraglichen Mindestgehaltsregelungen sowie
nachstehende kollektivvertragliche Sonderregelungen bleiben fir ihren Geltungsbereich wei-

terhin in Kraft.

11. Fur den Bereich des Fachverbandes der Textilindustrie:
a) Der Zusatzkollektivvertrag vom 2. April 1985 (in der jeweils gultigen Fassung) und der flr
Vorarlberg geltende Zusatzkollektivvertrag vom 15. April 1983 (in der jeweils glltigen Fas-

sung), betreffend Aufwandsentschédigungen und Interpretation der Verwendungsgruppen.

b) Der Kollektivvertrag vom 1. Oktober 1985, betreffend voll- und teilkontinuierliche Ar-
beitsweise.

(3) Bestehende, fiir die Angestellten giinstigere Ubungen und Vereinbarungen bleiben unbe-
rihrt.

Wien, am 1. November 1991

“ Abgedruckt sind nur die fiir den Fachverband der Textilindustrie geltenden kollektivvertraglichen Sonderrege-
lungen.
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Gemeinsame Erklarung der Kollektivvertragspartner zur
Bildungskarenz
(8 11 Arbeitsvertragsrechtsanpassungsgesetz)

fur den Bereich der Fachverbande der Globalrunde

Die Kollektivvertragspartner kommen uberein, das durch Gesetz eingefihrte neue Instrument
der Bildungskarenz durch gemeinsame Empfehlungen zu untersttzen.

Die Einzelheiten der Bildungskarenz sollen betrieblich durch Betriebsvereinbarung geregelt
werden. Der Zugang zu den MaRRnahmen der Bildungskarenz soll innerbetrieblich so geregelt
werden, dass eine weitest mégliche Ubereinstimmung zwischen den Unternehmenszielen und
einer entsprechenden im Betrieb umsetzbaren Ausbildung mit dem Bildungs- und Qualifikati-
onsinteresse der Arbeitnehmer erreicht wird.

In diesem Sinne sollen in erster Linie Karenzierungen zur Ausbildung unterstitzt werden, bei
denen auf Grund der Ausbildungsinhalte und der Ausbildungszeit eine hohe Wahrscheinlich-
keit besteht, dass nach Beendigung der Ausbildung eine Verbesserung des Bildungs- und
Qualifikationsniveaus vorliegt.

Die Kollektivvertragspartner sind darin einig, die Moglichkeiten der Bildungskarenz insbe-
sondere bei Wiedereinstieg in eine berufliche Téatigkeit vorzusehen. Bestehende Kindigungs-
schutzbestimmungen sollen dabei auch wahrend der Bildungskarenz aufrecht erhalten wer-
den.

Der Arbeitgeber soll Antrage der Arbeitnehmer auf Bildungskarenz genehmigen und eine
entsprechende Vereinbarung abschlie3en, wenn das betriebliche Interesse nicht nachteilig
berthrt wird und auf Grund der Ausbildung eine Gewahr daflr besteht, dass die facheinschla-
gige Weiterbildung im Unternehmen verwendbar ist.

In diesem Fall soll das Unternehmen nach einer zu vereinbarenden Weiterverwendungszeit
allfallig aufgelaufene Kosten fiir Sozialversicherung und sonstige Aufwendungen im Zusam-
menhang mit der Bildungskarenz ubernehmen. Unter diesen VVoraussetzungen soll die Ka-
renzzeit auch bei Anspriichen, die sich nach der Dienstzeit richten, angerechnet werden.

Wien, am 19. Oktober 1998

Gemeinsame Erklarung der Kollektivvertragspartner zu
Aus- und Weiterbildung

Die Kollektivvertrags-Partner betonen die Wichtigkeit von Aus- und Weiterbildungsmal3-
nahmen der Betriebe und der Arbeitnehmerinnen. Sie empfehlen, Bildungsinteressen der Ar-
beitnehmerinnen zu férdern und betrieblich mégliche Rucksicht zu nehmen. Sie heben hervor,
dass die diskriminierungsfreie Einbeziehung gerade von Frauen in Aus- und Weiterbildungs-
malinahmen ein wichtiges gemeinsames Anliegen ist. Ebenso wichtig ist es, durch rechtzeiti-
ge Weiterqualifizierung zur Verbesserung der Beschéftigungsfahigkeit alterer Arbeitnehme-
rinnen beizutragen.

Wien, am 10. Marz 2004
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BUNDESKAMMER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT

Der Prasident: Der Generalsekretar:
Abg. z. NR Ing. Leopold
MADERTHANER DDr. Karl KEHRER

SEKTION INDUSTRIE DER BUNDESKAMMER
DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT

Der Obmann: Der Syndikus:
Dkfm. R. Engelbert
WENCKHEIM Dr. Friedrich PLACEK

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN

Die Vorsitzende: Der Zentralsekretar:
Eleonora HOSTASCH Hans SALLMUTTER

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN
SEKTION INDUSTRIE UND GEWERBE

Der Vorsitzende: Der leitende

Sektionssekretar:
Erwin REICHHARDT Ing. Walter LAICHMANN
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Erlauterungen (Anmerkungen 1 bis 7)
Anmerkung 1 zu § 5 Abs. 6

Gesetzliche Feiertage:
Auszug aus dem Arbeitsruhegesetz 1983, BGBI. Nr. 144/83, 8 7 Abs. 2 und 3.
8 7 Abs. 2: Als Feiertage im Sinne dieses Gesetzes gelten folgende Tage:
1. Janner (Neujahr),
6. Janner (Heilige Drei Konige),
Ostermontag,
1. Mai (Staatsfeiertag),
Christi Himmelfahrt,
Pfingstmontag,
Fronleichnam,
15. August (Maria Himmelfahrt),
26. Oktober (Nationalfeiertag),
1. November (Allerheiligen),
8. Dezember (Marid Empfangnis)
25. Dezember (Weihnachten),
26. Dezember (Stephanstag).
8 7 Abs. 3: Fir Angehorige der evangelischen Kirche AB und HB, der altkatholischen
Kirche und der Methodistenkirche ist auch der Karfreitag ein Feiertag.

Bezahlter Ruhetag am Verséhnungstag fur Arbeitnehmer, die der

israelitischen Glaubensgemeinschaft angehdren:

Auszug aus den Kollektivvertragen, abgeschlossen zwischen der Bundeskammer der gewerb-
lichen Wirtschaft und dem Osterreichischen Gewerkschaftsbund vom 3. April 1952, 18. Feb-
ruar 1953 und 30. April 1954.

Arbeitnehmer, die in Osterreich wohnhaft sind und ihre Zugehdérigkeit zur israelitischen
Glaubensgemeinschaft nachweisen, werden vom Arbeitgeber am Versohnungstag von der
Arbeitsleistung freigestellt, wenn sie dies von ihm spatestens eine Woche vorher begehren.

Anmerkung 2 zu 87

Auszug aus dem Angestelltengesetz vom 11. Mai 1921, BGBI. Nr. 292, § 8 Abs. 3:

Der Angestellte behélt ferner den Anspruch auf das Entgelt, wenn er durch andere wichtige,
seine Person betreffende Griinde ohne sein Verschulden wahrend einer verhaltnisméaRig kur-
zen Zeit an der Leistung seiner Dienste verhindert wird.

Anmerkung 3 zu § 10 Abs. 4

Im Falle des Todes des Angestellten konnen die anspruchsberechtigten Erben zwischen der in
8 10 Abs. 1 bis 3 dieses Kollektivvertrages vorgesehenen Weiterzahlung des Gehaltes und der
nach § 23 Abs. 6 des Angestelltengesetzes bzw. § 10 Abs. 5 und 6 dieses Kollektivvertrages
bestimmten Abfertigung wahlen. Nach dem Angestelltengesetz stehen den gesetzlichen Er-
ben, zu deren Erhaltung der Erblasser gesetzlich verpflichtet war, folgende Anspriiche zu:
Nach einer ununterbrochenen Angestelltendienstzeit von

3 DIENSHANIEN ..o s 1 Monatsentgelt,

5 DIeNSHJANIeN .......ccveieiierieee e 1%  Monatsentgelte,
10 DIENSHANIEN ..o s 2 Monatsentgelte,
15 DIENSHANIEN ....cveiieiece e 3 Monatsentgelte,



20 DIenstjanren ........cccovveie i 4%  Monatsentgelte,
25 DIenstjanren ... 6 Monatsentgelte.

Anmerkung 4 zu 810 a

8 10 a. Berticksichtigung von ArbeiterInnenvordienstzeiten fur die
Bemessung der Abfertigung

(1) Haben Angestellte, die im gleichen Unternehmen als Arbeiterinnen beschaftigt waren und
in das Angestelltenverhéltnis tbernommen wurden, Anspruch auf eine Abfertigung auf Grund
des Angestelltengesetzes oder dieses Kollektivvertrages, dann erfolgt eine Berlicksichtigung
ihrer ArbeiterInnenvordienstzeiten auf die Angestelltenabfertigung nach Mal3gabe der nach-
folgenden Bestimmungen.

(2) Fur die Dauer der Arbeiterinnenvordienstzeit wird der zeitliche Anspruch auf Abfertigung
nach den Bestimmungen des jeweils bestehenden Arbeiterkollektivvertrages ermittelt. Das
heil3t, es wird ermittelt, auf wie viele Wochen- oder Monatsléhne der Arbeiter/die Arbeiterin
Anspruch hat.

(3) Fur die Dauer der Angestelltentatigkeit wird der zeitliche Anspruch auf Angestelltenabfer-
tigung (Monatsentgelte nach Angestelltendienstzeit laut Angestelltengesetz) ermittelt.

(4) Die nach Z 2 und Z 3 getrennt errechneten in Wochen bzw. Monaten ausgedrtickten An-
spriiche werden addiert.

(5) Bei Berechnung der Arbeiterabfertigung gemaR Z 2 ist das letzte Monatsgehalt heranzu-
ziehen. Entgeltsteile, die Uber das Monatsgehalt hinausgehen, sind nur insofern heranzuzie-
hen, als eine entsprechende Regelung im Arbeiterkollektivvertrag vorgesehen ist. Im tibrigen
ist der Berechnung der Abfertigung das im letzten Monat des Angestelltendienstverhéltnisses
gebiihrende Entgelt zugrunde zu legen.

(6) Der Anspruch an Abfertigung ist jedoch mit jenem Anspruch nach oben begrenzt, den der
Dienstnehmer beanspruchen konnte, wenn er die gesamte Dienstzeit im Unternehmen als An-
gestellter zuriickgelegt héatte. Die Bestimmungen der 88 23 Abs. 4 und 6 und 23 a Abs. 2 und
4 Angestelltengesetz sowie § 10 Abs. 5 und 6 dieses Kollektivvertrages sind auf die Gesamt-
abfertigung im Sinne dieses Paragraphen anzuwenden.

(7) Eine Berucksichtigung der ArbeiterInnenvordienstzeiten entfallt, wenn der Arbeiter beim
Ubertritt in das Angestelltenverhéltnis abgefertigt wurde.

(8) Die vorstehenden Bestimmungen gelten nicht fir Unternehmungen, bei denen glinstigere
betriebliche Regelungen bestehen oder in Zukunft abgeschlossen werden.
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Anmerkung 5 zu § 12 a Abs. 3
Berechnungsbeispiel fir eine Abfertigung nach § 12 a Abs. 3:

Annahmen: Dauer des gesamten Dienstverhéltnisses 16 Jahre
davon Vollzeit 14 Jahre

Teilzeit 2 Jahre

Kollektivvertragliche Normalarbeitszeit 38,5 Stunden

Teilzeitbeschéftigung 20 Stunden pro Woche

Letztes Monatsgehalt € 1.000,—

1. Feststellung des gesamten Abfertigungsausmalies: 6 Monatsentgelte

2. Ermittlung der prozentualen Anteile von Voll- und Teilzeit an der Gesamtdienstzeit:
14 Jahre = 87,5 Prozent
2 Jahre = 12,5 Prozent

3. Ubertragung der Anteile nach Punkt 2 auf die Anzahl der Abfertigungsmonate nach Punkt
1:

87,5 Prozent = 5,25 Monatsentgelte

12,5 Prozent = 0,75 Monatsentgelte

4. Ermittlung der Monatsbasis fur Vollzeit durch Aufwertung des letzten Monatsgehaltes:
€ 1.000,— (far 20 Stunden/Woche) : 20 x 38,5 =

=€ 1.925,— zuziglich Sonderzahlungsanteile =

=€2.245,83

sowie der Monatsbasis fiir Teilzeit:

€ 1.000,— zuziiglich Sonderzahlungsanteile = € 1.166,67

5. Zuordnung der jeweiligen Monatsbasis fur Voll- und Teilzeit zur Anzahl der Abferti-
gungsmonate nach Punkt 3:

€ 2.24583x 5,25
+ € 1.166,67 x 0,75

€ 12.665,61

Sind regelmaRige Entgeltsbestandteile (z. B. Mehrleistungsstunden) zu berlcksichtigen, ist
wie bei einer Abfertigung nach Vollbeschaftigung (Basis letztes Monatsgehalt) vorzugehen.
Malgeblich sind die Verhéltnisse vor der Beendigung des Dienstverhéltnisses.

Wurde seinerzeit wegen der Umstellung auf Teilzeit eine relative Gehaltserhdhung (kein dem
Teilzeitausmal? entsprechend aliquotiertes, sondern héheres Gehalt) vorgenommen, ware der
seinerzeitige Erh6hungsbetrag vom nach Punkt 4 aufgewerteten Monatsgehalt (€ 1.925,-)
abzuziehen.
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Anmerkung 7 zu § 15 Abs. 2

Das Muster firr den Dienstzettel unter Ziffer 1 beriicksichtigt die erforderlichen Angaben ge-
maRk § 2 Abs. 2 Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz (AVRAG) unbeschadet allfélliger
weiterer im Einzelfall bestehender arbeitsvertraglicher Vereinbarungen.

Anderungen in den im Dienstzettel festgehaltenen Angaben, soweit nicht auf Normen verwie-
sen wird, sind unverziglich, spatestens innerhalb eines Monats, mitzuteilen, wofur hinsicht-
lich Anderungen in Einstufung oder Gehalt der bisherige kollektivvertragliche Dienstzettel
gemaR § 15 Abs. 2 RKV (Muster siehe Ziffer 2) dienen kann.

Die Bestimmungen betreffend Dienstzettel in Kollektivvertragen bleiben in ihrem jeweiligen
Umfang unberuhrt. Im tbrigen wird auf § 2 AVRAG verwiesen. Wenn ein schriftlicher
Dienstvertrag alle erforderlichen Angaben enthalt, entféllt der Anspruch auf Ausstellung eines
Dienstzettels geméalR AVRAG.

(1) Muster fir einen Dienstzettel gemaR § 2 AVRAG

Dienstzettel
geman Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz fur Angestellte

1. Arbeitgeber (Name und Anschrift):

2. Arbeitnehmer:
Herr/Frau ........c.c.o.... geb.am: ... ANSCIITL: o

3. Beginn des Dienstverhaltnisses:
Der erste Monat gilt als Probemonat iS § 19 Abs. 2 AngG.*
Das Dienstverhaltnis ist unbefristet / bis .............. befristet.*

4. Fur die Kiindigung des Dienstverhéltnisses gelten die Bestimmungen des Angestell-
tengesetzes bzw. des anzuwendenden Kollektivvertrages
Kindigungsfrist/-termin: ...

5. Gewohnlicher Arbeits(Einsatz)ort, erforderlichenfalls Hinweis auf wechselnde Ar-
0T ] (ST 174 Lo £ (PP PPR

6. Vorgesehene VErwenduNg: ........cocovveiiieiienenesieeeeee e

7. Einstufung gemé&ll Rahmenkollektivvertrag fur die Angestellten der Industrie, Ge-
haltsordnung flr die ..........cccocoeveiieiic e, industrie.
VerwendungSgruPPE ...c..ooveeerereeeeeeeenie e sieens
Angerechnete Verwendungsgruppenjahre .............cc.......

8.  Das tatsachliche monatliche Bruttogehalt™ (Fixum)” betragt ....................
Falligkeit der AUSZahIUNG: .......coviiiiiiii e
Allfallige sonstige Entgeltsbestandteile
richten sich nach anzuwendenden  Kollektivvertragen”

Betriebsvereinbarungen”
auf Grund Vereinbarung”

" Nichtzutreffendes bitte streichen.
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10.

Das Ausmal des jahrlichen Erholungsurlaubes richtet sich nach den Bestimmungen
des Urlaubsgesetzes idgF und nach allféallig anzuwendenden Bestimmungen des
Nachtschwerarbeitsgesetzes bzw. kollektivvertraglichen Regelungen.

Ergénzende Regelungen:”

Die wdchentliche Normalarbeitszeit richtet sich nach dem anzuwendenden Kollektiv-
vertrag und betragt ............... Stunden.”

Die wochentliche Arbeitszeit betragt ...................... Stunden (Teilzeitbeschiftigung).”
Fur das vorliegende Dienstverhaltnis gilt das Angestelltengesetz. Weiters gelten der-
zeit der Rahmenkollektivvertrag fur Angestellte der Industrie idgF und die jeweils an-
zuwendenden (Zusatz)Kollektivvertrage idgF fir die Angestellten der .......... industrie.
Weiters gelten nach MaRgabe ihres Geltungsbereiches die zwischen Betriebsinha-
ber/Unternehmensleitung und den jeweils zustdndigen Organen der gesetzlichen Ar-
beitnehmervertretung auf Betriebs- bzw. Unternehmensebene abgeschlossenen Be-
triebsvereinbarungen iS des Arbeitsverfassungsgesetzes. Diese sind gemaR Arbeitsver-
fassungsgesetz in ......... zur Einsichtnahme aufgelegt.

allfallige Unterschriften:

Ort, Datum

gebuhrenfrei gemal 8 2 Abs. 1 AVRAG

" Nichtzutreffendes bitte streichen.
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(2) Muster fir einen Dienstzettel gemaR § 15 Abs. 2 RKV
Dienstzettel
Herrm/Frau ........ccccoooveveeinee e,

Gemal} § 15 Abs. 2 des Rahmenkollektivvertrages fur Angestellte der Industrie werden Sie in
die

Verwendungsgruppe ........ccceeee.e.
eingereiht.
Auf Grund Ihrer Angestelltendienstzeiten werden Ihre Verwendungsgruppenjahre ab ..............
gerechnet.

Das Monatsbruttogehalt betrdgt € .............. .
Ort, Datum

gebuhrenfrei gemal 8 2 Abs. 1 AVRAG
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Erganzender Dienstzettel fur Telearbeit gem. § 19a des Rahmenkollektivvertrages

1. Zwischen der Firma ..... (Arbeitgeber) und Herrn/Frau .... (Arbeitnehmer) wird Telearbeit

an einer auBerbetrieblichen Arbeitsstatte im Sinne des § 19a des Kollektivvertrages verein-
bart.

Ort der auBerbetrieblichen Arbeitsstatte: .....
. Normalarbeitszeit
a) Die Lage der Normalarbeitszeit richtet sich nach der betrieblichen Normalarbeitszeit.

b) Abweichend von der betrieblichen Normalarbeitszeit wird folgende Lage der Normalar-
beitszeit vereinbart. ....

Anmerkung: Im Rahmen der Bestimmungen des Arbeitszeitgesetzes ist auch eine andere
Verteilung der Normalarbeitszeit mdglich. Die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates
bleiben aufrecht.

Anmerkung: Selbstbestimmte Normalarbeitszeit kann vereinbart werden, wenn der tégli-
che Rahmen der Normalarbeitszeit, die Dauer und das Hochstausmaf von Ubertragungs-
moglichkeiten und die Dauer und Lage der fiktiven Normalarbeitszeit geregelt sind, und
im Ubrigen die arbeitszeitgesetzlichen Bestimmungen eingehalten werden.

d) Die Normalarbeitszeit wird wie folgt zwischen betrieblicher und auf3erbetrieblicher Ar-
beitszeit aufgeteilt.

Mehrarbeit:
Uberstunden und Mehrarbeit an der auBerbetrieblichen Arbeitsstitte werden nur verg(itet,
wenn sie ausdriicklich angeordnet werden.

Arbeitszeitaufzeichnungen:

Alle geleisteten Arbeitszeiten sind vom Arbeitnehmer aufzuzeichnen, soweit die Arbeits-
zeit vom Arbeitnehmer bestimmt wird. Privat bedingte Unterbrechungen der Arbeitszeit
sind dabei festzuhalten. Der Arbeitnehmer hat die Aufzeichnungen unmittelbar nach dem
Monatsletzten vorzulegen.

. Folgende Tatigkeiten werden in Telearbeit verrichtet: ....

. Folgende fiir die Arbeitsleistung notwendige dem ergonomischen und sicherheitstechni-
schen Standard entsprechende Arbeitsmittel werden vom Arbeitgeber flir die Zeit der Té&-
Diese Arbeitsmittel werden vom Arbeitgeber installiert und gewartet.

Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, diese Arbeitsmittel nur im Rahmen der vereinbarten Te-
learbeit zu benutzen und die Benuitzung durch Dritte auszuschlielRen.

Die zur Verfugung gestellten Arbeitsmittel sind bei Beendigung der Telearbeit bzw. tber
Aufforderung des Arbeitgebers dem Arbeitgeber unverziiglich zurlickzustellen bzw. ihm
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zu ermdglichen, die Arbeitsmittel zu tbernehmen.
5. Aufwandserstattung:

a) Folgende durch die aulerbetriebliche Arbeitsstatte erforderlichen Aufwendungen wer-
den dem Angestellten erstattet:

b) Der Aufwandsersatz wird, wie folgt, pauschaliert:

6. Haftung: Der Angestellte ist verpflichtet, die zur Verfiigung gestellten Arbeitsmittel so zu
verwahren, dass eine Beschadigung durch Dritte mdglichst ausgeschlossen ist.

Auf den Schutz von Daten und Informationen ist in gleicher Weise zu achten und zu sor-
gen, wie dies fur den Betrieb vorgesehen ist. Vertrauliche Daten, Informationen und Pass-
worter sind so zu schiitzen, dass Dritte keine Einsicht und keinen Zugriff nehmen kénnen.

Fur Schaden, die der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber im Zusammenhang mit dem Betrieb
der auBerbetrieblichen Arbeitsstatte zufligt, haftet er nach den Bestimmungen des Dienst-
nehmerhaftpflichtgesetzes. Dies gilt auch fur die im gemeinsamen Haushalt mit dem Ar-
beitnehmer lebenden Personen.

7. Kontakt zum Betrieb:

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, den Telearbeitnehmern hinsichtlich Aus- und Weiterbil-
dungsangebot die betrieblichen Informationen zukommen zu lassen. Der Arbeitgeber ist
dartiber hinaus verpflichtet, die Arbeitnehmer an einem vorhandenen, gemeinsamen be-

trieblichen Informationssystem teilnehmen zu lassen.

8. Beendigungsmdglichkeit der Telearbeit (gilt nur in Féllen, in denen die Telearbeit wahrend
eines aufrechten Angestelltenverhéltnisses im Betrieb vereinbart wird und der Arbeitneh-
mer die Raumlichkeit fur die auRerbetriebliche Arbeitsstatte zur Verfligung stellt): Die Te-
learbeit kann bei Weiterbestand des Dienstverhaltnisses von beiden Seiten unter Einhal-
tung einer dreimonatigen Ankindigungsfrist eingestellt werden. Aus wichtigen Griinden,
wie Verlust der Wohnung vor diesem Zeitpunkt verkirzt sich die Ankundigungsfrist ent-
sprechend.

9. Sonstige Vereinbarungen: ....

ANMERKUNGEN:
Ein Dienstzettel ist nur insoweit notwendig, als die obigen Gegenstédnde nicht durch Betriebs-

vereinbarung geregelt sind. Der Dienstzettel kann daher (iberhaupt entfallen oder entspre-
chend verkrzt werden.
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Empfehlung betreffend Dienstjubildum

(1) Es ist seit jeher Ublich, Angestellte, die langere Zeit ununterbrochen in einem Dienstver-
haltnis zur gleichen Firma stehen, anlasslich ihres Dienstjubilaums durch Uberreichung von
Werbegeschenken oder Geldzuwendungen zu ehren. Es liegt in Natur der Sache, dass eine
kollektivvertragliche Regelung derartiger Fragen nicht moglich ist.

Die Bundessektion Industrie empfiehlt jedoch fir derartige Falle die nachstehend genannten
Richtsatze:

Beim 25jahrigen Dienstjubilaum ..., 1 Monatsgehalt,
beim 35jahrigen Dienstjubilaum ............cccccoeviveieiceinenee, 2 Monatsgehalter,
beim 45j&hrigen Dienstjubilaum ..........ccccoooeiiiiiiiiiicien, 3 Monatsgehélter.

(2) Es bleibt vorbehalten, dass ausnahmsweise einzelne Betriebe im Falle wirtschaftlich und
finanziell ungiinstiger Umstande auch geringere Zuwendungen erwagen kénnen. Selbstver-
standlich kann die Bargeldzuwendung auch durch Wertgeschenke, wie Uhren und derglei-
chen, ganz oder teilweise ersetzt werden.

Wien, am 10. November 1992

BUNDESKAMMER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT

Der Président: Der Generalsekretar:
Abg. z. NR Abg. z. NR
Ing. Leopold Maderthaner Dkfm. Dr. Gunter Stummvoll

SEKTION INDUSTRIE DER BUNDESKAMMER
DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT

Der Obmann: Der Syndikus:
Dkfm. R. Engelbert Wenckheim Dkfm. Joachim Lamel
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Anhang |
Kollektivvertrag
betreffend Arbeitsleistungen im Rahmen der Regelung der Offnungszeiten

gemal dem Bundesgesetz, BGBI. Nr. 397/91, abgeschlossen zwischen der Bundeskammer
der gewerblichen Wirtschaft, Sektion Industrie, einerseits und dem Osterreichischen Gewerk-
schaftsbund, Gewerkschaft der Privatangestellten, Sektion Industrie und Gewerbe, anderer-
seits.

8 1. Geltungsbereich

(1) Der Kollektivvertrag gilt

raumlich: fir alle Bundeslander der Republik Osterreich;

fachlich: fur alle Mitgliedsfirmen, die einem Fachverband der Industrie angehtren, soweit sie
einem flr den Bereich der Industrie geltenden Rahmenkollektivvertrag oder Kollektivvertrag
angehdren;

personlich: fur alle dem Angestelltengesetz unterliegenden Dienstnehmer und fur Lehrlinge,
soweit sie dem personlichen Geltungsbereich eines im Bereich der Industrie geltenden Rah-
menkollektivvertrages oder Kollektivvertrages angehdren.

(2) Dieser Kollektivvertrag gilt fur Arbeitsleistungen im Rahmen der Regelung der Offnungs-
zeiten gemal? dem Bundesgesetz, BGBI. Nr. 397/91, zur Beratung und Betreuung der Kunden,
im Warenverkauf und fur die Tatigkeiten, die mit diesem im unmittelbaren Zusammenhang
stehen oder ohne die diese nicht durchfuhrbar waren, sowie flr sonstige Arbeitsleistungen, die
vom Arbeitgeber im Zusammenhang mit der Inanspruchnahme der erweiterten Offnungszei-
ten verlangt werden.

8 2. Arbeitsleistung im Rahmen der Normalarbeitszeit und als Mehrarbeit

(1) Fur Normalarbeitsstunden (innerhalb der jeweils geltenden wdchentlichen Normalarbeits-
zeit) und fiir Mehrarbeitsstunden im Sinne des Abs. 4, die an Werktagen von Montag bis Frei-
tag zwischen 18.30 und 21 Uhr und am Samstag zwischen 13 und 17 Uhr geleistet werden,
wird eine Zeitgutschrift oder Bezahlung gewéhrt. Die Art der Abgeltung (Zeitgutschrift oder
Bezahlung) ist zu vereinbaren. Kommt eine solche Vereinbarung nicht zustande, besteht An-
spruch auf Bezahlung.

(2) Die Zeitgutschrift im Sinne des Abs. 1 betragt fur Arbeitsleistungen

a) von Montag bis Freitag zwischen 18.30 und 20 Uhr ...........cccoeevvenee. 70 Prozent
b) von Montag bis Freitag ab 20 Uhr ................. s 100 Prozent
¢) am Samstag zwischen 13 und 17 Uhr (18 Uhr ) ......ccceevvvevieiiicviiee, 50 Prozent

der in diesen Zeitrdumen tatsachlich geleisteten Normalarbeitsstunden bzw. Mehrarbeitsstun-
den.

3) Die Bezahlung im Sinne des Abs. 1 betragt fur Arbeitsleistungen

a) von Montag bis Freitag zwischen 18.30 und 20 Uhr ...........cccceveneee. 70 Prozent
b) von Montag bis Freitag ab 20 Uhr ................. s 100 Prozent
¢) am Samstag zwischen 13 und 17 Uhr (18 Uhr ) .....cccovvvevviveviveee 50 Prozent

(%gilt seit 01.11.2004)

des normalen Stundenlohnes (auszugehen ist vom fir den jeweiligen Fachverband geltenden
Teiler des Monatsgehaltes fir die Vergutung einer Normalstunde).
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(4) Soweit in den einzelnen Fachverbanden Sonderbestimmungen ber das Ausmal der Ver-
kirzung der wochentlichen Normalarbeitszeit (Mehrarbeit) bestehen oder weiterhin in Kraft
treten, gelten diese Bestimmungen fir Arbeitsleistungen im Rahmen der Abs. 1 bis 3, die die
tagliche oder jeweils geltende wochentliche Normalarbeitszeit tberschreiten, unbeschadet der
zusatzlichen Abgeltung der Abs. 2 oder 3 mit der MalRgabe, dass eine allféllig vorgesehene
uber die Grundvergutung hinausgehende Abgeltung auf die zusétzliche Abgeltung der Abs. 2
oder 3 voll anzurechnen ist.

§ 3. Arbeitsleistung als Uberstunde

Fur Uberstunden, die in den in § 2 genannten Zeitraumen geleistet werden, gelten die Be-
stimmungen fiir Uberstunden in der fiir den jeweiligen Fachverband geltenden Fassung. Der
Uberstundenzuschlag betragt 75 Prozent, fiir Arbeitsleistungen von Montag bis Freitag ab 20
Uhr 100 Prozent.

8 4. Allgemeine Bestimmungen

(1) Der Anspruch auf Zeitgutschrift bzw. Bezahlung dieses Kollektivvertrages steht fur jene
Arbeitsleistungen nicht zu, die im zeitlichen Rahmen der vor dem 1. September 1988 — auf
Grund des Ladenschlussgesetzes oder einer auf dieses Bundesgesetz gestutzten Verordnung —
geltenden Offenhaltemdglichkeiten erbracht werden.

Der Anspruch auf Zeitgutschrift bzw. Bezahlung im Sinne dieses Kollektivvertrages steht fur
Arbeitsleistungen dann und insoweit zu, als diese im Rahmen von Offnungszeiten erbracht
werden, die die vor dem Stichtag 1. September 1988 geltenden Offenhaltemdglichkeiten tiber-
schreiten.

(2) Wird mit Verordnung des Landeshauptmannes gemaR Art. | Z 4 des Bundesgesetzes,
BGBI. Nr. 397/91 (8 6 Abs. 3), wahrend der Sommerzeit gemaR dem Zeitzahlungsgesetz,
BGBI. Nr. 78/76, an Werktagen (Montag bis Freitag) die Offnungszeit tiber 20 Uhr hinaus
ermoglicht, steht der Anspruch auf Zeitgutschrift geméaR 8 2 Abs. 2 lit. b bzw. Bezahlung ge-
maR § 2 Abs. 3 lit. b zu.

(3) Ist fir Arbeitsleistungen eine Vergitung in Form von Zeitgutschrift vereinbart, so ist dem
Arbeitnehmer auf Verlangen der Verbrauch der Zeitgutschrift zusammenhangend in Form
von halben Tagen (bis 13 Uhr bzw. ab 13 Uhr) zu gewahren.

Diese Zeitgutschriften kénnen auch, wenn in Verbindung mit Samstagarbeit freie Halbtage
gegeben werden, in Verbindung mit diesen bis zu ganzen Tagen verbraucht werden.

(4) Die in diesem Kollektivvertrag vorgesehenen Anspriiche auf Zeitgutschrift verfallen nicht.
Sind bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses Zeitgutschriften nicht verbraucht, sind sie im
Verhaltnis 1:1 zu bezahlen.

(5) Die Beschéftigung von Arbeitnehmern im Rahmen der 8§ 2 und 3 ist nur dann und inso-
weit zuldssig, als beriicksichtigungswurdige Interessen des Arbeitnehmers — wie beispielswei-
se die Versorgung von Kindern und Eltern, zumutbare Heimfahrtsmoglichkeiten, die Teil-
nahme an Schul- und Weiterbildungsveranstaltungen — dieser Arbeitsleistung nicht entgegen-
stehen.

(6) Lehrlinge vor den letzten 12 Monaten ihrer Lehrzeit dirfen zur Arbeitsleistung im Rah-
men der 88 2 und 3 nicht herangezogen werden.
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(7) Insbesondere sind das AZG, ARG und KJBG zu beachten.

§ 5. Arbeitszeit
In jenen Fachverbéanden, in denen zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Kollektivvertrages
eine kirzere wochentliche Normalarbeitszeit als 40 Stunden gilt oder weiterhin in Geltung
tritt, kann vorbehaltlich einer weitergehenden Regelung auf Fachverbandsebene die wdchent-
liche Normalarbeitszeit des Personals von Verkaufsstellen im Sinne des Offnungszeitengeset-
zes in den einzelnen Wochen eines Zeitraumes von 13 Wochen bis zu 44 Stunden ausgedehnt
werden, wenn innerhalb dieses Durchrechnungszeitraumes die wochentliche Normalarbeits-
zeit die in den einzelnen Fachverbanden geltende wochentliche Normalarbeitszeit im Durch-
schnitt nicht Giberschreitet.
Diese Regelung gilt fur jene Fachverbande, in denen die Verkurzung der wdchentlichen Nor-
malarbeitszeit auf weniger als 40 Stunden nach Inkrafttreten dieses Kollektivvertrages in Gel-
tung tritt, ab dem Geltungsbeginn der kirzeren wochentlichen Normalarbeitszeit.

§ 6. Geltungsbeginn
Dieser Kollektivvertrag tritt am 1. November 1991 in Kraft. (01.11.2004)

Wien, am 31. Oktober 1991 (04.11.2004)
BUNDESKAMMER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT

Der Prasident: Der Generalsekretar:
Abg. z. NR Ing. Leopold MADERTHANER DDr. Karl KEHRER

SEKTION INDUSTRIE DER BUNDESKAMMER
DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT

Der Obmann: Der Syndikus:
Dkfm. R. Engelbert WENCKHEIM Dr. Friedrich PLACEK

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN

Die Vorsitzende: Der Zentralsekretar:
Eleonora HOSTASCH Hans SALLMUTTER

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN
SEKTION INDUSTRIE UND GEWERBE

Der Vorsitzende: Der leitende Sektionssekretar:
Erwin REICHHARDT Ing. Walter LAICHMANN
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KOLLEKTIVVERTRAG
betreffend voll- und teilkontinuierliche Arbeitsweise

abgeschlossen zwischen dem

Fachverband der Textilindustrie Osterreichs
einerseits und dem

Osterreichischen Gewerkschaftsbund,
Gewerkschaft der Privatangestellten
Sektion Industrie und Gewerbe

andererseits.

Artikel I Geltungsbereich
Der Kollektivvertrag gilt
raumlich: fir alle Bundeslander der Republik Osterreich;

fachlich: fur alle Mitgliedsfirmen des Fachverbandes der Textilindustrie Osterreichs. Fur
Mitgliedsfirmen, die gleichzeitig auch anderen als dem vertragsschlielenden Fachverband
angehdren, ist in Zweifelsfallen die Vertragszugehoérigkeit einvernehmlich zwischen den be-
teiligten Fachverbanden und der Gewerkschaft der Privatangestellten, Sektion Industrie und
Gewerbe, festzustellen. Bei dieser Feststellung ist davon auszugehen, welcher Produktions-
zweig Uberwiegend ausgeubt wird;

personlich: fur alle jene dem Angestelltengesetz unterliegenden Dienstnehmer, auf welche
der Rahmen-Kollektivvertrag fir Angestellte der Industrie vom 1. November 1984 (in der
jeweils gultigen Fassung) anzuwenden ist.

Artikel 11 Voll- und teilkontinuierliche Arbeitsweise
1. Vollkontinuierliche Arbeitsweise
Bei Einfuhrung von werktags und sonntags durchlaufender Arbeitsweise ist mit dem Betriebs-
rat unter Mitwirkung der Kollektivvertragspartner, insbesondere unter Einhaltung der Be-

stimmungen des Arbeitsverfassungsgesetzes und des Arbeitsruhegesetzes, eine Betriebsver-
einbarung abzuschliel3en.

2. Teilkontinuierliche Arbeitsweise
Schichtsysteme mit mehr als drei Schichten kdnnen im Wege einer Betriebsvereinbarung ein-
gefiihrt werden. Bei Nichteinigung sind die Kollektivvertragspartner beizuziehen.

Artikel 111

Anderung des RKV (entfallt).
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Artikel 1V Geltungsbeginn

Dieser Kollektivvertrag tritt am 1. Oktober 1985 in Kraft.

Wien, am 1. Oktober 1985

Fachverband der Textilindustrie Osterreichs

Osterreichischer Gewerkschaftsbund
Gewerkschaft der Privatangestellten
Sektion Industrie und Gewerbe

UNTERZEICHNUNGSPROTOKOLL

zum Kollektivvertrag fur Angestellte der Textilindustrie vom 1. 10. 1985, betr. Artikel
11, voll- und teilkontinuierliche Arbeitsweise

Die vertragschlieBenden Organisationen haben in folgenden Punkten Einvernehmen erzielt:

1. Vollkontinuierliche Arbeitsweise

a) Fir Arbeiten an Sonn- und Feiertagen gebihrt ein Zuschlag in der Hohe von 100%. Fiir die
Samstagnachmittagschicht wird ein 15%iger Zuschlag vereinbart. Dieser 15%ige Zuschlag
kommt insoweit nicht zur Anwendung, als andere gleichwertige Regelungen, insbesondere in
Form von Zuschlagen bzw. erhéhten Zuschlégen, flir andere Schichten bestehen.

b) Interpretation zu Art. 11 (1) betreffend vollkontinuierliche Arbeitsweise: Die Vertragspart-
ner stimmen iiberein, dass unter dem Ausdruck ,,Mitwirkung* nicht ,,Zustimmung* zu verste-
hen ist.

2. Vollkontinuierliche Arbeitsweise und Schichtsysteme mit mehr als 3 Schichten

Diese Schichtsysteme kdnnen gegeniiber dem derzeitigen Zustand mit einer Arbeitszeitver-
kirzung fur die Dauer der Beschaftigung in diesem Schichtsystem verbunden sein.

Fir Arbeiten an Sonn- und Feiertagen gilt die Zuschlagsregelung unter Punkt 1.a) 1. Satz.

Es besteht Einvernehmen darlber, dass Betriebsvereinbarungen, die zu einer Arbeitszeitver-
kirzung fuhren, den teilweisen oder vollen Gehaltsausgleich zu regeln haben. Gehaltsaus-
gleich kann auch so gewéhrt werden, dass in der Betriebsvereinbarung teilweise oder zur
Ganze gegentiber dem Kollektivvertrag erhohte Schichtzuschldage gewéhrt werden. Es wird
festgestellt, dass derartige zusatzliche Schichtzuschlage bzw. sonstige Ausgleichszulagen auf
einen im Zuge einer generellen Arbeitszeitverkiirzung allenfalls eintretenden Gehaltsaus-
gleich anzurechnen sind.

Eine Regelung lber das AusmaR und die Lage der Pausen im Rahmen der Bestimmungen des
Arbeitszeitgesetzes ist vorzusehen.

3. An nachstehenden Tagen wird kein Schichtbetrieb begonnen, jedoch am Vortag begonnene
Schichten werden am Feiertag zu Ende gefiihrt, sofern Betriebsvereinbarungen nicht andere
gleichwertige Regelungen vorsehen (z.B.) Schichtbeginn am Feiertag um 21 oder 22 Uhr
nach vorangegangener 24stiindiger Feiertagsruhe).
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1. Janner

Ostersonntag, Ostermontag

1. Mai

Pfingstsonntag, Pfingstmontag
25. und 26. Dezember

4. Betriebsvereinbarungen, die fir die Arbeitnehmer giinstiger sind als der vorliegende Kol-
lektivvertrag, bleiben aufrecht.

5. Die Vertragspartner vereinbaren, i.S. der Grundsétze dieses Protokolls im Falle von unter-
schiedlichen Auffassungen der betrieblichen Partner in Richtung einer Einigung einzuwirken.

6. Dieses Unterzeichnungsprotokoll tritt mit 1. 10. 1985 in Kraft.

Wien, am 1. Oktober 1985
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KOLLEKTIVVERTRAG"
Uber die Zeitvorrickung innerhalb der Verwendungsgruppe

abgeschlossen zwischen dem

Fachverband der Textilindustrie Osterreichs
einerseits und dem

Osterreichischen Gewerkschaftsbund
Gewerkschaft der Privatangestellten
Sektion Industrie und Gewerbe

andererseits.

§ 1 Geltungsbereich
Der Kollektivvertrag gilt
raumlich: fir alle Bundeslander mit Ausnahme Vorarlbergs;

fachlich: fur alle Mitgliedsfirmen des Fachverbandes der Textilindustrie.

Fur Mitgliedsfirmen, die gleichzeitig auch einem anderen als dem vorgenannten Fachverband
angehdren, ist in Zweifelsfallen die Vertragszugehoérigkeit einvernehmlich zwischen den be-
teiligten Fachverbanden und der Gewerkschaft der Privatangestellten, Sektion Industrie und
Gewerbe, festzustellen. Bei dieser Feststellung ist davon auszugehen, welcher Produktions-
zweig Uberwiegend ausgeubt wird;

personlich: fur alle jene dem Angestelltengesetz unterliegenden Dienstnehmer, auf welche
der Rahmenkollektivvertrag fur Angestellte der Industrie vom 1. November 1984 in der je-
weils gultigen Fassung anzuwenden ist.

8 2 Zeitvorruckung innerhalb der Verwendungsgruppe

(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, soweit sich nicht aus folgenden Bestimmungen Ausnah-
men ergeben kdnnen, zum Zeitpunkt der Vorrtickung in der Verwendungsgruppe das Ist-
Gehalt um den kollektivvertraglichen Biennal-Sprung zu erhéhen. Unter dem kollektivver-
traglichen Biennal-Sprung ist der betragsmaRige Unterschied zwischen dem Kollektivver-
tragsgehalt jener Gehaltsstufen, in die der Angestellte vor und nach der Zeitvorriickung einge-
stuft ist, zu verstehen.

(2) Von der Anwendung des Absatz 1 sind Provisionsvertreter sowie Angestellte, die selber
kiindigen, wahrend der Kundigungsfrist ausgenommen, es sei denn, es handelt sich um Kiin-
digungen im Sinne der 88 9 und 9a des Rahmenkollektivvertrages.

(3) Von der sich nach Anwendung von Abs. 1 und 2 ergebenden Anzahl jener Angestellten,
flr die eine Zeitvorrickung anfallt, kénnen im Kalenderjahr 5% ausgenommen werden (siehe
Sonderregelungen im Artikel V Ziff. 5 und 6 des Kollektivvertrages vom 28.10.1997).

“In der ab 1.6.1998 geltenden Fassung (fiir Vbg. gilt eigener KV, der inhaltlich gleich ist wie dieser KV).
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Im Kalenderjahr 1998 kénnen von der Anzahl jener Angestellten fiir die eine Zeitvorriickung
bis zum 31. Mai 1998 anfallt 10%, fur die Angestellten fiir die eine Zeitvorriickung ab 1. Juni
1998 anfallt, 5% ausgenommen werden.

Das ermittelte Ergebnis ist bei Reststellen von ab 0,5 aufzurunden, im anderen Fall abzurun-
den.

In Betrieben bis zu funf Angestellten konnen jedenfalls in zwei Kalenderjahren ein Angestell-
ter, in Betrieben mit mehr als funf Angestellten zwei Angestellte ausgenommen werden. An-
stelle des ein- oder zweijahrigen Ermittlungszeitraumes kdnnen innerbetrieblich auch andere
Zeitrdume vereinbart werden. Jeweils am Beginn des Ermittlungszeitraumes ist die Zahl der
moglichen Ausnahmen festzulegen.

(4) Durch Betriebsvereinbarung kénnen weitere Ausnahmen von Abs. 1 festgelegt werden.
Vor dem 1. Juni 1998 im Einvernehmen mit dem Betriebsrat festgelegte, Uber Abs. 1 hinaus-
gehende Ausnahmen bleiben unberihrt.

(5) Fallt der Geltungsbeginn einer neuen kollektivvertraglichen Gehaltsordnung mit einer
Zeitvorrickung zusammen, ist der Biennal-Sprung aufgrund der neuen Gehaltsordnung zu
ermitteln.

(6) Bestehende, glinstigere Vereinbarungen bleiben aufrecht.

8 3 Vorgangsweise bei Umreihung in eine héhere Verwendungsgruppe
bei Uberzahlung tiber das Mindestgrundgehalt

(1) Bei Umreihung in eine hdhere Verwendungsgruppe ist der Angestellte in das dem bisher
erreichten Mindestgrundgehalt ndchsthéhere oder nachstniedrigere Grundgehalt der neuen
Verwendungsgruppe einzustufen. Liegt das nachsthéhere Mindestgrundgehalt in der neuen
Verwendungsgruppe Uber der Anfangsposition in der hoheren Verwendungsgruppe, dann ist
fiir den Fall der Einstufung in das nachsthéhere Mindestgrundgehalt die betragsmaRige Uber-
zahlung zum Zeitpunkt der Umstufung beizubehalten. Durch Betriebsvereinbarung kann eine
einheitliche VVorgangsweise fir ihren Geltungsbereich geregelt werden.

(2) Erfolgt die Umreihung in eine hohere Verwendungsgruppe wahrend eines laufenden
Bienniums, so wird der Beginn des ersten Bienniums in der neuen Verwendungsgruppe auf
den Beginn des nichtvollendeten Bienniums in der bisherigen Verwendungsgruppe zuriickge-
legt.

(3) Anstelle der Regelung des Abs. 3 kann durch Betriebsvereinbarung oder, soweit kein Be-
triebsrat besteht, durch Einzelvereinbarung festgelegt werden, dass bei Umreihung in eine
héhere Verwendungsgruppe wahrend eines laufenden Bienniums ein” aliquoter Biennalsprung
der bisherigen Verwendungsgruppe gewahrt wird. Die Aliquotierung ist entsprechend dem
Verhéltnis der wéhrend des laufenden Bienniums zuriickgelegten Dienstzeit zur Gesamtdauer
des Bienniums vorzunehmen. Dieser Erh6hungsbetrag (Aliquotierung) gebuhrt zusatzlich zu
dem unter Anwendung der Bestimmungen des Abs. 2 festgelegten Gehalt.

(4) Gunstigere Regelungen und Ubungen hinsichtlich der Absatze 1, 2 und 3 bleiben nach
Malgabe der Bestimmungen des Artikels VI des Kollektivvertrages vom 28. 10. 1997 auf-
recht. In Betrieben, in denen derartige glinstigere Regelungen und Ubungen bestehen, bleiben

“ 90 % giiltig ab 1.1.1986, 100 % giiltig ab 1.1.1988.
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diese Regelungen auch fiir jene Angestellten aufrecht, die nach Geltungsbeginn dieses Kol-
lektivvertrages ihr Dienstverhaltnis beginnen oder in eine hohere Verwendungsgruppe
umgestuft werden.

§ 4 Geltungsbeginn

Dieser Kollektivvertrag tritt fur die ab dem 1. Oktober 1984 eintretenden Zeitvorriickungen
bzw. Umreihungen in Kraft

Wien, am 3. April 1985
Fachverband der Textilindustrie Osterreichs
Osterreichischer Gewerkschaftsbund

Gewerkschaft der Privatangestellten
Sektion Industrie und Gewerbe
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ZUSATZKOLLEKTIVVERTRAG
Uber die Verrechnung von Kilometergeld fur Personenkraftwagen

abgeschlossen zwischen dem
Fachverband der Textilindustrie Osterreichs
einerseits und dem

Osterreichischen Gewerkschaftsbund
Gewerkschaft der Privatangestellten
Sektion Industrie und Gewerbe
andererseits.

8 1. Geltungsbereich

Der Kollektivvertrag gilt

raumlich: fur alle Bundeslander der Republik Osterreich;

fachlich: fur alle Mitgliedsfirmen des Fachverbandes der Textilindustrie, ausgenommen jene,
die der Fachgruppe der Stickereiindustrie VVorarlbergs angehdren; fur Mitgliedsfirmen, die
gleichzeitig auch einem anderen als dem vorgenannten Fachverband angehdren, ist in Zwei-
felsféllen die Vertragszugehorigkeit einvernehmlich zwischen den beteiligten Fachverbanden
und der Gewerkschaft der Privatangestellten, Sektion Industrie und Gewerbe, festzustellen.
Bei dieser Feststellung ist davon auszugehen, welcher Produktionszweig Giberwiegend ausge-
ubt wird;

personlich: fur alle jene, dem Angestelltengesetz unterliegenden Dienstnehmerinnen, auf
welche der Rahmenkollektivvertrag fiir Angestellte der Industrie vom 1.November 1991 in
der jeweils gultigen Fassung anzuwenden ist.

8 2. Kilometergeld

(1) Wird einem/r Angestellten die Verrechnung einer Aufwandsentschadigung (Fahrtkosten-
entschadigung) fir eine ihm/ihr freigestellte Verwendung seines/ihres Privat-Pkw fiir Dienst-
reisen im Sinne des Zusatzkollektivvertrages fur Inlandsdienstreisen genehmigt, richtet sich
die Bezahlung dieser Aufwandsentschadigung nach den Bestimmungen dieses Kollektivver-
trages. Ein derartiger Anspruch entsteht nur dann, wenn die Genehmigung zur Verrechnung
einer Aufwandsentschadigung im Sinne dieses Kollektivvertrages vor Antritt der Dienstreise,
tunlichst schriftlich, erteilt wird. Sofern in diesem Kollektivvertrag nichts anderes bestimmt
ist, wird als Aufwandsentschadigung ein Kilometergeld gewahrt.

(2) Das Kilometergeld dient zur Abdeckung des durch die Haltung des Kraftfahrzeuges und
die Benutzung entstehenden Aufwandes. Uber das Kilometergeld hinaus besteht keinerlei
Anspruch gegen den Dienstgeber aus einer Benlitzung des Pkw im Sinne des Abs. 1.

(3) Die Hohe des Kilometergeldes richtet sich nach nachstehender Tabelle:

Im Sinne des Abs. 1 gefahrene Kilometer im Kalenderjahr

Die Hohe des Kilometergeldes bestimmt sich ab 1.4.2003 wie folgt:

bis 15.000 KM ..ot € 0,356

AAITUDET .. € 0,334
Diese Staffelung gilt flr ab 1.4.2003 gefahrene Kilometer.
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Die Hohe des Kilometergeldes bestimmt sich ab 1.4.2006 wie folgt:
DiS 15.000 KM ..oovieiieieiecececeeeee e €0,376

Diese Staffelung gilt flr ab 1.4.2006 gefahrene Kilometer.

Die Hohe betragt jedoch ab 1. April 2010 bis einschlieRlich 31. Dezember 2010 (It. BGBI 1,

153/2009 vom 30.12.2009):
bis 15.000 km...........ooiiiiiii € 0,420
dartiber........oooo € 0,395

Diese Satze gelten auch tber den 31.12.2010 hinaus, soferne die Reisegeblhrenvorschrift
weiterhin ein Kilometergeld von 42 Cent vorsieht und entsprechend der darin vorgesehenen
Geltungsdauer.

Das niedrigere Kilometergeld im Sinne obiger Tabelle gebiihrt jeweils ab dem Uberschreiten
der angefiihrten Kilometergrenzen.

Wenn das innerbetriebliche Geschéftsjahr vom Kalenderjahr abweicht, kann das Geschafts-
jahr an Stelle des Kalenderjahres fur die Berechnung des Kilometergeldes herangezogen wer-
den. Daruber hinaus kdnnen innerbetrieblich auch andere Jahreszeitraume, zum Beispiel ab
Eintritt des Angestellten, vereinbart werden.

Wird ein Teil des Aufwandes direkt durch den Dienstgeber getragen (zum Beispiel Treibstoff,
Versicherung, Reparatur), ist das Kilometergeld entsprechend zu verringern. Bei der Verrin-
gerung ist auf einen von den Kraftfahrervereinigungen veréffentlichten Verteilungsschlussel
Rucksicht zu nehmen.

(4) Diese Regelung gilt fir Personenkraftwagen unter den zur Zeit des Abschlusses dieses
Kollektivvertrages gegebenen technischen Voraussetzungen. Fur Neukonstruktionen (zum
Beispiel Kreiskolbenmotor) gilt dieser Kollektivvertrag nicht, bei Verwendung derartiger
Wagentypen muss bei einer Fahrt gemé&l Abs. 1 eine Vereinbarung tber den Aufwandsersatz
getroffen werden. Soweit flr den Bundesdienst Regelungen vorhanden sind, sind diese mit
den Einschrankungen dieses Kollektivvertrages, insbesondere des Abs. 3, sinngemal anzu-
wenden.

(5) Aus der Genehmigung der Verrechnung von Kilometergeld im Sinne des § 2 Abs. 1 kann
kein dienstlicher Auftrag zur Verwendung des Pkw abgeleitet werden. Die Kilometergeldver-
rechnung im Sinne dieses Kollektivvertrages bedingt daher keinerlei Haftung des Dienstge-
bers fur Schéden, die aus der Benutzung des Pkw durch den/die Angestellte/n entstehen.

8 3. Rechnungslegung und Nachweis der Kilometergelder

Die Abrechnung der Kilometergelder hat schriftlich in Form einer Aufzeichnung tber die
gefahrenen Kilometer zu erfolgen. Uber Aufforderung des Dienstgebers hat der Angestellte
diese Abrechnung entweder nach jeder Fahrt oder in bestimmten Zeitabstanden (zum Beispiel
Monat) zu erstellen. Uber die gefahrenen Kilometer im Sinne des § 2 Abs. 1 ist ein Fahrten-
buch zu flhren, das tber Aufforderung, jedenfalls aber am Ende des Kalender- oder Ge-
schéftsjahres bzw. beim Ausscheiden des/der Angestellten vor Ablauf des Kalender- oder
Geschaftsjahres zur Abrechnung zu tibergeben ist. Die Fiihrung eines Nachweises kann der
Dienstgeber auch verlangen, wenn eine Pauschalregelung mit dem/der Angestellten vereinbart
wurde.
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§ 4. Verfall der Anspriiche

Der/Die Angestellte hat die Rechnungslegung spéatestens einen Monat nach dem Zeitpunkt der
vereinbarten oder aufgetragenen Vorlage durchzufiihren. Der Anspruch auf die Entschadi-
gung im Sinne dieses Kollektivvertrages verfallt, wenn die Rechnungslegung nicht innerhalb
von 2 Monaten nach der vereinbarten oder aufgetragenen Vorlage erfolgt.

8 5. Sondervereinbarungen, Betriebsvereinbarungen,
betriebliche Regelungen und Gunstigkeitsklausel

(1) Die Bestimmungen dieses Kollektivvertrages gelten nicht fir Angestellte, die auf Grund
ihrer Dienstverwendung mit Privat-Pkw reisen (zum Beispiel Vertreterinnen), und mit denen
eine andere Vereinbarung tiber den Aufwandsersatz getroffen wurde bzw. wird.

(2) Bestehende Firmenregelungen bleiben in ihrem gesamten Umfang als Betriebsvereinba-
rungen aufrecht und treten an Stelle dieses Kollektivvertrages, wenn binnen 2 Monaten nach
Inkrafttreten dieses Kollektivvertrages die Firmenleitung und der Betriebsrat einvernehmlich
die Weitergeltung der Regelung festlegen. Kommt keine Einigung zustande, gilt Abs. 3. Re-
gelungen im Sinne dieses Absatzes haben schriftlich zu erfolgen.

(3) Bestehende, fir die Angestellten giinstigere Vereinbarungen, Betriebsvereinbarungen und
Regelungen bleiben aufrecht und kénnen auch in Hinkunft abgeschlossen werden. Diese
Gunstigkeitsklausel ist so anzuwenden, dass nur die betriebliche Regelung als Ganzes auf ihre
Gunstigkeit gepruft wird, ein Herausgreifen einzelner Teile der einen oder anderen Regelung
unter Berufung auf diese Gunstigkeitsklausel ist nicht gestattet.

Die betriebliche Regelung ist jedenfalls dann als glnstiger anzusehen, wenn die Regelung
nach Hubraum und Kilometergrenze fur die Mehrzahl der mit Fahrten gemaf § 2 Abs. 1 be-
fassten Angestellten gunstiger ist.

8 6. Schlichtungsverfahren
Mit der Beilegung von Auslegungsstreitigkeiten tber die Anwendung der Glnstigkeitsklausel
gemal 8 5 hat sich vor Anrufung des Arbeits- und Sozialgerichtes ein paritétisch aus je drei
Vertreterinnen der vertragsschlieBenden Organisationen zusammengesetzter Ausschuss zu

befassen, dessen Mitglieder tunlichst aus dem Kreis der an den Verhandlungen tber diesen
Kollektivvertrag Beteiligten zu entnehmen sind.

8§ 7. Geltungsbeginn und Geltungsdauer

(1) Dieser Zusatzkollektivvertrag tritt ab dem 1.4.1999 in Kraft. Die ab 1.1.1999 gefahrenen
Kilometer sind fir das Jahr 1999 auf die Kilometerstaffel gem. § 2 Abs. 3 anzurechnen.

(2) Der Zusatzkollektivvertrag kann von beiden vertragsschlieRenden Parteien unter Einhal-
tung einer dreimonatigen Kundigungsfrist zu jedem Monatsletzten mittels eingeschriebenen
Briefes gekindigt werden.

(3) Wéhrend der Kiindigungsfrist sollen Verhandlungen wegen Erneuerung bzw. Ab&nderung
dieses Zusatzkollektivvertrages gefuhrt werden.

Wien, am 17. Méarz 1999
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Fachverband der Textilindustrie Osterreichs
Osterreichischer Gewerkschaftsbund

Gewerkschaft der Privatangestellten
Sektion Industrie und Gewerbe
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ZUSATZKOLLEKTIVVERTRAG
betreffend Reisekosten- und Aufwandsentschadigung

§ 1 Geltungsbereich
Der Zusatz-Kollektivvertrag gilt
raumlich: fiir alle Bundeslander der Republik Osterreich, mit Ausnahme von Vorarlberg;

fachlich: fir alle Mitgliedsfirmen des Fachverbandes der Textilindustrie Osterreichs.

Fur Mitgliedsfirmen, die gleichzeitig auch anderen als dem vertragsschlieBenden Fachverband
angehdren, ist in Zweifelsfallen die Vertragszugehoérigkeit einvernehmlich zwischen den be-
teiligten Fachverbanden und der Gewerkschaft der Privatangestellten, Sektion Industrie und
Gewerbe, festzustellen. Bei dieser Feststellung ist davon auszugehen, welcher Produktions-
zweig Uberwiegend ausgeubt wird;

personlich: fir alle jene dem Angestelltengesetz unterliegenden Dienstnehmer, auf welche
der Rahmenkollektivvertrag fir Angestellte der Industrie vom 1. November 1984 (in der je-
weils gultigen Fassung) anzuwenden ist.

§ 2 Geltungsdauer
(1) Der Zusatz-Kollektivvertrag tritt am 1. April 1985 in Kraft.

(2) Der Zusatz-Kollektivvertrag kann von beiden vertragsschlieBenden Teilen unabhangig
vom Rahmenkollektivvertrag fur die Angestellten der Industrie unter Einhaltung einer drei-
monatigen Kindigungsfrist zu jedem Monatsletzten mittels eingeschriebenen Briefes gekiin-
digt werden.

(3) Die Bestimmungen des Zusatz-Kollektivvertrages Uber die Hohe der Reiseaufwandsent-
schadigung (8 3, Abs. 5 und 6), der Trennungsentschéadigung (8 4, Abs. 4), der Messegelder
(8 5, Abs. 1) kdnnen mit einmonatiger Kiindigungsfrist zu jedem Monatsletzten mittels einge-
schriebenen Briefes gekiindigt werden.

8 3 Reisekosten- und Aufwandsentschadigung

(1) Wenn der Angestellte eine Dienstreise zu unternehmen hat, so sind ihm die durch die
Dienstreise verursachten Auslagen und Mehraufwendungen nach MaRgabe der folgenden
Bestimmungen zu erstatten. Die Bestimmungen des Abs. (5) bis (11) finden auf jene Ange-
stellten keine Anwendung, die auf Grund ihres Dienstvertrages oder ihrer dienstlichen Ver-
wendung regelmaliig zu reisen haben (Reisende, Vertreter), und mit denen entweder einver-
nehmlich ein Pauschalsatz fir Reiseaufwandsentschadigungen vereinbart ist oder mit denen
einvernehmlich ein Entgelt vereinbart ist, in dem Reiseaufwandsentschadigungen bereits ab-
gegolten sind. Enthélt das vereinbarte Pauschale oder Entgelt auch eine Abgeltung der Fahrt-
auslagen, so entfillt fiir diese Angestellten auch die Anwendung des Abs. (4) tiber die ,,Fahrt-
verglitung*.

Ebenso finden die Abs. (5) bis (11) keine Anwendung auf Angestellte, die ihren Dienstort
nicht nur voribergehend verlassen, ausgenommen bei Baustellen- und Montagetatigkeit. In
diesen Fallen konnen Anspriiche auf Reiseaufwandsentschadigungen, Fahrtkostenvergutun-
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gen und Wegzeitvergltungen durch Betriebsvereinbarung im Sinn des § 68 Abs. 4 Z 5 EStG
geregelt werden.

Begriff der Dienstreise

(2) Eine Dienstreise liegt vor, wenn der Angestellte seinen Dienstort verldsst, um in einem
oder mehreren anderen Orten Auftrage seines Arbeitgebers auszufihren.

Dienstort im Sinne dieser Bestimmung ist das Gemeindegebiet die Bezirke 1 bis 23 gemaR
dem Gebietsanderungsgesetz vom 26. Juli 1946, BGBI. Nr. 110/54, unter Berticksichtigung
der Bezirkseinteilungsnovelle, LGBI. fir Wien, Nr. 21/55 vom 21.10.1955.

Als Dienstort im Sinne dieser Bestimmung gilt auBerdem in allen Fallen ein T&tigkeitsgebiet
im Umkreis von 12 km, gerechnet von der Betriebsstatte als Mittelpunkt.

Bemessung der Reisedauer

(3) Die Reise beginnt, wenn sie von der Arbeitsstatte aus angetreten wird, mit dem Verlassen
der Arbeitsstatte, in allen anderen Fallen mit dem notwendigen Verlassen der Wohnung. Das
gleiche gilt sinngemal fir die Beendigung der Reise.

Fahrtvergutung

(4) Angestellte der Verwendungsgruppe I-111, Ml und MII erhalten bei ununterbrochenen
Fahrten bis 250 km Entfernung die Eisenbahn-Fahrtkosten 11. Klasse oder Autobus, bei unun-
terbrochenen Fahrten tber 250 km oder bei angeordneten Nachtfahrten die Eisenbahn-
Fahrtkosten I. Klasse oder Autobus ersetzt.

Angestellte der Verwendungsgruppe IV-VI und MIII erhalten einheitlich die Eisenbahn-
Fahrtkosten I. Klasse oder Autobus erstattet.

Eine Nachtfahrt liegt vor, wenn wenigstens drei Fahrtstunden in die Zeit zwischen 22 und 6
Uhr fallen.

Vergutung fir Schlafwagenbenitzung, Verwendung von Flugzeugen und Luxusziigen wird
nur auf Grund besonderer Bewilligung der Betriebsleitung gewahrt. Es werden nur tatsachlich
aufgelaufene Fahrtkosten ersetzt.

Reiseaufwandsentschadigung

(5) Fur die Bestreitung des mit der Dienstreise verbundenen persénlichen Mehraufwandes
erhalt der Angestellte fir jeden vollen Kalendertag eine Reiseaufwandsentschadigung. Sie
besteht aus dem Taggeld und dem Nachtgeld. Die Reiseaufwandsentschadigung” betragt pro
Kalendertag flr

Verwendungs- Taggeld Nachtgeld Volle Reiseauf-
gruppen wandsentschadigung
(Tag- u. Nachtgeld)

€ € €

| bis 111, M | (bis M 11 in Vbg.) 43,78 23,32 67,10

IV, IVa, M Il und M 11 43,78 23,32 67,10

(fir Vbg.: 1V, IVa, M 111 bis M VI)

V, Va 44,42 23,32 67,74

VI 51,10 23,32 74,42

(6) Das Taggeld dient zur Deckung der Mehrausgaben fiir Verpflegung sowie aller mit der
Dienstreise verbundenen personlichen Aufwendungen, einschliellich der Trinkgelder fir per-
sonliche Bedienung.

Das Nachtgeld dient zur Deckung der Unterkunftsbezahlung bzw. bei angeordneten Fahrten

" Gilt in dieser Fassung ab 1. April 2010
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wahrend der Nacht fur den anfallenden Mehraufwand. Unvermeidliche Mehrauslagen flr
Ubernachtung werden gegen Vorlage der Quartierrechnung gesondert verg(itet. Fir eine
Nacht wird nur einmal Nachtgeld vergutet. Ist die Dienstreise mit keiner Nachtigung bzw.
angeordneten Nachtfahrt verbunden oder wird das Quartier oder Schlafwagen kostenlos bei-
gestellt, entfallt das Nachtgeld.

Bei Fahrten im Schlafwagen oder bei kostenlos beigestelltem Quartier wird tatsachlich ver-
ausgabtes Trinkgeld bis zu € 2,18 erstattet. Bei aufeinanderfolgenden Néachtigungen im glei-
chen kostenlos beigestellten Quartier gebiihrt der Betrag von € 2,18 fiir die erste Nachtigung.
Fur jede weitere Nachtigung erhoht sich der genannte Betrag um je € 0,73, jedoch gebiihrt pro
Woche nur ein Hochstbetrag von € 3,63. Fiir jede weitere Woche der Néchtigung im gleichen
kostenlos beigestellten Quartier ist daher ebenfalls flr die erste Nachtigung ein Betrag von

€ 2,18, fiir jede weitere Nachtigung ein Betrag von € 0,73, hochstens jedoch € 3,63, zu erstat-
ten.

(7) Ist gelegentlich einer Dienstreise ein mehr als 28tagiger ununterbrochener Aufenthalt in
einem Ort erforderlich, so vermindert sich ab dem 29. Tag die geblihrende Reiseaufwandsent-
schadigung (Abs. 5) um 25 %.

(8) Fur den Tag des Antrittes und der Beendigung einer mehrtégigen Dienstreise sowie bei
Dienstreisen, die keinen vollen Kalendertag beanspruchen, betragt das Taggeld Bruchteile des
vorgesehenen Satzes nach Maligabe der Reisedauer an dem betreffenden Kalendertag, und
zwar gebuhrt bei einer Abwesenheit von

0 bis 3 Stunden ........ 0
mehr als 3 bis 6 Stunden ........ Y4 des Taggeldes,
mehr als 6 bis 9 Stunden ........ Y des Taggeldes,
mehr als 9 bis 12 Stunden ...... ¥, des Taggeldes,
mehr als 12 Stunden ....... das volle Taggeld,

Sonstige Aufwendungen

(9) Sonstige, mit der Dienstreise im Zusammenhang stehende notwendige Dienstauslagen,
wie Porto, Telegramm- und Fernsprechgebuhren, Kosten fir die Zu- und Abfahrt vom Bahn-
hof und dgl. sind in ihrem notwendigen und glaubhaft gemachten Ausmal} gesondert zu ver-
guten.

Zusatzliche Reiseaufwandsentschadigung

(10) Soweit bei angeordneten Dienstreisen die effektive Reisezeit (d.i. die Zeit der unmittel-
baren Reisebewegung in Beforderungsmitteln, wie Eisenbahn, Autobus etc., einschlieBlich
notwendiger Wartezeiten auf Umsteigbahnhdfen) nicht in die Normalarbeitszeit des Arbeit-
nehmers fallt, gebihrt fir jede solche begonnene — sonst dienstfreie — effektive Reisestunde
1/7 der vollen kollektivvertraglichen Reiseaufwandsentschadigung. Flr Reisestunden an
Samstagen ab 13.00 Uhr sowie an Sonn- und Feiertagen gebihrt % der vollen kollektivver-
traglichen Reiseaufwandsentschadigung.

Liegt jedoch gleichzeitig eine Nachtfahrt im Sinne 8§ 3, Abs. (4), 3. Satz, vor, gebiihrt die obi-
ge Vergutung nur fir die vor 22.00 Uhr liegenden effektiven Reisestunden.

Absatz 10 gilt in dieser Fassung fir nach dem 31.3.2001 angetretene Dienstreisen.

Uberstunden auf Dienstreisen

(11) Fur Zeiten, fur welche Reiseaufwandsentschadigung gezahlt wird, erfolgt in der Regel
keine besondere Vergutung von Uberstunden. Die Reisezeit gilt nicht als Arbeitszeit.
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Werden jedoch von der Firmenleitung effektive Dienstleistungen am Zielort der Dienstreise
tber die tagliche Normalarbeitszeit hinaus angeordnet, so werden neben der gebuhrenden
einfachen Reiseaufwandsentschadigung die tatsachlich geleisteten Uberstunden vergutet.

Reisen in das Ausland
(12) Die Entschadigungen fur Auslandsreisen werden jeweils vor Antritt der Reise besonders
vereinbart.

(13) Anspriche im Sinne dieses Paragraphen miissen spatestens innerhalb von einem Monat
nach Beendigung der Dienstreise, bei sonstigem Verfall, durch Rechnungslegung geltend ge-
macht werden.

8 4 Trennungskostenentschadigung

(1) Angestellte, die infolge Versetzung an einen anderen Dienstort gezwungen sind, einen
getrennten Haushalt zu flihren, erhalten zur Abgeltung des dadurch entstehenden Mehrauf-
wandes eine Trennungskostenentschadigung.

(2) Anspruchsberechtigt sind Angestellte, die mit ihrem Ehegatten/ihrer Ehegattin, dem/der
eingetragenen Partner/in im Sinne des EPG, mit ihren Eltern oder einem Elternteil, mit eige-
nen Kindern (auch Zieh- und Stiefkinder) oder Geschwistern dauernd im gemeinsamen Haus-
halt lebten und die Mittel hiezu nachweislich ganz oder zum uberwiegenden Teil aufbringen.
AuRerdem besteht unter den gleichen Voraussetzungen die Anspruchsberechtigung auch fir
mannliche Angestellte, die mit einer Lebensgefahrtin mindestens seit einem Jahr im gemein-
samen Haushalt lebten.

(3) Die Notwendigkeit getrennter Haushaltsfiihrung ist als gegeben anzunehmen, wenn dem
Angestellten die tagliche Heimfahrt vom neuen Dienstort zum bisherigen Wohnort nicht zu-
gemutet werden kann.

(4) Die Trennungskostenentschadigung betragt pro Kalendertag fir Angestellte aller Verwen-
dungsgruppen € 18,41.

Wird ein angemessenes Quartier vom Arbeitgeber unentgeltlich beigestellt, so verringern sich
die Satze um 25 %. Fur die ersten zwei Wochen nach erfolgter Versetzung gebdihrt statt obi-
ger Sétze die Reiseaufwandsentschadigung.

(5) Der Anspruch auf Trennungskostenentschadigung ruht:

a) wahrend des Urlaubes;

b) wahrend einer Krankheit, wenn der Angestellte sich nach Hause in Pflege begibt, ab dem
auf die Abreise folgenden Tag;

c) wahrend des Krankenhausaufenthaltes ab dem auf die Aufnahme folgenden Tag;

d) wéhrend jenes Zeitraumes, den ein Angestellter unentschuldigt der Arbeit fernbleibt;

e) fur Zeitraume, fur die Reisekosten verrechnet werden;

f) bei Dienstreisen an seinem standigen Wohnort.

Bei nachweislich weiterlaufenden Quartierkosten gebtihrt jedoch auch in den Fallen a) bis f)
ein Viertel der Trennungskostenentschadigung.
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(6) Die Trennungskostenentschadigung entfallt:

a) wenn dem Angestellten eine geeignete, seinen Einkommens- und Familienverhaltnissen
angemessene Wohnung am neuen Dienstort oder so nahe hievon angeboten wird, dass ihm die
tagliche Heimfahrt zugemutet werden kann;

b) wenn der Angestellte wahrend mehr als drei Monaten seit der Versetzung nachweislich nur
ungentigend um die Beschaffung einer Wohnung besorgt war;

¢) wenn die sonstigen, nach den Bestimmungen dieses Paragraphen nétigen Voraussetzungen
zur Zahlung der Trennungskostenentsch&digung nicht mehr gegeben sind.

(7) Der Angestellte ist verpflichtet, jede Anderung der Voraussetzungen fiir die Gewahrung
der Trennungskostenentschadigung unverziglich zu melden. Widerrechtlich bezogene Tren-
nungskostenentschadigungen sind zuriickzuzahlen.

(8) Die Auszahlung der Trennungskostenentschadigung erfolgt mit der monatlichen Gehalts-
zahlung. Der Anspruch auf Trennungskostenentschadigung muss innerhalb von drei Monaten
nach Félligkeit bei sonstigem Verfall geltend gemacht werden.

§ 5 Messegelder

(1) Angestellte, die zu Dienstleistungen auf Messen oder Ausstellungen am Dienstort heran-
gezogen werden, erhalten, sofern sie dadurch an der Einnahme des Mittagmahles am sonst
ublichen Ort verhindert sind, eine Aufwandsentschadigung (Messegeld). Das Messegeld be-
tragt pro Kalendertag fiir:

Angestellte der Verwendungsgruppen”

I DIS T, M L e € 20,29
IV bisVI, MITu. M I (bisMVIinVDbg.)....cccoouvnnnnnne. €21,00

(2) Sonstige durch Messe-(Ausstellungs-)dienst begriindete Auslagen (z.B. Reprasentations-
spesen) sind gesondert zu verguten.

(3) Tatsachliche Mehrarbeitsstunden gegeniiber der normalen taglichen Arbeitszeit sind durch
das Messegeld nicht abgegolten und sind gemal 8 5 des Rahmenkollektivvertrages fir Ange-
stellte der Industrie vom 1. November 1984 (in der jeweils gliltigen Fassung) gesondert zu
verguten.

(4) Fur Angestellte, die zu Dienstleistungen auf Messen und Ausstellungen auBerhalb ihres
Dienstortes herangezogen werden, gelten die Bestimmungen der Reisekosten- und Aufwands-
entschadigung geman § 3.

“) Stand 1.4.2010
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8 6 Verwendungsgruppenschema

(1) Zur Interpretation des Rahmen-Kaollektivvertrages fur Angestellte der Industrie vom 1.
November 1984 (in der jeweils glltigen Fassung) wird das Verwendungsgruppenschema
durch nachstehend angefiihrte Angestelltenkategorien ergénzt:

Verwendungsgruppe I:
Unqualifizierte Hilfskrafte im Labor.

Verwendungsgruppe II:
Qualifizierte Hilfskrafte im Labor und beim Musterzeichnen.

Verwendungsgruppe I11:
Dessinateure, Musterzeichner, Skizzeure, Patroneure.

Verwendungsgruppe 1V:

Dessinateure, die auch entwerden, Musterzeichner, die auch entwerden, Skizzeure, die auch
entwerfen, oder Angestellte, denen Musterzeichner, Dessinateure, Skizzeure oder Patroneure
der Verwendungsgruppe 11 unterstellt sind.

Verwendungsgruppe V:
Entwerfer (verantwortlich fur Musterzeichner).

(2) Meistergruppe M I1I:
1. Werkmeisterkurse im In- und Ausland, die einen den Bestimmungen des 8§ 19, Abs.2, ent-
sprechenden Wissensstand vermitteln, gelten als Fachschule im Sinne der Meistergruppe M.

2. Meister ohne Fachschulausbildung, die die Qualifikation eines Meisters in M1l mit Fach-
schule aufweisen und ihre Tatigkeit auf einem Arbeitsplatz ausiben, der tblicherweise von
einem Meister mit Fachschulausbildung eingenommen wird, sind in MII mit Fachschule ein-
zustufen.

8 7 Schlussbestimmungen und Gunstigkeitsklausel

(1) Durch den Abschluss dieses Zusatz-Kollektivvertrages sind die Fachverbands-
Verhandlungen im Sinne des § 22 des Rahmen-Kollektivvertrages fiir Angestellte der Indust-
rie vom 1. November 1984 (in der jeweils glltigen Fassung) nicht erschopft und kdnnen wei-
tere Zusatz-Verhandlungen ohne Aufkiindigung dieses Zusatz-Kollektivvertrages gefiihrt
werden.

(2) Bestehende, fiir die Angestellten giinstigere Ubungen und Vereinbarungen bleiben auf-
recht.

Diese Gunstigkeitsklausel ist so anzuwenden, dass nur die betreffende Regelung dieses Ver-
trages als Ganzes (z.B. § 3, Reisekosten- und Aufwandsentschadigung) oder die bisher beste-
hende Regelung als Ganzes angewendet werden kann. Ein Herausgreifen einzelner Teile der
einen oder anderen Regelung unter Berufung auf die Glnstigkeitsklausel ist nicht gestattet.

Wien, 2. April 1985
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Fachverband der Textilindustrie Osterreichs
Osterreichischer Gewerkschaftsbund
Gewerkschaft der Privatangestellten

Sektion Industrie und Gewerbe
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ZUSATZKOLLEKTIVVERTRAG
betreffend Auslandsdienstreisen

abgeschlossen zwischen dem

Fachverband der Textilindustrie Osterreichs
einerseits und dem

Osterreichischen Gewerkschaftsbund
Gewerkschaft der Privatangestellten
Sektion Industrie und Gewerbe
andererseits

8 1. Geltungsbereich
Der Kollektivvertrag gilt

raumlich: fir alle Bundeslander;

fachlich: fur alle Mitgliedsfirmen des Fachverbandes der Textilindustrie, ausgenommen jene,
die der Fachgruppe der Stickereiindustrie VVorarlbergs angehoren; fur Mitgliedsfirmen, die
gleichzeitig auch einem anderen als dem vorgenannten Fachverband angehdren, ist in Zwei-
felsféllen die Vertragszugehorigkeit einvernehmlich zwischen den beteiligten Fachverbanden
und der Gewerkschaft der Privatangestellten, Sektion Industrie und Gewerbe, festzustellen.
Bei dieser Feststellung ist davon auszugehen, welcher Produktionszweig tiberwiegend ausge-
ubt wird;

personlich: fir alle jene, dem Angestelltengesetz unterliegenden Dienstnehmerinnen, auf
welche der Rahmenkollektivvertrag fir Angestellte der Industrie vom 1.November 1991 in
der jeweils gultigen Fassung anzuwenden ist.

8 2. Auslandsdienstreisen

Eine Auslandsdienstreise liegt vor, wenn ein/e Angestellte/r von seinem/ihrem Dienstort in
Osterreich vortibergehend zur Dienstleistung ins Ausland entsendet wird.

§ 3. Reisevorbereitung

Dem/Der Angestellten ist vor Antritt der Beschaftigung im Ausland die zur Erledigung der
mit der Entsendung verbundenen Angelegenheiten notwendige Zeit freizugeben. Die notwen-
digen und unvermeidlichen Aufwendungen im Zusammenhang mit der VVorbereitung der Ent-
sendung sind zu ersetzen.

8 4. Schriftliche Aufzeichnungen

Die fir die Entsendung vereinbarte Aufwandsentschadigung gemaR § 7 dieses Kollektivver-
trages und Vereinbarungen im Zusammenhang mit der Entsendung, soweit letztere von die-
sem Kollektivvertrag bzw. einer betrieblichen Regelung abweichen oder diese erganzen, sind
schriftlich festzuhalten, zum Beispiel in Form einer Erganzung des Dienstzettels (§ 15

Abs. 3 des Rahmenkollektivvertrages fir die Angestellten der Industrie).

Dem Betriebsrat sind schriftliche Aufzeichnungen tber die vereinbarte Hohe der Aufwands-
entschadigungen sowie Uber auf Grund dieses Kollektivvertrages erméglichte abweichende
Regelungen zu tibergeben. Werden derartige Regelungen im Betrieb, insbesondere auf Grund
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einer Betriebsvereinbarung, allgemein angewendet, geniigt die einmalige Ubergabe dieser
Regelung.

Dem/Der Angestellten ist vor Beginn der Entsendung insbesondere mitzuteilen:

a) Beginn und voraussichtliches Ende der Beschaftigung

b) Hohe des Tag- und Nachtgeldes,

c) Art des Verkehrsmittels,

d) Uberweisungsart des Entgelts,

e) Entlohnungs- und Abrechnungszeitrdume,

f) Art und Hohe der Versicherungen.

Die Mitteilung kann insoweit entfallen, als sich auf Grund der Dauer der Entsendung und be-
stehender Regelungen im Unternehmen keine Notwendigkeit einer besonderen Mitteilung
ergibt.

8 5. Beforderungsmittel und Fahrtkosten

(1) Die Wahl des Beforderungsmittels und die Festlegung der Reiseroute obliegen dem
Dienstgeber. Soweit eine Wahlmdglichkeit fur den Dienstgeber besteht, darf durch die ge-
troffene Wahl nicht ein offensichtliches Missverhaltnis zwischen den wirtschaftlichen und
betrieblichen Interessen des Arbeitgebers und den eintretenden Belastungen des/der Ange-
stellten in zeitlicher und korperlicher Hinsicht entstehen.

(2) Es werden nur tatséchlich aufgelaufene und nachgewiesene Fahrtkosten ersetzt.

(3) Hinsichtlich des Kostenersatzes der beniitzten Wagenklasse bei Bahnfahrten sind die ent-
sprechenden kollektivvertraglichen Bestimmungen fur Inlandsdienstreisen im Sinne des 6ster-
reichischen Standards sinngemal} anzuwenden.

8 6. Arbeitszeit und Wochenruhe

(1) Die Verteilung der in Osterreich geltenden wochentlichen Normalarbeitszeit auf die ein-
zelnen Tage der Woche und die Festlegung der taglichen Normalarbeitszeit kann fur die im
Ausland tatigen Angestellten entsprechend den Regelungen und der Ubung des Auslandsstaa-
tes und dem Erfordernis der Zusammenarbeit mit Arbeitnehmerinnen des Auslandsstaates
oder unter Berlcksichtigung der sonstigen Gegebenheiten und Erfordernisse abweichend von
den Regelungen im Inland festgelegt werden.

(2) Gilt in dem Auslandsstaat, in den der/die Angestellte entsendet wird, ein anderer Tag der
Woche als der Sonntag als wochentlicher Ruhetag, tritt dieser Tag an die Stelle des Sonntags.

§ 7. Aufwandsentschadigung

(1) Far die Bestreitung des mit der Entsendung verbundenen Mehraufwandes erhalt der/die
Angestellte eine Aufwandsentschédigung, welche aus einem Tag- und Nachtgeld besteht. Das
Taggeld dient zur Deckung der Mehrausgaben fiir Verpflegung sowie aller mit der Entsen-
dung verbundenen persénlichen Aufwendungen einschlieBlich der Trinkgelder fur persénliche
Bedienung.

Das Nachtgeld dient zur Deckung der Unterkunftsbezahlung bzw. bei angeordneten Fahrten
wéhrend der Nacht fur den anfallenden Mehraufwand. Fr die Definition der Nachtfahrt ist
der jeweilige Zusatzkollektivvertrag fur Inlandsdienstreisen heranzuziehen. Unvermeidliche
Mehrauslagen fur Unterkunfte werden gegen Vorlage der Quartierrechnung gesondert vergu-
tet. Bei kostenloser Beistellung von zumutbarem Quartier bzw. Schlafwagen entféllt das
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Nachtgeld. Allféllig erforderliche Unterkunftszusatzkosten sind in diesem Falle vom Arbeit-
geber zu entrichten oder zu ersetzen.

(2) Durch die Vereinbarung des Tag- und Nachtgeldes darf das Taggeld sowie das Nachtgeld
der Gebihrenstufe 3 der Bundesbediensteten um nicht mehr als 10 % unterschritten werden.

(3) Abs.2 gilt nicht, insoweit generell oder fir bestimmte Bereiche durch Betriebsvereinba-
rung nachfolgende Regelung besteht oder getroffen wird, die als der Regelung geméaR Abs.2
gleichwertig gilt:

Bis zu den Verwendungsgruppen IVVa und M V geblhrt das Tag- und Nachtgeld der Gebiih-
renstufe 2b, fur die Verwendungsgruppen V bis VI und MVI jenes der Gebihrenstufe 3.

Die Absétze 2 und 3 gelten in der obigen Fassung fiir Dienstreisen, die ab 1.6.2001 angetreten
werden.

(4) Die Aufwandsentschadigung nach diesem Kollektivvertrag gebuhrt fur die Dauer des Auf-
enthaltes im Ausland, der mit dem Grenzibertritt beginnt bzw. endet. Wird bei der Entsen-
dung ein Flugzeug benutzt, so gilt als Grenzubertritt der Abflug vom bzw. die Ankunft am
letztbeniitzten Inlandsflughafen. Das Tag- und Nachtgeld (Abs.2 bzw.3) richtet sich nach dem
Ansatz flr den Staat, der bei der Entsendung durchfahren wird bzw. in dem sich der/die An-
gestellte zur Verrichtung der Dienstleistung aufhélt. Bei Flugreisen richtet sich das Taggeld
(Abs.2 bzw. 3) nach dem Ansatz des Staates, in den die Entsendung fihrt.

Der/Die Angestellte erhalt fur je volle 24 Stunden des Aufenthaltes im Ausland das vereinbar-
te Taggeld. Bruchteile bis zu 5 Stunden bleiben unberiicksichtigt, fur Bruchteile in der Dauer
von mehr als 5 Stunden gebuhrt 1/3, von mehr als 8 Stunden 2/3 und von mehr als 12 Stunden
das volle Taggeld.

Ausdriicklich auf die Aufwandsentschadigung als anrechenbar bezeichnete vom Arbeitgeber
oder einem Dritten gewéhrte besondere Entschadigungen sind auf die Aufwandsentschadi-
gungen im Sinne dieses Paragraphen anrechenbar.

Die Aufwandsentschadigung gebihrt grundsatzlich in dsterreichischer Wéhrung. Die Bezah-
lung der Aufwandsentschadigung in Fremdwéhrung ist in Betrieben mit Betriebsrat im Ein-
vernehmen mit diesem, ansonsten im Einvernehmen mit dem/der Angestellten zu regeln, wo-
bei auf auftragsbezogene Bedingungen Rucksicht zu nehmen ist.

(5) Vom Taggeld entfallen 15 % auf das Frihstlick, 30 % auf das Mittagessen und 25 % auf
das Nachtmahl. Werden die Mahlzeiten umsonst zur Verfligung gestellt bzw. die sonstigen
Aufwendungen nicht vom/von der Angestellten getragen, verringert sich das vereinbarte Tag-
geld entsprechend. Im Falle der Zurverfiigungstellung von verbilligten Mahlzeiten (etwa
Werkskiiche) gilt ebenfalls die Kiirzungsbestimmung des ersten Satzes, es sind jedoch in die-
sem Fall die Kosten der Mahlzeit durch die Firma zu ersetzen. Diese Bestimmung ist dann
anzuwenden, wenn die umsonst oder verbilligt zur Verfugung gestellten Mahlzeiten nach in-
landischen Begriffen zumutbar sind oder nicht gesundheitliche Griinde entgegenstehen. Wird
gemal 8 7 Abs. 4 zweiter Absatz nur ein aliquotes Taggeld verrechnet und findet ein Abzug
fir Mahlzeiten statt, sind die Abzugssatze des ersten Satzes auf das jeweilige aliquote Tag-
geld zu beziehen.

(6) Sonstige mit der Dienstreise im Zusammenhang stehende notwendige Dienstauslagen, wie
z.B. Porti, Telegramm- und Fernsprechgebihren, Kosten fur die Zu- und Abfahrt vom Bahn-
hof und notwendige Kleiderreinigung, sind in ihrem notwendigen und glaubhaft gemachten
Ausmald gesondert zu verguten.

(7) Die tagliche Aufwandsentschadigung (Tag- und Nachtgeld) entfallt im Falle eines unent-
schuldigten Fernbleibens zur Ganze. Das gleiche gilt, wenn eine Dienstverhinderung bzw.
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Arbeitsunfahigkeit jedweder Art vorsétzlich oder grobfahrlassig herbeigefihrt wird. Im Falle
eines Arbeitsunfalls entfallt die tagliche Aufwandsentschadigung nur bei vorséatzlicher
Herbeifuhrung.

Bei einem notwendigen Krankenhausaufenthalt im Ausland verringert sich der Taggeldsatz
auf 1/3 des vollen vereinbarten Taggeldsatzes. Das Nachtgeld entféllt, jedoch werden weiter-
laufende Quartierkosten gegen Nachweis bis auf Widerruf durch die Firmenleitung ersetzt.

(8) Bis zum Grenzibertritt bzw. zum letztbendtzten Inlandsflughafen ist die Aufwandsent-
schadigung nach den entsprechenden im Inland geltenden Kollektivvertrdgen zu bemessen.
Das gleiche gilt sinngemal fir die Rickkehr.

Ergibt sich bei Dienstreisen von bis zu 24stlindiger Dauer auf Grund der Dauer des Auslands-
aufenthaltes kein (aliquoter) Anspruch auf eine Aufwandsentschadigung im Sinne des Abs. 4,
sind auf die gesamte Dienstreise die entsprechenden im Inland geltenden Kollektivvertrage
hinsichtlich der Bemessung der Aufwandsentsch&digung anzuwenden.

(9) Bei Aufenthalten zur Schulung oder Ausbildung kann vereinbart werden, dass sich das
gemal Abs. 2 bzw. 3 jeweils zustehende Taggeld auf 10 % dieses Satzes verringert, wenn ein
ganztdgig erweiterter Betreuungsumfang (Mahlzeiten und Nebenleistungen) gewahrt wird.

§ 8. Vergutung flr Reisezeit und Lenkzeit

(1) Hinsichtlich der Vergutung von Reisezeit und Lenkzeit sind die entsprechenden Bestim-
mungen der Kollektivvertrage betreffend die Inlandsdienstreisen in den jeweiligen Bereichen
anzuwenden, wobei flr die Bemessung der Vergiitung fur Reisezeit die Aufwandsentschadi-
gung (Tag- und Nachtgeld) des Inlandes heranzuziehen ist. Dasselbe gilt hinsichtlich Uber-
stunden auf Dienstreisen. Mit dieser Vergltung ist die zeitliche Inanspruchnahme des/der
Angestellten durch die Reisetatigkeit abgegolten.

(2) Hinsichtlich der Vergutung gelten die Zeiten der Reisebewegung im In- und Ausland als
Einheit. Wird vom Einsatzort am Zielort der Dienstreise im Auslandsstaat eine Dienstreise
vergleichbar einer Dienstreise nach den jeweiligen Bestimmungen der Zusatzkollektivvertra-
ge Uber Inlandsdienstreisen angetreten, gelten die Bestimmungen tber die Definition des
Dienstortes sinngemaf im Ausland.

8§ 9. Familienheimfahrt

Nach einem ununterbrochenen Aufenthalt von der Dauer eines halben Jahres in Europa oder
11 Monaten in auBereuropéischen Staaten hat der/die Angestellte Anspruch auf eine bezahlte
Familienheimreise mit anschlieRendem Gebihrenurlaub, sofern die Beendigung der Entsen-
dung bzw. eine Heimreise aus sonstigen Griinden nicht in den nachsten 3 Monaten zu erwar-
ten ist. Heimreisezeiten durfen auf den Gebuhrenurlaub nicht angerechnet werden. Fur die
Familienheimreise gelten hinsichtlich der Beférderungsmittel und der Reisezeit die entspre-
chenden Bestimmungen dieses Kollektivvertrages. Wird jedoch die Heimreise bedingt z.B.
durch die Auftragslage nicht moglich, gebuhrt bei ununterbrochenem Aufenthalt von mehr als
6 Monaten in europdischen Staaten fir jeden dartiber hinausgehenden Monat 1/6, in auBereu-
ropéischen Staaten flr jeden Gber 11 Monate hinausgehenden Monat 1/11 der gesamten
Fahrtkosten fur die Hin- und Ruckreise zum standigen Wohnort als Abgeltung fir die nicht-
konsumierte Heimreise.
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§ 10. Unfallversicherung

Der Arbeitgeber hat dem/der Angestellten die Kosten einer Unfallversicherung fir Unfélle
wahrend der Dauer der Entsendung, ausgenommen Arbeits- und Wegunfall im Sinne des
ASVG, die zum Tod oder dauernder Invaliditat fihren, zu ersetzen. Hinsichtlich des Kosten-
ersatzes wird fur Tod eine Versicherungssumme von mindestens € 10.900,93, fiir dauernde
Invaliditdt von mindestens € 21.801,85 festgesetzt. Es werden nur die Kosten fiir eine Versi-
cherung gedeckt, die jene Risken abdeckt, die nach den Osterreichischen Versicherungsbedin-
gungen unter das normale Unfallrisiko fallen. Der Kostenersatz féllt weg oder verringert sich
entsprechend, wenn auf eine andere Weise fur Abdeckung des Unfallrisikos in obigem Aus-
maR durch die Firma gesorgt ist; von dieser anderweitigen Vorsorge ist dem/der Angestellten
schriftlich Mitteilung zu machen.

8 11. Tod naher Angehdriger

Bei Tod des/der Ehegatten/in, des/der eingetragenen Partners/in im Sinne des EPG, des/der
Lebensgefahrten/in (im Sinne der Bestimmungen des ASVG), der Kinder, der Adoptivkinder
oder der Eltern sind die Kosten der Ruckreise zu erstatten und die Fahrzeit bei der Rickreise
in gleicher Weise wie bei einer Entsendung zu behandeln, sofern die Heimfahrt tatsachlich
beansprucht wird.

8 12. Erkrankungen und Unfalle

Bei Erkrankungen im Ausland gilt § 130 ASVG bzw. das jeweilige zwischenstaatliche So-
zialversicherungsabkommen.

Uber Verlangen der unter § 11 genannten nahen Angehérigen hat die Firma im Falle des To-
des des/der Angestellten wéhrend der Dauer der Entsendung die notwendigen Kosten des
Riicktransportes zu libernehmen, soweit diese nicht von dritter Seite (z.B. Versicherung) ge-
tragen werden, wobei die Kosteniibernahme mit € 7.267,28 nach oben begrenzt ist. Uber Ver-
langen der Hinterbliebenen hat die Firma bei der administrativen Abwicklung des Rucktrans-
portes behilflich zu sein.

§ 13. HOhere Gewalt

Im Falle einer konkreten persénlichen Gefahrdung (z.B. durch Krieg, innerpolitische Unruhe
am Zielort der Entsendung) ist der/die Angestellte berechtigt, die Heimreise anzutreten. VVor
Antritt ist nach Moglichkeit das Einvernehmen mit dem Arbeitgeber bzw. dessen bevollméch-
tigtem Vertreter herzustellen, ansonsten ist der Arbeitgeber vom Antritt der Reise unverzig-
lich zu verstandigen. Wird der/die Angestellte durch hohere Gewalt an der Riickreise gehin-
dert, so ist den Angehdrigen — und dazu z&hlen auch eingetragene Partner/innen im Sinne des
EPG —, zu deren Erhaltung der /die Angestellte gesetzlich verpflichtet ist, jenes Gehalt fur die
Dauer von 6 Monaten weiterzubezahlen, das er/sie bei Dienstleistung an der Dienststelle im
Inland erreicht héatte. Fir weitere 6 Monate ist diesen Angehdrigen ein Betrag in der Hohe des
auf gleicher Basis berechneten pfandungsfreien Einkommens zu bezahlen.

8 14. Bevorschussung und Reiseabrechnung
Die Aufwandsentschadigung (Tag- und Nachtgeld) und Fahrtkosten (soweit nicht Fahrkarten

gestellt werden) sind dem/der Angestellten zeitgerecht gegen nachherige Verrechnung zu
akontieren.
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Die Abrechnung der Anspriiche hat grundsatzlich fir jeden abgelaufenen Kalendermonat bis
zum Ende des n&chsten Kalendermonats durch schriftliche Rechnungslegung zu erfolgen. Die
Anspriiche verfallen, wenn diese Rechnungslegung nicht innerhalb von 2 weiteren Kalender-
monaten, im Falle einer unverschuldeten VVerhinderung an der Rechnungslegung innerhalb
von 2 Kalendermonaten nach Wegfall der Verhinderung, erfolgt.

8§ 15. Abtretung von Anspriichen

Uber Aufforderung des Dienstgebers hat der/die Angestellte bzw. seine/ihre Hinterbliebenen
Ersatzanspriiche, die sich aus einem Ereignis im Sinne der 8§ 10, 12 und 13 gegen Dritte er-
geben, bis zur Hohe des vom Dienstgeber auszubezahlenden bzw. ausbezahlten Betrages an

den Dienstgeber bei sonstigem Verlust im Sinne obiger Paragraphen abzutreten.

8 16. Sondervereinbarungen, Betriebsvereinbarungen, betriebliche Regelungen
und Gunstigkeitsklausel

(1) Die Anspriiche nach 88 7 und 8 kdnnen einvernehmlich auch auf andere Weise als in die-
sem Kollektivvertrag, etwa durch eine Pauschale, eine Auslandszulage oder ein Entgelt bzw.
eine andere Vergutung, das die Abgeltung fur diese Anspriiche einschlief3t, abgegolten wer-
den. Als solches gilt auch die Abrechnung gegen Beleg.

(2) Bestehende Firmenregelungen bleiben in ihrem gesamten Umfang als Betriebs-
vereinbarung aufrecht und treten an Stelle dieses Kollektivvertrages, wenn binnen 2 Monaten
nach Inkrafttreten dieses Kollektivvertrages die Firmenleitung und der Betriebsrat einver-
nehmlich die Weitergeltung der Regelung festlegen. Kommt keine Einigung zustande, gilt
Abs. 3. Regelungen im Sinne dieses Absatzes haben schriftlich zu erfolgen.

(3) Bestehende, fir die Angestellten giinstigere Vereinbarungen, Betriebsvereinbarungen und
Regelungen bleiben aufrecht und kénnen auch in Hinkunft abgeschlossen werden. Diese
Gunstigkeitsklausel ist so anzuwenden, dass nur die betriebliche Regelung als Ganzes auf ihre
Gunstigkeit gepruft wird, ein Herausgreifen einzelner Teile der einen oder anderen Regelung
unter Berufung auf diese Gunstigkeitsklausel ist nicht gestattet.

8 17. Schlichtungsverfahren
Mit der Beilegung von Auslegungsstreitigkeiten und Streitigkeiten iber die Anwendung der
Gunstigkeitsklausel geméal § 16 Abs. 3 hat sich vor Anrufung des Arbeits- und Sozialgerich-
tes ein paritatisch aus je drei Vertreterinnen der vertragsschlieRenden Organisationen zusam-

mengesetzter Ausschuss zu befassen, dessen Mitglieder tunlichst aus dem Kreis der an den
Verhandlungen uber diesen Kollektivvertrag Beteiligten zu entnehmen sind.

§ 18. Geltungsbeginn und Geltungsdauer

(1) Dieser Kollektivvertrag tritt am 1. Juli 1998 in Kraft und gilt fur jene Auslandsdienstrei-
sen, die nach dem 30. Juni 1998 angetreten werden.

(2) Dieser Kollektivvertrag kann von beiden vertragsschlielenden Parteien unter Einhaltung
einer dreimonatigen Kiindigungsfrist zu jedem Monatsletzten mittels eingeschriebenen Brie-
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fes gekindigt werden. Wahrend der Kindigungsfrist sollen Verhandlungen wegen Erneue-
rung bzw. Abénderung dieses Kollektivvertrages gefuhrt werden.

Wien, am 17. Méarz 1998
FACHVERBAND DER TEXTILINDUSTRIE OSTERREICHS

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
Gewerkschaft der Privatangestellten

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
Gewerkschaft der Privatangestellten
Sektion Industrie und Gewerbe

Ist — Gehaltserhthung ab 1. April 2011

(1)  Das tatsachliche Monatsgehalt (Ist-Gehalt) der Angestellten - bei Provisionsvertrete-
rinnen ein etwa vereinbartes Fixum - ist mit Wirkung 1. April 2011 bis zum Betrag von €
2.100,- um 2,55 %, von mehr als € 2.100,- bis € 4.200,- um 2,30 %, von mehr als € 4.200,-
um 2,10 % zu erhdhen. Berechnungsgrundlage fur diese Erhdéhung ist das Mérz-Gehalt 2011.
(2)  Andere Bezugsformen als Monatsgehalt (Fixum), wie z.B. Provisionsbezlige, Min-

destprovisionen, Mindestgarantien bei ProvisionsbezieherIinnen, Pramien, Sachbezilige usw.
bleiben unveréandert.

Wirksamkeitsbeginn

Der Kollektivvertrag tritt am 1. April 2011 in Kraft.

Wien, 30. Méarz 2011
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FACHVERBAND DER TEXTIL-, BEKLEIDUNGS-, SCHUH- UND LEDERINDUSTRIE

Obmann: Geschéaftsfihrer:

Ing. Reinhard Backhausen Dr. Franz J. Pitnik

FACHVERBAND DER TEXTIL-, BEKLEIDUNGS-, SCHUH- UND LEDERINDUSTRIE
Berufsgruppe Textilindustrie

Berufsgruppenleiter:

Dr. Wolfgang Zeyringer

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
Gewerkschaft der Privatangestellten, Druck, Journalismus, Papier

Vorsitzender: Geschaftsbereichsleiter:

Wolfgang Katzian Karl Proyer

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
Gewerkschaft der Privatangestellten, Druck, Journalismus, Papier
Wirtschaftsbereich Textil, Bekleidung, Schuh

Wirtschaftsbereichs - VVorsitzender: Wirtschaftsbereichs - Sekretar:

Willi Mungenast Paul Prusa

78



	Vertragschließende
	Geltungsbereich
	Geltungsdauer
	Normalarbeitszeit
	Mehrarbeit
	Nachtarbeit
	Altersteilzeit
	Überstunden-, Sonn- und Feiertagsarbeit
	Nachtarbeit
	Freizeit bei Dienstverhinderung
	Anrechnung von Mittelschulstudien bei Bemessung der Urlaubsdauer, Krankenurlaube und Heimaufenthalte, Studienfreizeit
	Abfertigung bei Vollendung des 65. Lebensjahres bei Männern und des 60. Lebensjahres bei Frauen
	Abfertigung bei Inanspruchnahme der vorzeitigen Alterspension bei langer Versicherungsdauer gemäß § 253 b des ASVG
	Anrechnung des Karenzurlaubes (§ 15 MSchG bzw. § 2 EKUG) und Abfertigung nach Entbindung (§ 23 a AngG)
	Anrechnung von ArbeiterInnenvordienstzeiten
	Wechsel in das System der „Abfertigung neu“
	Gehaltszahlung im Todesfall
	Berücksichtigung von ArbeiterInnenvordienstzeiten für die Bemessung der Abfertigung
	Weihnachtsremuneration
	Monatsgehalt
	Sonderbestimmungen für teilzeitbeschäftigte Angestellte
	Urlaubsentgelt
	Behaltepflicht
	Information bei befristeten Dienstverhältnissen
	Diensterfindungen
	Verbesserungsvorschläge
	Ausbildungskosten
	Allgemeine Bestimmungen über die Verwendungsgruppen
	Kollektivvertragliche Mindestgrundgehälter für teilzeitbeschäftigte Angestellte
	Anrechnung auf das Mindestgrundgehalt
	Ein- bzw. Austritt
	Bezüge der Aufsichtsorgane
	Lehrlinge, Integrative Berufsausbildung
	Praktikanten
	Verwendungsgruppenschema – Mindestgrundgehälter
	Telearbeit
	Sondervereinbarungen und Arbeitsordnungen
	Einstellungsbeschränkungen
	Fachverbandsverhandlungen
	Schlichtung von Gesamtstreitigkeiten
	Aufhebung geltender Vorschriften, Günstigkeitsklausel
	Gemeinsame Erklärung der Kollektivvertragspartner zurBildungskarenz
	Gemeinsame Erklärung der Kollektivvertragspartner zuAus- und Weiterbildung
	Erläuterungen
	Dienstzettel
	Empfehlung betreffend Dienstjubiläum
	Kollektivvertrag betreffend Arbeitsleistungen im Rahmen der Regelung der Öffnungszeiten
	KOLLEKTIVVERTRAG betreffend voll- und teilkontinuierliche Arbeitsweise
	KOLLEKTIVVERTRAG* über die Zeitvorrückung innerhalb der Verwendungsgruppe
	ZUSATZKOLLEKTIVVERTRAG über die Verrechnung von Kilometergeld für Personenkraftwagen
	ZUSATZKOLLEKTIVVERTRAG betreffend Reisekosten- und Aufwandsentschädigung
	ZUSATZKOLLEKTIVVERTRAG betreffend Auslandsdienstreisen

